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Dokumente 


1. Politifche 


krſte Durchführungsverordnung über Gliederung und Verwaltung der Oftgebiete 


Der Heichsminiſter des Innern erließ am 26. Oktober folgende „Erfte 

Verordnung zur Durchführung des Erlaffes des Führers und fieichs⸗ 

en) über Gliederung und Verwaltung der Oftgebiete (Rö Bl. I, 

Auf Grund non $ 12 des Erlaffes des Führers und Reichskanzlers über Gliederung und Verwaltung 
der Oftgebiete vom 8. Oktober 1939 (Heichsgeſenblatt I, 5. 2042) wird verordnet: 


91 

(1) Für den Reichsgau Danzig mit Ausnahme des Gebietes der bisherigen Freien Stadt Danzig 
und des Regierungsbezicks Marienwerder in feinem bisherigen Umfange, für den Reichsgau Pofen und 
für die Regierungsbesicke Jichenau und Aattomit; gelten fieichsgeſetze, Verordnungen des Minifterrats 
für die Reidjsverteidigung, Verordnungen des Beauftragten für den Dierjahresplan ſowie Vecorönun- 
gen auf Grund gefetlicher krmächtigung des Generalbeuollmächtigten für die fieichsverwaltung, des 
Generalbevollmädhtigten für die Wirtschaft und des Chefs des Oberkommandos der Wehrmacht, die 
Dom 26. Oktober 1939 ab verkündet werden, nur, wenn fie dies ausdrücklich beſtimmen. 

(2) Diefe Vorſchriften treten, ſoweit fie nichts anderes beſtimmen, mit dem auf die Verkündung 
folgenden Tage in Kraft. 8 


9.2 

(1) Für das Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig bleibt die Erfte Verordnung zum Gefet; über 
die Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutschen Reich vom 12. September 1939 
(käeichsgeſenplatt 1, S. 1759) unberührt mit der Maßgabe, daß fie auch gilt für Verordnungen des Be- 
auftragten für den Uierjahresplan ſowie für Verordnungen auf Grund geſetzlicher Ermächtigung des 
Generalbevollmächtigten für die Reichs verwaltung, des öeneralbevollmüchtigten für die Wirtſchaft und 
des Chefs des Oberkommandos der Wehrmacht. 

(2) für den Regierungsbezick Marienwerder in feinem bisherigen Umfange bewendet es hinſichtlich 
der Geltung von Heichsrecht bei den beftehenden Vorſchriften. 


$3 
Im übrigen regelt der Reichsminifter des Innern im Benehmen mit dem zuftändigen Keidjsminifter 
Zweifel über das geltende Recht im Derwaltungswege. 


94 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 26. Oktober 1939 in ſiraft. 


kinſatzbereitſchaft der öffentlichen Verwaltung 


Reichsarbeitsminiſter Seldte erließ am 28. Oktober folgenden 
Runderlaß (RRBI. Nr. 32 l, 5. 510) über die Einſatzbereitſchaft der 
öffentlichen Verwaltung: 

Die Notwendigkeit des geſchloſſenen Einfaties der geſamten Nation im fiampf um ihr Lebensrecht 
legt auch der öffentlichen Verwaltung außerordentliche Aufgaben auf. Im firiege darf die Front der 
Keimat an kinſanbereitſchaft nicht hinter der feldgrauen Front zurückſtehen. Ja, es gilt noch mehr! 
Es iſt Pflicht der fieimat, Rückhalt und AKraftquelle für die Frontfoldaten da draußen zu 
fein! Jeder einzelnen Dienftftelle der öffentlichen Verwaltung erwüchſt daraus eine beſonders hohe Ver» 
antwortung. Dies gilt befonders für die kriegswirtſchaftliche Verwaltung, die in das Leben jedes ein · 


3 


zelnen Volksgenoffen in einſchneidender Weife eingreift. Alle Behörden, Stellen und ihre Angehörigen 
mäffen ſich mit vollſter Aingabe und Opferfteudigkeit und Glauben an Deutſchland und feinen führer 
für die Erfüllung der ihnen geftellten Aufgaben rückhaltlos einfehen. 

Bei allen Maßnahmen muß der Grundfati vorherrſchen, daß die öffentliche Verwaltung der Be⸗ 
völkerung eine treue Aelferin fein ſoll. Im Verkehr mit den einzelnen Dolksgenoflen ift fo zu 
verfahren, daß die Verbundenheit der Behörden mit der Bevölkerung durch filfsbereitſchaft in Rat 
und Tat, durch ſchnelle und unbürokratiſche Bearbeitung aller Anträge und Eingaben und durch ein 
verftändnisvolles Verhalten gegenüber den vorgebrachten Wünſchen und Anträgen zum Ausdruck 
kommt. Eingaben, die an uncichtiger Stelle eingehen, find ſogleich an die zuftändige Stelle weiter zu⸗ 
leiten. Ruch eine an ſich nicht zuftändige Behörde foll felbft ſachgemäß und hilfsbereit eingreifen, wenn 
es irgend möglich ift. Dies erfordert eine kameradſchaftliche und entgegenkommende Jufammenarbeit 
aller öffentlichen Dienftftellen. Die Entſcheidungen und Entſchlüſſe find verantwortungsbewußt, ohne 
Verzögerung und frei von kleinlichen fiemmungen zu treffen. 

ch erwarte von jedem Behördenleiter des Beſchüftsbereichs des Heichsarbeitsminiſteriums, daß er 
ſich gerade jent der Aufgabe einer volksnahen Verwaltung voll bewußt iſt und alles tut, um Schwierig ⸗ 
keiten zu überbrücken und den ihm anvertrauten UDolksgenoſſen in jeder Weife die Uberzeugung zu 
vermitteln, daß für Re nach beften Kräften geſorgt wird. ine Sit 
tanz Seldte 


2. Militärifche 


Stiftung des firiegsverdienſtkreuzes 


Der Führer ftiftete durch Verordnung vom 18. Oktober für Ver- 

dienſte in dem uns aufgezwungenen firleg, die keine Würdigung 

durch das kiſerne Areuz finden können, den Orden des firiegsver ⸗ 

dienſtkreuzes. Die Verordnung des Führers hat folgenden Wortlaut: 

Als Zeichen der Anerkennung für Verdienſte in dem uns aufgezwungenen firleg, die keine Würdigung 
durch das Eiferne fireuz finden können, ftifte ich den Orden des Ariegsverdienftkreuses. 


Artikel 1 
Das firiegsverdienſtkreuz wird in folgender Abftufung verliehen: 
liriegsverdienſtkreuz 2. Alaffe, 
Ariegsverdienftkreus 1. filaſſe. 
Die Verleihung erfolgt entweder mit Schwertern oder ohne Schwerter. 


Artikel 2 
(1) Das Ordenszeichen iſt ein achtſpißiges fireuz, das ein rundes mittelſchild mit dem fiakenkreuz 
und einer Eichenlaubumrandung trägt. 
(2) Die Rückſeite des Mittelfcildes der 2. filaſſe trägt die Jahreszahl 1939. 
(3) Die 2. filaſſe des firiegsverdienſtkreuzes ift bronzen, die 1. Klaſſe filbern. 


Artikel 3 
Das firiegsoerdienftkreuz wird verliehen 
a) mit Schwer tern für befondere Derdienfte bei Einſatz unter feindlicher Waffenwirkung oder für 
befondere Decdienfte in der militäriſchen firiegführung. 
b) ohne Schwerter für befondere Derdienfte bei Durchführung von fonftigen firiegsaufgaben, bei 
denen ein Einfatz unter feindlicher Waſſenwirkung nicht vorlag. 


Artikel 4 
Die Verleihung des Eifernen Areuzes (1939) oder der Spange zum Eifernen Areuz des Weltkrieges 
ſchließt die Verleihung der entſprechenden filaſſe des Ariegsverdienftkreuzes aus. Wird das Eiferne 
Aiceuz oder die Spange zum Eifernen Areuz des Weltkrieges nach erfolgter Verleihung des Ariegs- 
verdienſtkreuzes verliehen, fo iſt die entſprechende Flaffe des firiegsverdlenſtkreuzes abzulegen. 


Artikel 5 
(1) Die 2. Alaffe des firiegsverdienſtkreuzes wird am Band an der Ordensſchnalle oder im zweiten 
finopfloch des Waffenrocks getragen. Das Band hat einen ſchwarzen Mittelſtreifen und auf jeder Seite 
anſchließend je einen weißen und einen roten Streifen. 
(2) Die 1. filaſſe des Ariegsverdienftkreuzes wird ohne Band auf der linken Bruftfeite getragen. 


Artikel 6 
Der Beliehene erhält eine Beſitzurkunde. 


Artikel 7 
80 r verbleibt nach fibleben des Beliehenen als krinnerungsſtück den Ainter- 


Attikel s 
Mit der Durchfſihrung der Verordnung beauftrage ich den Chef des Oberkommandos der Wehr⸗ 
macht und den Reidjsminifter des Innern für ihren Bereich in Verbindung mit dem Staatsminifter und 
Chef der Prüſidialkanzlel des Führers und Heichskanzlers. 
Berlin, den 18. Oktober 1939. 


Der führer 

gez. Adolf Hitler 

Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
gez. fieitel 
Der Reid;jsminifter des Innern 
gez. Frick 
Der Staatsminiſter und Chef der Präfidialkanzlei des Führers und Reichskanzlers 
; gez. Dr. Meißner 


Brauchitſch dankt den Eifenbahnpionieren 


Aus Anlaß der Inbetriebnahme der neuen Dirfcjauer Brücke ſandte 
der Oberbefehlshaber des Aeeres, Generaloberft von Prauchitſch, am 
15. Oktober folgendes Telegramm an den Befehlshaber der Eifen- 
bahn Einheiten: 

„Am heutigen Tage wird die neuhergeftellte Brücke bei Dirſchau dem Verkehr übergeben. Durch 
unermüdlichen Fleiß ift ſomit in kürzeſter zeit ein Beweisftük deutſcher Wiederaufbau- 
arbeit geliefert worden. Allen an dieſem Bau Beteiligten ſpreche ich meine befondere Anerkennung 
und meinen Dank aus.“ 


Görings Dank an den Reichs arbeitsdienſt 


Der Feichsluftfahrtminiſter und Oberbefehlshaber der Luftwaffe, 
Beneralfeldmarſchall Göring, richtete am 20. Oktober an Reichs / 
arbeitsführer Aierl ein Schreiben, in dem es heißt: 
ſiach dem ſiegreichen fibſchluß des Feldzuges in Polen iſt es mir ein wahrhaftes Bedürfnis, Ihnen 
füt die Ailfe des Hieichsarbeitsdienſtes bei der Durchführung der Operationen der Luftwaffe auf. 
richtigen Dank und volle Anerkennung auszuſprechen. Bei der Bewachung von Felöflug« 
plätzen, bei der Räumung und ſchnellen Wiederinſtandſenung ehemaliger Feindflughäfen, beim 
wegebau und beim Nachſchub, überall haben Ihre Männer ganze Arbeit geleiſtet und damit weſent⸗ 
lich zu den Erfolgen der deutſchen Luftwaffe beigetragen. An dieſem von echtem 
nationolfozialiftifchen Geift befeelten zuſammenwirken haben der entſchloſſene Einfatz jedes einzelnen 
Arbeitsmannes und die vorbildliche Führung des Keichsarbeitsdienftes in gleicher Weile Anteil. Das 
Schreiben ſchließt mit der Bitte, den Dank der Luftwaffe allen bei dem Einfat; des Reichsarbeits⸗ 
dienſtes beteiligten Formationen zu übermitteln. 


3. Wehrmachtberichte 


Das Oberkommando der Wehrmacht gibt bekannt: 
16. 10. 39. 


Das U-Boot, durch welches das britiſche Schlachtſchiff „Roual Oak“ verfenkt wurde, hat den 
britiſchen Schlachtkreuzer „Repulſe“ angegriffen und torpediert. 


16. 10. 39. 
Nachdem die Truppenbewegungen zur Beſetzung des deutſchen Intereffengebietes in Polen beendet 
ſind, wird das Oberkommando der Wehrmacht über den Oſten nicht mehr berichten. 
Im Weften nur geringe befechtstätigkeit und ſchwaches Artillerieftöcungsfeuer. Am Hhein füd- 
weſtlich Raftatt wurden die Franzoſen durch fochwaſſer gezwungen, ein Panzer werk zu räumen. 
In der Luft nur geringe eigene und feindliche Flugtätigkeit in Grenznähe. 


17. 10. 39. 
Im Laufe des 16. Oktober räumten die franzöſiſchen Truppen den größten Teil des von ihnen bis⸗ 
her befetten deut. chen Gebietes im Vorfeld unferer Befeftigungen und gingen an und über die Grenze 


rück. 
ble englischen Seeſtreitkrüfte wurden geſtern erneut und mit Erfolg angegriſſen. Jwel von den in 
Firth of Forth liegenden engliſchen firiegsſchiffen erhielten Bombentreffer ſchwerſten Aa» 
libers. Diefer Erfolg konnte erzielt werden trotz heftigfter feindlicher Genenwehr durch Flakfeuer und 
Jagdflieger. 

Bei der Uberwachung des deutſchen Cuftraumes wurden geftern fünf feindliche flugzeuge, 
darunter zwei engliſche, abgeſchoſſen. 

Nach Meldung des deutfchen U-Bootskommandanten fanden die Torpedierungen des Schlachtſchiffes 
„oval Oak“ und des Schlachtkreuzers „Repulſe“ in der Bucht von Scapa flow ſtatt. 

Der Aandelskrieg in Nord- und Offee zeitigte in der letzten Woche wirkſame Ergebniffe. Im 
Atlantik find nach engliſchen Quellen allein zwiſchen dem 13. und 15, Oktober fieben Dampfer mit 
54396 Tonnen verfenkt worden, darunter der größte franzöſiſche Tankdampfer „Emile Miguet”. 


18. 10. 39 
Iwiſchen Mofel und Pfälzer Wald gaben die franzöllſchen Truppen im Laufe des 17. Ok- 
tober weitere auf deutſchem Boden liegende Geländepunkte entlang det Grenze 
auf, die von unferen nachſtoßenden Truppen beſent wurden. Jahlreiche Gefangene find eingebracht. 
Die deutſche Luftwaffe fette geftern ihre Operationen gegen die Ariegshäfen an der engliſchen 
Oftküfte fort. In der Bucht von Scapa Flow wurde nach den bisher vorliegenden Meldungen außer 
anderen firiegsſchiffen ein älteres 


engliſches Schlachtſchiff von Bomben ſchweren und mittleren fiallbers getroffen. 


Während eines Luftkampfes wurde ein engliſches Jagdflugzeug von deutſchen Flugzeugen abgefchoffen. 
Ein deutſches fiampfflugzeug wurde durch engliſche Flakartillerie zum Abfturz gebracht. 

Am 16. und 17. Oktober hat der Gegner 10 Flugzeuge verloren, und zwar: über deutſchem 
fioheltsgebiet durch Flakartillerie fünf Flugzeuge, davon ein engliſches, durch Jagdflieger je ein fran⸗ 
zöfifches und ein engliſches und im Luftkampf über engliſchem fioheitsgebiet Drei engliſche Flugzeuge. 


19. 10. 39 

Imiſchen der Saar und der Straße fiornbach—Bitſch warfen unſere Truppen die noch auf 
deutfhem Boden befindlichen felndlichen Lachhuten nach kurzem, hartnäkigem 
Rampf auf und über die Grenze Jurück. 

An den übrigen fibſchnitten der Weftfcont nur örtliche Artillerie» und Spähtrupptätigkeit. An einigen 
Stellen ift die Fühlung mit dem Feinde vorübergehend verlorengegangen, da unſere Gefechtsuorpoften 
die franzöſiſche Grenze nicht überſchritten haben. 

Die weitere Fortſetzung des Berichtes des fig. vom 19. 10. ſiehe im fibſchnitt „Der fampf“. 


20. 10. 30 
Im Weften trat nach Abſchluß der Kämpfe im Grenzgebiet ſüdoſtwärts Saarbrücken wieder Ruhe 
Ei: 1 von örtlicher Artillerie» und Spähtrupptätigkeit auf der ganzen Front keine befonderen 
teigniſſe. 


21.10.39 
Im Grenzgebiet zwiſchen Mofel und Saarbrücken an einzelnen fibſchnitten der front lebhaftere 
Artillerie- und Spähtrupptätigkeit. 
Der feind hat geſtern auch das Waldgebiet „Der Warndt“ weſtlich von Saarbrücken bis auf zwei 
dicht an der Grenze gelegene Aöhen geräumt. 
An den übrigen Teilen der Westfront bis auf ſchwaches örtliches Störungsfeuer der Artillerie Ruhe. 
22. 10. 39 
Im Weften außer geringer rtillerie⸗ und Spähtrupptätigkeit keine beſonderen kreigniſſe. 
23. 10. 39 
An der Weſtfront außer Artillerie und Spühtrupptätigkeit keine Aampfhandlungen. 
Am 21. Oktober um 12.45 Uhr flog ein dreimotoriges britiſches Flugzeug von Often kommend über 
den Bahnhof Aonzen (25 km ſüdöſtlich Hachen) und über die in unmittelbarer Nähe befindliche bel- 
giſche Grenze nach Weften zurück. 


An der Front keine beſonderen Aampfhandlungen. 


25. 10. 39 
Weſtlich Völklingen wurden feindliche Nadhuten in Stärke einer Kompanie, dle ſich 
noch auf deutſchem Boden befanden, angegriffen und über die Grenze zurück 
geworfen. 
Sonft keine befonderen Ereigniffe. 


24.10.39 


26. 10. 39 
Der Feind verſuchte geftern, die 12 füilometer weſtlich Völklingen dicht an der Grenze gelegene höhe, 
die unfere Truppen am Tage vorher genommen hatten, zurüczugewinnen. Sein Angriff in Stärke 
fa! b Bataillons blieb noch auf franzöſiſchem Boden in unſerem firtillerie⸗ und nafchinengewehr⸗ 
euer liegen. 
Sonft keine nennenswerten liampfhandlungen. ; 
27.10.39 
Iwiſchen Mofel und Warndt an einzelnen Stellen auflebende Actillerietätigkeit. 
An der übrigen Front nur örtliche Spähtrupptätigkeit und vereinzelt Störungsfeuer. 
= 28. 10. 39 
Im Weſten zwiſchen Mofel und Pfälzer Wald etwas lebhaftere Artillerietätigkeit als an den Dor- 
tagen. Ein örtlicher Vorſtoß ſchwächerer feindlicher Aräfte im Grenzgebiet weſtlich des Warndt wurde 


abgewieſen. 
Der Aamdelskrieg in Oft- und Nordſee 


ſowie im Atlantik war weiterhin erfolgreich. In der Zeit vom 12. bis 25. 10. 1939 wurden verſenkt: 

Nach Meldungen, die durch eigene Streitkräfte bereits beftätigt find: 22 Schiffe mit 109 370 B. R. T. 

an Bene der fluslandspreſſe weitere drei Schiffe mit 12606 B. f. T., insgefamt alſo 25 Schiffe 
mit 121 . H. T. 

Damit ſteigen die Gefamtuerlufte ſeit firiegsbeginn auf insgeſamt 115 Schiffe mit 
475321 B. R. I. Da bei diefer Jufammenftellung alle unbeftätigten Meldungen nicht berückſichtigt find, 
muß angenommen werden, daß die tatſächlichen Derfenkungsziffern noch weſentlich höher liegen. 

Tron dieſer Erfolge un ſerer Seeſtreitkräfte im fiandelskrieg halten ſich die eigenen Verluſte in fehr 
geringen Grenzen. Es muß bisher mit dem Derluft von drei U-Booten auf Grund ihres langen Aus- 
bleibens gerechnet werden. 


29. 10. 39 
30. 10. 39 


feine beſonderen Ereigniffe. 
An der Weſtfront keine Veränderung der Lage. 4040505 
Im Weſten zwiſchen Mofel und Pfälzer Wald ſchwache frtillerie und Spähteupptätigkeit. An den 


übrigen Stellen der Front keine befonderen kreigniſſe. 
Vier feindliche Flugzeuge wurden abgeſchoſſen. 


Der Kampf 


Am 19. Oktober 1939 gab das Oberkommando der Wehrmacht erftmalig eine 
zuſammenfaſſende Überſicht über die Kämpfe an der Weſtfront, nach⸗ 
dem zu dieſem Zeitpunkte der erſte Abſchnitt der von den Franzoſen vom Zaun ge⸗ 
brochenen Kampfhandlungen als abgeſchloſſen gelten konnte. 

Mit dem Beginn der Operationen in Polen war der Weſtwall durch ſtärkere 
Kräfte beſetzt worden. Die erſten Zuſammenſtöße erfolgten am 9. September — alſo 
6 Tage nach Beginn des engliſch-franzöſiſchen Krieges gegen Deutſchland —, als 
franzöſiſche Spähtrupps an verſchiedenen Stellen zwiſchen Luxemburg und dem 
Rhein weſtlich Karlsruhe, d. i. in der Luftlinie eine Front von etwa 150—160 Kilo⸗ 
meter, die deutſche Grenze überſchritten. Seit dieſem Tage haben an der ganzen 
Weſtfront ernſthafte Kampfhandlungen an keiner Stelle ſtattgefunden. Die Zu⸗ 
ſammenſtöße beſchränkten ſich vielmehr überwiegend auf Spähtrupptätigkeit, gewalt⸗ 
ſame Erkundungen und Vorpoſtenſcharmützel. Alle dieſe Kämpfe ſpielten ſich in 
einem flachen, unmittelbar an der Grenze gelegenen Streifen im Vorfeld des 
deutſchen Weſtwalles ab. Von einer einzigen Ausnahme abgeſehen fanden dieſe 
örtlichen Zuſammenſtöße zwiſchen kleinen und kleinſten Verbänden unter Kompanie⸗ 
ſtärke ſtatt. Nur einmal griff ein ganzes franzöſiſches Regiment in die Kämpfe ein. 

Die Fortſchritte und der Geländegewinn, den die Franzoſen in dieſen Wochen 
gemacht haben, läßt ſich nach Schritten abzählen. An der Kampffront zwiſchen der 
luxemburgiſchen Grenze und Saarlautern (nordweſtlich von Saarbrücken) konnte 
der Feind lediglich einige deutſche Grenzdörfer beſetzen. Ferner konnte er ſüdweſtlich 
von Saarbrücken in dem Waldgebiet des Warndt Fuß faſſen, das wie ein Keil 
in franzöſiſches Gebiet hineinſtößt. Desgleichen war es ihm möglich, ſich ſüdoſtwärts 
von Saarbrücken zwiſchen der Saar und dem Pfälzer Wald in dem balkonartig nach 
Frankreich hineinragenden Gebietsteil feſtzuſetzen. Nur im Warndt und dem zuletzt 
erwähnten Gebietsteil gelang es den franzöſiſchen Streitkräften, ihre Linien 3 bis 
5 Kilometer auf deutſches Gebiet vorzuſchieben. Das ganze übrige deutſche Gebiet 
vor dem Weſtwall hat noch keinen Feind zu Geſicht bekommen. 

Nur dort, wo der Weſtwall — wie bei Saarbrücken — ſich unmittelbar an der 
deutſch⸗franzöſiſchen Grenze entlangzieht, ſtehen die Franzoſen in Gefechtsberührung 
mit den deutſchen Befeſtigungen; ſonſt gelang es ihnen an keiner einzigen Stelle, 
auch nur in die Nähe des Weſtwalls zu gelangen. 5 

In den gleichen engen Grenzen wie die infanteriſtiſche Kampftätigkeit hielt ſich 
auch das Artilleriefeuer. Es beſchränkte ſich im weſentlichen auf Störungs⸗ 
ſchießen und auf Vorbereitungsfeuer bei gewaltſamen Erkundungen. Ein einziger 
deutſcher Bunker wurde mit 80 Schuß mittleren Kalibers belegt, ohne daß das 
feindliche Feuer Wirkungen erzielte. 

Die Eigenart dieſes Krieges im Weſten kann durch nichts treffender gekennzeichnet 
werden als durch die Tatſache, daß an der 170 Kilometer langen Oberrheinfront 
zwiſchen Karlsruhe und Baſel ſeit Kriegsbeginn völlige, faſt friedensmäßige 
Ruhe herrſcht. An dieſer Front wurde nur ein Mann verwundet, und zwar nicht 
bei einer infanteriſtiſchen Kampfhandlung, ſondern durch einen Granatſplitter bei 
Flakbeſchuß. 2 

In den franzöſiſchen Heeresberichten, die von ihren Verfaſſern allerdings ein 
außergewöhnliches Maß von Erfindungsgabe erforderten, wurde dieſer kaum ſicht⸗ 
bare Geländegewinn zu einem großen Erfolg abgeſtempelt und als wirkſame Unter⸗ 
ſtützung der Polen hingeſtellt. Inzwiſchen hat der Feind — wie in den Wehrmacht⸗ 
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berichten vom 17. und 18. Oktober zu leſen iſt — zwiſchen der luremburgiſchen 
Grenze und dem Waldgebiet des Warndt ſowie zwiſchen der Saar und dem Pfälzer 
Wald am äußerſten Oſtrand der bisherigen Kampffront das genommene Gelände 
freiwillig wieder aufgegeben. Er ging, von unſeren tatkräftig nachſtoßenden 
Truppen gedrängt, bis dicht an und über die franzöſiſche Grenze zurück. Es handelte 
ſich bei dieſen letzten Kampfhandlungen alſo nicht — wie die Franzoſen behaupten — 
um einen planmäßigen deutſchen Angriff, ſondern vielmehr um das freiwillige 
Räumen deutſchen Gebietes durch die Franzoſen, dem dann die deut⸗ 
ſchen Truppen in einem den Franzoſen allerdings vielleicht ungewöhnlich raſchen 
Tempo folgten. 

Nach den einzigartigen Erfolgen unſerer Luftwaffe in Polen hat die feindliche 
Propaganda die Kampfleiſtungen unſerer Flieger im Oſten dadurch zu verwiſchen 
geſucht, daß ſie — in kraſſem Gegenſatz zu der Zeit vor dem Kriege — die polniſche 
Luftwaffe als einen in keiner Hinſicht gleichwertigen Gegner des Deutſchen hin⸗ 
ſtellte. Aber ganz abgeſehen von den glänzenden Proben, die unſere Luftſtreitkräfte 
gegenüber den engliſchen Fliegern — alſo nach der Meinung der britiſchen Pro⸗ 
paganda doch wohl gegenüber gleichwertigen Gegnern — im Nordſeekrieg in An⸗ 
griff und Abwehr abgelegt haben, hat die feindliche Propaganda angeſichts der vom 
deutſchen Oberkommando der Wehrmacht vorgelegten Bilanz des Luftkrieges 
im Weſten die Sprache verloren. Nicht weniger als 60 feindliche Flugzeuge — 
48 franzöſiſche und 12 britiſche — fielen der deutſchen Luftabwehr durch Jäger und 
Flak zum Opfer. Bei einem gleichzeitigen Ausfall von 11 Flugzeugen erreichten die 
deutſchen Verluſte nur wenig mehr als ein Sechſtel der britiſch⸗franzöſiſchen. Die 
feindlichen Flugzeugverluſte im Innern Deutſchlands und im Gebiete der Nordſee 
find in dieſen Zahlen nicht mit einbegriffen. 

Seit Kriegsbeginn betrugen die deutſchen Geſamtverluſte an der Weſt⸗ 
front bis zum 17. Oktober: 196 Tote, 356 Verwundete und 114 Vermißte. Über 
die Höhe der franzöſiſchen Verluſte ſind keine Angaben möglich. Daß ſie aber das 
Mehrfache der deutſchen Ausfälle betragen, beweiſt, daß allein an Gefangenen 
25 Offiziere und 664 Unteroffiziere und Mannſchaften eingebracht wurden. — 
Britiſche Truppen konnten bisher in der vorderen Linie der Weſtfront nir- 
gends feftgeftellt werden. Hieraus geht einwandfrei hervor, daß ſich die Eng⸗ 
länder bisher an irgendwelchen Kampfhandlungen nicht beteiligten. . 

Die Verluſte und auch die begrenzten Kampfhandlungen dürfen jedoch kein Maß⸗ 
ſtab für das ſein, was die Weſtfront in dieſen 6 Kriegswochen geleiſtet hat. Die 
hier eingeſetzten Truppen hatten eine entſagungsvolle Aufgabe zu erfüllen. Es war 
ihnen nicht, wie ihren Kameraden im Oſten, vergönnt, Vormarſch, Verfolgung und 
Vernichtungsſiege zu erleben. Die harte Pflicht gebot den Beſatzungen des Weſtwalls 
ſtandzuhalten, wenn der Feind angriff, und dort, wo er noch nicht angriff, wachſam 
wie ein Luchs zu ſein. Nächtelang haben ſich unſere vorgeſchobenen Feldwachen die 
Augen aus dem Kopf geſehen, ohne daß ſie auch nur einen einzigen franzöſiſchen 
Stahlhelm zu Geſicht bekamen; ununterbrochen lag der Flugmeldedienſt auf der 
Wacht, um bei dem erſten Auftauchen feindlicher Flieger Alarm zu ſchlagen. In 
manchen Abſchnitten lagen ſie Tage und Nächte, ja Wochen vergeblich auf der Lauer, 
aber keine Enttäuſchung konnte ihre Wachſamkeit einſchläfern. 

Im Laufe des Oktober zeichnete der Führer eine größere Zahl verdienter Führer 
der drei Wehrmachtteile beſonders aus. 

Bereits am 30. September verlieh er das Ritterkreuz des Eiſernen 
Kreuzes an den Oberbefehlshaber der Luftwaffe, Generalfeldmarſchall Göring, 
an den Oberbefehlshaber der Kriegsmarine, Generaladmiral Dr. h. c. Raeder, an 
den Oberbefehlshaber des Heeres, Generaloberſt v. Brauchitſch, an die General ⸗ 
oberſten v. Rundſtedt, v. Bock, Lift, die inzwiſchen zu Generaloberſten beförder⸗ 
ten Generale Blaskowitz, v. Kluge, b. Reichenau, den General der Artillerie 
v. Küchler ſowie die Generale der Flieger Keſſelring und Löhr. 

Am 18. Oktober 1939 empfing der Führer in Berlin die Beſatzung des U-Bootes, 
das im engliſchen Hafen von Scapa Flow das engliſche Schlachtſchiff „Royal Oak“ 
verſenkt und den Schlachtkreuzer „Repulſe“ torpediert hatte. Der Kommandant, 
Kapitänleutnant Prien, wurde bei dieſer Gelegenheit vom Führer mit dem Ritter- 
kreuz des Eiſernen Kreuzes ausgezeichnet. 
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Deutſche Flieger- und U⸗Boot⸗Angriffe gegen engliſche Kriegshäfen 


Aus den Berichten des Oberkommandos der Wehrmacht: Die engliſchen See ⸗ 
ſtreitkräfte wurden am 16. Oktober erneut und mit Erfolg angegriffen. Zwei von 
den im Firth of Forth liegenden engliſchen Kriegsſchiffen erhielten Bomben ⸗ 
treffer ſchwerſten Kalibers. Nach Meldung des deutſchen U-Boot⸗Kommandanten 
fanden die Torpedierungen des Schlachtſchiffes „Royal Oak“ und des Schlacht- 
kreuzers „Repulſe“ in der Bucht von Scapa Flow ſtatt ... Die deutſche Luftwaffe 
ſetzte am 17. Oktober ihre Operationen gegen die Kriegshäfen an der engliſchen Oſt⸗ 
küſte fort. In der Bucht von Scapa Flow wurde nach den bisher vorliegenden 
Meldungen außer anderen Kriegsſchiffen ein älteres engliſches Schlachtſchiff von 
Bomben ſchweren und mittleren Kalibers getroffen. Während eines Luftkampfes 
wurde ein engliſches Jagdflugzeug von deutſchen Flugzeugen abgeſchoſſen. 


11 


Am 27. Oktober 1939 folgte die Verleihung des Ritterkreuzes zum Eifernen Kreuz 
an den Chef des Oberkommandos der Wehrmacht, Generaloberſt Keitel, an den 
Chef des Generalſtabs des Heeres, General der Artillerie Halder, an den Chef 
des Generalſtabes der Luftwaffe, Generalmajor Jeſchonnek, ferner an den Ge⸗ 
neral der Panzertruppen Guderian, die Generale der Infanterie Hoth und 
Strauß, den General der Kavallerie Hoepner, die Generalleutnante Olbricht, 
b. Brieſen, Reinhardt, den Generalmajor Kuebler, den Oberſt Schmidt, 
den Oberleutnant Steinhardt ſowie den Leutnant Stolz. = 

Der Führer brachte in einer kurzen Anſprache den verſammelten Offizieren, zu⸗ 
gleich im Namen des ganzen deutſchen Volkes, ſeinen Dank und ſeine Anerkennung 
für ihre außerordentlichen Leiſtungen zum Ausdruck und erſuchte die Komman⸗ 
deure, dieſe Anerkennung auch ihren Truppen zu übermitteln. ‚ 

Am 17. Oktober wurde ferner der Befehlshaber der Unterſeeboote, Kapitän zur 
See und Kommodore Dönitz, in Würdigung ſeiner Verdienſte um die deutſche 
U-Bootwaffe zum Konteradmiral befördert. 

Ferner hat am 19. Oktober der Führer und Oberſte Befehlshaber der Wehrmacht 
dem Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen, Major d. B. der Fliegertruppe 
Dr. Todt, auf Vorſchlag des Generalfeldmarſchalls Göring in Anerkennung der 
einzigartigen militäriſchen Verdienſte, die mit der Schaffung des Weſtwalls und 
der Luftverteidigungszone Weſt zuſammenhängen, den Charakter als Generalmajor 
verliehen. Damit haben die militäriſchen Verdienſte Dr. Todts um die Schaffung 
des Weſtwalls ihre verdiente Würdigung gefunden. 

Im übrigen haben an der Weſtfront, zur See und in der Luft in der zweiten 
Oktoberhälfte keine nennenswerten Kämpfe ſtattgefunden. 

Bis Ende Oktober hatte der Handelskrieg der Kriegsmarine weiter gute 
Erfolge. In der Zeit vom 12.—25. Oktober wurden 25 Schiffe mit 121 976 Tonnen 
verſenkt. Die eigenen Verluſte beliefen ſich in der ganzen Kriegszeit bis zum 28. Ok⸗ 
tober auf nur 3 U-Boote, die auf Grund ihres langen Ausbleibens verlorengegeben 
werden müſſen. g . . 

Infolge Minentreffers ſank am 21. Oktober gegen Mittag in der Nähe der däni- 
ſchen Inſel Moen ein deutſches Vorpoſtenboot. Von der 55 Mann ſtarken Beſatzung 
konnten fünf Beſatzungsangehörige gerettet werden. 


Der Einſatz der Techniſchen Nothilfe 
Von Erich Hampe, Stellv. Chef der TN 


Die allgemeine Tätigkeit der Techniſchen Nothilfe iſt es, den Kampf gegen Ge- 
fahren aller Art zu führen. So tragen alle ihre Vorbereitungen auf dieſe Tätigkeit 
bon vornherein einen ernſtfallmäßigen Charakter. Die Friedensgliederung der IN 
iſt im großen ganzen zugleich ihre Ernſtfallgliederung. Der Eintritt des großen 
Ernſtfalls, wie ihn der Kriegszuſtand darſtellt, forderte ſomit organiſatoriſch für 
die TN keine durchgreifenden Anderungen. Ihre Vorbereitungen liefen vielmehr — 
wenn auch verſtärkt und beſchleunigt, jo doch planmäßig — weiter, um möglichſt 
bald zu dem für den Ernſtfall vorgeſehenen Abſchluß zu gelangen. 

Dies traf insbeſondere für diejenigen Arbeiten der Techniſchen Nothilfe zu, die 
unmittelbar für die Belange der Wehrmacht zu leiſten waren. Auch diesmal war die 
Aufſtellung der „Techniſchen Kommandos“ vordringlich. Nach den Erfahrun⸗ 
gen beim Einmarſch in das Sudetenland und in Böhmen⸗Mähren waren ſie in⸗ 
zwiſchen ausgebaut worden. Die Arbeit, die für die raſche Aufſtellung perſonell wie 
materiell zu leiſten war, wurde in bewährter kameradſchaftlicher Zuſammenarbeit 
zwiſchen den Dienſtſtellen der Wehrmacht und der Techniſchen Nothilfe durchgeführt. 
Mit Stolz konnten nach kurzer Zeit die „blauen Kolonnen“ in das Operations- 
gebiet abrücken. Ihr Tätigkeitsdrang ſollte dort bald Gelegenheit zu zahlreichen 
praktiſchen und wichtigen Einſätzen finden. 

Nächſt der Aufſtellung der „Techniſchen Kommandos“ war die Übergabe des im 
Frieden von der IN aufgeſtellten und ausgebildeten „Inſtandſetzungsdienſtes“ 
an den Sicherheit3- und Hilfsdienſt des zivilen Luftſchutzes dringlich. Zu gleicher 
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Zeit wurde auch eine größere Anzahl von Kräften der TN in die Feuerwehr- 
und Bergungstrupps übergeführt. Es iſt bekannt, daß die Aufitellung des 
Inſtandſetzungsdienſtes als eines Fachzweiges des Sicherheits⸗ und Hilfsdienſtes 
zur Beſeitigung von Gefahren bei ſchweren baulichen Schäden eines Luftangriffs 
ſtets von der TN als eine ebenſo ſchwierige wie ehrenvolle Aufgabe angeſehen 
worden war, für die nach Möglichkeit beſonders geeignete Führer und Männer vor⸗ 
geſehen und ausgebildet worden waren. Sie ſchieden für die Dauer des Kriegs- 
zuſtandes aus dem unmittelbaren Verbande der TN und traten im Rahmen der 
deutſchen Luftverteidigung unter den unmittelbaren Befehl des jeweiligen örtlichen 
Luftſchutzleiters. . 

In eigener Zuſtändigkeit verblieben der TN ihre beiden Dienſtzweige: der „Tech⸗ 
niſche Dienſt“ und der „Bereitſchaftsdienſt“. Der „Techniſche Dienſt“, der 
die Unterſtützung der lebenswichtigen Betriebe, insbeſondere der Verſorgungs⸗ 
betriebe, bei Eintritt von Notſtänden zur Aufgabe hat, vermochte an einigen Stellen 
wirkſame Hilfe zu bringen. Auch zur ſchnellen Herſtellung notwendig gewordener 
Behelfsleiſtungen in der Heimat wurde der TD eingeſetzt. Im übrigen iſt diefer 
Dienſt ſeiner Natur nach auf Warteſtellung verwieſen. Im Vorhandenſein ſolcher 
zuſätzlichen Hilfsmöglichkeiten für ſchlimmſte Lagen liegt ein Teil ſeiner Bedeutung 

Der „Bereitſchaftsdienſt“, dem im beſonderen als techniſches Hilfsorgan der Po⸗ 
lizei laufend die Durchführung aller Einſätze zur Beſeitigung von Gefahren und 
Schäden bei Kataſtrophen und Unglücksfällen aller Art zufällt, hatte natürlich dieſe 
laufende Tätigkeit fortzuführen. Es vergeht kein Tag, an dem nicht ein ſolcher 
Einſatz im Reichsgebiet erfolgt. Neben dieſer laufenden Tätigkeit brachte aber der 
Eintritt des Kriegszuſtandes gerade für den Bereitſchaftsdienſt weitere Anforderun⸗ 
gen. Es zeigte ſich, wie wertvoll ſachverſtändige techniſche Hilfe bei der Überwindung 
der mannigfachen Schwierigkeiten, die ein plötzlicher Übergang vom Frieden in den 
Kriegszuſtand mit ſich bringt, ſein kann. An jedem Ort beſaß man eine ſtets einſatz⸗ 
bereite techniſche Hilfe, die bisher ſchon bei allen Gelegenheiten bewieſen hatte, wie 
tatkräftig ſie zupacken konnte. Da waren alle Arten von Sicherungsmaßnahmen — 
Ausbau öffentlicher Luftſchutzräume, Aushebung von Deckungsgräben, Herſtellung 
bon Schutzumwallungen —, der Bau von Not- und Umgehungsbrücken, die Ein- 
richtung von großen Zeltlagern, das Legen von Fernſprechverbindungen, die Über⸗ 
nahme wichtiger Transporte, die Aushebung von Feuerlöſchteichen und ähnliche 
Tätigkeiten mehr, die gefordert und in kürzeſter Friſt erfüllt wurden. Auch tech⸗ 
no: Hilfeleiſtungen für Truppenteile wurden örtlich vielfach verlangt und aus⸗ 
geführt. . 

Am ſtärkſten natürlich waren die Anforderungen in den Grenzgebieten. Schon 
bei den allererſten Kampfhandlungen von ſeiten der Polen mußten die Grenz⸗ 
bereitſchaftstrupps in Aktion treten. So wurden fie herbeigerufen, als von pol- 
niſcher Seite der gewaltſame Übergriff auf den Gleiwitzer Sender verſucht wurde, 
um bei etwaigen Beſchädigungen einzugreifen, ſo beteiligten ſie ſich bei der Be⸗ 
ſeitigung der durch die Beſchießung Beuthens entſtandenen baulichen Schäden. 
Ahnliches iſt von Oſtpreußen zu melden. Auch hier waren die Grenzbereitſchafts⸗ 
trupps unmittelbar in den Grenzdienſt einbezogen und verrichteten die ſich aus der 
jeweiligen Lage ergebenden techniſchen Hilfsdienſte. 

Zahlenmäßig waren bis zum 24. Oktober 716 ſolcher Einſätze des Bereitſchafts⸗ 
dienſtes im Reichsgebiet gemeldet. Dabei wurden 15361 Nothelfer des Bereitſchafts⸗ 
dienſtes eingeſetzt. Von dieſen Einſätzen entfiel faſt die Hälfte auf Tätigkeiten für 
Wehrmachtszwecke, ein Drittel auf ſolche für unmittelbare Polizeizwecke und der 
Reſt auf Arbeiten für die Partei, ihre Gliederungen und die Gemeinden. Bei dieſer 
Aufzählung iſt nicht die laufende Tätigkeit des Bereitſchaftsdienſtes vermerkt, ſon⸗ 
dern es ſind nur ſolche Einſätze berückſichtigt, die unmittelbar mit dem Kriegszuſtand 
zuſammenhängen 

Die rührige Betätigung des Bereitſchaftsdienſtes an der Grenze führte ganz 
von ſelbſt nach Vorrücken der deutſchen Truppen zur Übernahme dringlichſter tech⸗ 
niſcher Hilfeleiſtungen auch dicht über der Grenze. Wenn wenige hundert Meter 
über der Grenze eine Eiſenbahnbrücke des wichtigen Verkehrsſtranges vom Reich 
nach Oſtoberſchleſien eingeſtürzt war und ihre Trümmer die darunter befindliche 
Landſtraße bedeckten, die Truppe ſelbſt aber keine Zeit hatte, ſich mit ſolchen Zer⸗ 
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ſtörungen zu beſchäftigen, ſo war für den nächſtgelegenen Bereitſchaftstrupp der 
EN ſein Handeln klar. Die tatkräftige Hilfe wurde von den in Oſtoberſchleſien 
eingeſetzten deutſchen Befehlsſtellen planmäßig nutzbar gemacht. Der Chef der Zivil⸗ 
berwaltung für Oſtoberſchleſien erbat und erhielt die Unterſtützung der TN für 
ſofortige Sicherungs⸗ und Wiederherſtellungsarbeiten in kürzeſter Friſt und er⸗ 
heblichem Ausmaß. 

In einem Lager bei Hindenburg wurde eine Anzahl von ſchleſiſchen Bereitſchafts⸗ 
trupps, verſtärkt durch einige Spezialtrupps von Berlin und Brandenburg, zu⸗ 
ſammengezogen, die den Anforderungen des Chefs der Zivilverwaltung folgend 
von hier aus ſtrahlenförmig auf die wichtigſten Schadenſtellen angeſetzt wurden. 
Zuvor freilich galt es, eine große Anzahl fluchtartig von den Polen verlaſſener 
Bunker zu räumen, die ſelbſt noch mit Minen umſichert, mit Sprengladungen beſetzt 
und mit Waffen und Munition aller Art geſpickt waren. Während ein Teil der 
Bunkerlinie von den Pionieren geſäubert wurde, räumte die Bereitſchaftsabteilung 
der TN die übrigen 117 Bunker aus und beſeitigte die mannigfachen Gefahren⸗ 
quellen. Dem ſachgemäßen Vorgehen hierbei iſt es zu danken, daß dieſe gefahr⸗ 
vollen Arbeiten ohne einen Unglücksfall durchgeführt werden konnten. 

Dann ging es an die zahlreichen Brücken⸗ und Bahnzerſtörungen, deren Be⸗ 
hebung für eine ſchnelle Transportverbindung des oſtoberſchleſiſchen Induſtrie⸗ 
reviers mit dem Reich vordringlich war. 


14 


Die Politik 


Das deutſche Volk ſtand in der zweiten Oktober⸗Hälfte unter dem Eindruck der 
erfolgreichen Unternehmungen ſeiner Kriegsmarine und Luftwaffe gegen die ge⸗ 
ſichert in ihren Häfen liegende engliſche Flotte. Beſonders die kühne Tat des 
U-Bootes, das in die Bucht von Scapa Flow eindrang und dort das engliſche 
Schlachtſchiff „Royal Oak“ verſenkte und das Schlachtſchiff „Repulſe“ ſchwer be⸗ 
ſchädigte, rief bei allen deutſchen Menſchen freudige Begeiſterung hervor. Wer noch 
bisher die ernſte, entſchloſſene Haltung des deutſchen Volkes mit Mißſtimmung ver⸗ 
wechſelt haben ſollte, wurde eines beſſeren belehrt durch die ſtürmiſche Freude, mit 
der die Berliner Bevölkerung den Führer des tapferen U-Bootes, Kapitänleutnant 
Prien, und ſeine Mannſchaft bei ihrem Einzug in die Reichshauptſtadt begrüßte. 
Die kühne Beſatzung des ſiegreichen U⸗Bootes wurde in der Reichskanzlei in An⸗ 
weſenheit des Oberbefehlshabers der Kriegsmarine, des Großadmirals Dr. h. c. 
Raeder, vom Führer in ſeinem Arbeitszimmer begrüßt. In einer Anſprache 
brachte der Führer ſeinen und den Dank des deutſchen Volkes für die Tat der 
U-Boot-Bejagung zum Ausdruck. Er erinnerte daran, daß die Männer dieſe einzig⸗ 
artige Leiſtung auf jenem Platz vollbrachten, auf dem einſt die deutſche Flotte durch 
eine ſchwache Regierung ausgeliefert wurde in der trügeriſchen Hoffnung, ſie viel⸗ 
leicht zurückerhalten zu können, und auf dem dann Admiral Reuter dieſe Flotte 
vor der letzten Schande bewahrt und gerettet habe. Was die Männer der U-Boot- 
Waffe geleiſtet hätten, ſei die ſtolzeſte Tat, die überhaupt ein deutſches 
U-Boot unternehmen und vollbringen konnte. Sie habe nicht nur ganz 
Deutſchland auf das tiefſte bewegt, ſondern ihr Ruhm ſei in die ganze Welt hinaus⸗ 
gegangen. Der Führer überreichte ſodann Kapitänleutnant Prien die höchſte Aus⸗ 
zeichnung für einen deutſchen Soldaten, das Ritterkreuz des Eiſernen Kreuzes. Die 
ehrenden Worte des Führers wurden unterſtrichen durch ungezählte Gaben und 
Stiftungen für die U-Boot⸗Beſatzung, mit denen deutſche Volksgenoſſen ihrer Freude 
über die kühne Tat Ausdruck gaben. 

Der Krieg gegen England, der ſich nunmehr — wie Reichsaußenminiſter v. Rib⸗ 
bentrop am 24. Oktober in Danzig in einer Kundgebung am Gründungstage des 
Gaues Danzig der NSDAP vor den Alten Kämpfern Danzigs darlegte — endgültig 
als ein Kampf um Sein oder Nichtſein geſtaltete, nachdem der britiſche Premier⸗ 
miniſter Chamberlain die vom Führer entgegengeſtreckte Friedenshand ausgeſchla⸗ 
gen hatte, hielt die Führung des Reiches nicht davon ab, den Neuaufbau im 
Oſten tatkräftig in Angriff zu nehmen. Am 18. Oktober trafen die erſten Balten 
deutſchen aus Lettland und Eſtland in Gotenhafen ein, um in den zurüd- 
gekehrten ehemals polniſchen Gebieten als Träger der Aufbauarbeit eingeſetzt zu 
werden. Täglich kamen weitere Seedampfer mit in das Reich heimkehrenden Balten⸗ 
deutſchen in Danzig und Gotenhafen an. Sie verloren, wie der Baltendeutſche Alfred 


Roſenberg im „Völkiſchen Beobachter“ erklärte, eine Heimat, aber ſie gewannen 
ihr Vaterland; als zäher Menſchenſchlag würden ſie tiefer Atem ſchöpfen können 
und neuen Raum zum Schaffen erhalten. Der Führer beauftragte den Reichs⸗ 
führer SS Himmler, für die Rückführung der endgültig ins Reich heimkehrenden 
Auslands- und Volksdeutſchen Sorge zu tragen und die zur Geſtaltung neuer deut⸗ 
ſcher Siedlungsgebiete erforderlichen Umſiedlungsmaßnahmen zu treffen. 

Ein weiterer wichtiger Schritt zum Neuaufbau des deutſchen Oſtens war am 
26. Oktober das Inkrafttreten des Führererlaſſes über die Verwaltung der heim⸗ 
gekehrten deutſchen Oſtgebiete, des Reichsgaues Danzig mit dem Gauleiter 
und Reichsſtatthalter Forſter an der Spitze und des Warthegaues, zu deſſen 
Reichsſtatthalter und Gauleiter der einſtige Danziger Senatspräſident Greiſer 
ernannt wurde. Reichsſtatthalter Forſter wurde am 31. Oktober vom Reichsminiſter 
des Innern Dr. Frick in Danzig feierlich in ſein Amt eingeführt. 
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Auf außenpolitiſchem Gebiet zog Reichsaußenminiſter v. Ribbentrop in feiner 
Danziger Rede die Folgerung aus dem engliſchen Verhalten und insbeſondere aus 
der Rede Chamberlains vom 12. Oktober, wenn er feſtſtellte, daß die Friedens⸗ 
bereitſchaft des Führers von England abgelehnt wurde. Deutſchland nahm nun- 
mehr den Fedehandſchuh auf, entſchloſſen, unter Einſatz ſeiner ganzen Volks⸗ 
kraft einen Frieden zu erzwingen, der ſeiner Bedrohung durch England ein für 
allemal ein Ende machen würde. Daß Deutſchland dieſe Entſcheidung nicht leicht⸗ 
fertig traf, ergab ſich nicht nur aus der Entwicklung der letzten Wochen. Reichs⸗ 
miniſter v. Ribbentrop konnte in ſeiner Danziger Rede auf die jahrelangen, trotz 
aller Enttäuſchungen unermüdlichen Bemühungen des Führers um eine Verſtändi⸗ 
gung mit England und Frankreich hinweiſen. 


Wie wenig England den vom Reichsaußenminiſter dargelegten Tatſachen ent⸗ 
gegenzuſetzen hatte, bewies der britiſche Premierminiſter Chamberlain zwei 
Tage ſpäter in ſeinem üblichen Wochenüberblick vor dem Unterhaus, in dem er 
die Ausführungen Ribbentrops mit der Bemerkung abtat, durch Kommentare zu 
vielen Einzelheiten in dieſer Rede „keine Zeit verlieren“ zu wollen. 


Wenige Tage vor der Danziger Rede Ribbentrops hatte England eine Probe 
des deutſchen Kampfwillens und der Kampfkraft der deutſchen Waffen zu 
koſten bekommen, als in kurz aufeinanderfolgenden Schlägen das deutſche U⸗Boot 
des Kapitänleutnants Prien in Scapa Flow zwei britiſche Schlachtſchiffe tor⸗ 
pedierte und Einheiten der deutſchen Luftwaffe erfolgreich britiſche Kriegsſchiffe 
im Firth of Forth und in Scapa Flow bombardierten. In der engliſchen öffent⸗ 
lichen Meinung wurde der Glaube an die Unangreifbarkeit der britiſchen Flotte 
fühlbar erſchüttert; England hatte die Bedeutung des Führerwortes geſpürt, daß 
es keine Inſeln mehr gäbe. 

Die Ausflüchte und halben Eingeſtändniſſe der britiſchen Admiralität 
und des Londoner Lügenminiſteriums waren nicht geeignet, die engliſche Beſtür⸗ 
zung über die deutſchen Erfolge zu verbergen. Die Verſenkung des Schlachtſchiffes 
„Royal Oak“ durch das deutſche U-Boot wurde zuerſt von der britiſchen Admiralität 
bekanntgegeben. Als jedoch der Bericht des deutſchen U⸗Boot⸗Kommandanten vor⸗ 
lag, aus dem ſich die gleichzeitige Torpedierung und ſchwere Beſchädigung eines 
zweiten Schlachtſchiffes, der „Repulſe“, ergab, wurde es offenbar, daß man in London 
den Verluſt der „Royal Oak“ nur darum ſo ſchnell zugegeben hatte, um die Tor⸗ 
pedierung des zweiten Schlachtſchiffes um ſo leichter verheimlichen zu können. 
Der Verluſt der „Repulſe“ wurde denn auch ebenſo dreiſt abgeſtritten wie einige 
Wochen vorher die Vernichtung des Flugzeugträgers „Ark Royal“ durch ein deut- 
ſches Flugzeug und die ſchwere Beſchädigung des größten engliſchen Schlachtſchiffes 
„Hood“. Ebenſo kläglich war die Haltung des engliſchen Lügenminiſteriums bei 
der Berichterſtattung über den deutſchen Luftangriff im Firth of Forth, bei 
dem die engliſchen Kreuzer „Edinburgh“ und „Southampton“ getroffen wurden, 
und über den im Laufe des Tages eine ganze Anzahl von Meldungen verbreitet 
wurde, die der engliſchen Öffentlichkeit tröpfchenweiſe den deutſchen Erfolg be⸗ 
kanntgaben. Sprach man anfangs von einer völligen Erfolgloſigkeit des deutſchen 
Luftangriffes und führte man in echt britiſchem Zynismus als einzigen Schaden 
eine zerbrochene Fenſterſcheibe und einen Hund an, ſo mußte man in ſpäteren 
Meldungen immerhin die Wirkung von „Splittern“ auf den beiden getroffenen 
Kreuzern und den Verluſt einer in den einzelnen Berichten wechſelnden Zahl von 
toten und verletzten Seeleuten der Beſatzungen zugeben. Der deutſche Luftangriff 
im Firth of Forth, bei dem deutſche Flugzeuge auch die ſchottiſche Hauptſtadt Edin- 
burgh überflogen, warf auch inſofern ein bezeichnendes Licht auf die engliſche Or⸗ 
ganiſation, als die Stadt Edinburgh von dem deutſchen Angriff völlig überraſcht 
wurde und die Bevölkerung durch keinerlei Alarm gewarnt worden war. 


Mißſtände dieſer Art beunruhigten auch auf anderen Gebieten ſtändig die eng- 
liſche Offentlichkeit. In der Preſſe riſſen die Klagen über Desorganiſation auf 
wirtſchaftlichem und ſozialem Gebiet nicht ab. Ständig ſteigende Preiſe, 
anwachſende Arbeitsloſigkeit, völliges Durcheinander bei der Betreuung der evaku⸗ 
Kin en das waren neben vielem anderen ftändige Themen in der eng- 
iſchen Preſſe. 
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Auch im Gefüge des Weltreiches machten ſich Widerſtände bemerkbar, die man in 
den Kreiſen der Kriegshetzer bei Ausbruch des von langer Hand vorbereiteten 
Krieges gewiß nicht erwartet hatte. In Südafrika und in Indien traten Beſtrebun⸗ 
gen für eine Trennung von England in einer bisher nie dageweſenen Stärke 
auf. In der Südafrikaniſchen Union war in der erſten Septemberhälfte unter 
Beſeitigung des für die Neutralität eintretenden Premierminiſters Hertzog der 
Eintritt der Union in den Krieg gegen Deutſchland von England erzwungen worden. 
Der einſtige Burengeneral Smuts, der bisher mit Hertzog zuſammengearbeitet 
hatte, erwies ſich der Kriegshetzerclique in London als englandhörig genug, um als 
Nachfolger Hertzogs auf dem Poſten des Premierminiſters die Kriegserklärung 
gegen Deutſchland zu vollziehen. Die in London unerwartete Folge war der Zu⸗ 
ſammenſchluß des Afrikandertums, der Nachkommen der einſt von England 
brutal niedergeſchlagenen Buren, das die überwiegende Mehrheit der weißen Be⸗ 
völkerung in der Union bildet. Der alte Burengeneral Hertzog und der Führer 
der Nationalen Oppoſition, Dr. Malan, bisher politiſche Gegner, beſchloſſen die 
Zuſammenarbeit, die in einer gewaltigen Kundgebung des Afrikandertums vor 
dem Voortrekker⸗Denkmal bei Pretoria Anfang Oktober zum erſtenmal zum Aus⸗ 
druck kam und die Vereinigung aller afrikaans Sprechenden in einer Partei zum 
Ziel hatte. Neben der Forderung nach Neutralität wurde in der Afrikanderbewegung 
bald auch der Ruf nach einer Trennung von England und der Bildung einer freien 
ſüdafrikaniſchen Republik laut. Man erinnerte ſich in wachſendem Maße des Buren; 
widerſtandes gegen England zu Beginn dieſes Jahrhunderts und wies darauf hin, 
daß damals England die Loſung „Vernichtung des Krügerismus“ ausgab, ſo wie 
es jetzt die Vernichtung des Hitlerismus proklamierte. 

In Indien hatte das Exekutivkomitee des Nationalkongreſſes Ende Sep⸗ 
tember in einer Erklärung dagegen Stellung genommen, daß Indien von der eng⸗ 
liſchen Regierung ohne ſeine Zuſtimmung zum kriegführenden Land erklärt worden 
war: Jegliche Verſuche, die Hilfsquellen Indiens zu imperialiſtiſchen Zwecken aus⸗ 
zunutzen, würden unweigerlich den Widerſtand des indiſchen Volkes hervorrufen; 
Indien könne nicht am gegenwärtigen Kriege teilnehmen in einer 
Zeit, da ihm feine eigene Freiheit ſtreitig gemacht werde. Die For- 
derung der indiſchen Kongreßpartei nach einer Bekanntgabe der Kriegsziele und 
nach feſter Zuſicherung der indiſchen Unabhängigkeit wurden von dem engliſchen 
Vizekönig in Indien mit einem Weißbuch beantwortet, das die indiſchen Führer 
Nehru und Ghandi als unzureichend erklärten. Die Kongreßpartei kündigte den 
Rücktritt der ihr angehörenden Miniſter an, die in einem großen Teil der indiſchen 
Provinzen die Regierungen bilden, nachdem die indiſchen Forderungen von dem 
Vizekönig mit leeren Verſprechungen beantwortet worden ſeien. Mit dem Rücktritt 
der Kongreßregierung der Provinz Madras als erſter kam Ende Oktober der offene 
Sa zwiſchen der indiſchen Kongreßpartei und den engliſchen Behörden zum 

usbruch. 

Wie England den deutſchen Erfolgen auf militäriſchem Gebiete außer Lügen 
und Vertuſchungen nichts Tatſächliches entgegenſtellen konnte, ſo mußte ſeine für 
den Krieg verantwortliche Regierung den von deutſcher Seite geführten Nachweis 
ungeheuerlicher Verbrechen über ſich ergehen laſſen, ohne ihm tatſächliche Wider⸗ 
legungen gegenüberſtellen zu können. Der von der deutſchen Preſſe durch zahl⸗ 
reiche Verlautbarungen einwandfrei geführte Indizienbeweis, daß der Urheber des 
Unterganges der „Athenia“ niemand anderes als der Erſte Lord der britiſchen 
Admiralität, Winſton Churchill, war, wurde im Verlauf der zweiten Oktober 
hälfte beſtätigt durch die eidesſtattliche Ausſage des amerikaniſchen Staatsbürgers 
Anderſon, der als Opfer der Kataſtrophe bezeugte, daß die „Athenia“ erſt 
14 Stunden nach der geheimnisvollen Exploſion auf dem Dampfer von drei 
britiſchen Zerſtörern unter Feuer genommen und verſenkt worden 
war. Aus den umfangreichen Ausſagen Anderſons, der nach feiner Rettung wochen⸗ 
lang in England feſtgehalten worden war, ergab ſich ferner, daß die „Athenia“ auf 
ihrer letzten Reife Sprengſtoffe mit ſich führte. Dieſe Ausſagen nahm der Reichs⸗ 
miniſter für Volksaufklärung und Propaganda, Dr. Goebbels, am 22. Oktober 
zum Anlaß, in einer von den deutſchen Sendern auch in den wichtigſten Fremd⸗ 
ſprachen verbreiteten Rundfunkanſprache Winſton Churchill als Lügner und Ver- 
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brecher zu entlarven. Die mit beißendem Sarkasmus vorgetragenen Ausführungen 
des Reichsminiſters, die unter dem Leitwort „Der Angeklagte Churchill hat 
das Wort“ ftanden und noch einmal die Beweisſtücke für die Urheberſchaft Chur- 
chills beim Untergang der „Athenia“ zuſammentrugen, gipfelten in folgenden fünf 
Fragen an den Erſten Lord der britiſchen Admiralität: 

„1. Wie konnten Sie, Herr Churchill, in Ihren erſten Verlautbarungen überhaupt von 
einem deutſchen Torpedo ſprechen, obſchon Sie doch als Erſter Lord der britiſchen 
Admiralität wußten und wiſſen mußten, daß drei engliſche Zerſtörer die ‚Athenia“ ver⸗ 
ſenkt haben? 

2. Wie wollten Sie es der Welt überhaupt einreden, daß die ‚Athenia‘ noch 14 Stun ⸗ 
den nach der von Ihnen lügneriſcherweiſe behaupteten Torpedierung durch ein deutſches 
U-Boot über Waſſer blieb, während Ihr engliſches Rieſenſchlachtſchiff Royal Dar 
unter der Wirkung deutſcher Torpedos in ganz wenigen Minuten verſank? 

3. Warum haben Sie von dem Feuer von drei engliſchen Zerſtörern auf 
die ‚Athenia‘ bisher überhaupt nichts geſagt, obſchon Sie das doch als Erſter Lord der 
britiſchen Admiralität wiſſen mußten und ſich obendrein auch klar darüber waren, daß das 
Feuer von drei engliſchen Zerſtörern auf die Athenia“ überhaupt das wichtigſte Beweis⸗ 
ſtück für die Findung des Täters bei der Verſenkung der ‚Athenia‘ war? Warum mußten 
Sie erſt durch die beeideten Ausſagen des unverdächkigen amerikaniſchen Zeugen Anderſon 
darauf hingewieſen werden, und warum warteten Sie bis heute mit dieſer höchſt wichtigen 
Mitteilung in einer Angelegenheit, die eventuell die Vereinigten Staaten in den Krieg 
hätte hineinziehen können, obſchon Sie wußten, daß dieſer Umſtand von einer ausſchlag⸗ 
gebenden Bedeutung für die Beurteilung des ganzen Falles war? 

4. Wo haben Sie, eig Churchill, die fragwürdigen Zeugen gedungen, die kurz 
nach dem Untergang der ‚Athenia“ im englischen Rundfunk interviewt wurden und genau 
das Gegenteil von dem behaupteten, was nun durch die beeideten Ausſagen des unver⸗ 
dächtigen Zeugen Anderſon als erwieſen und nicht mehr beſtreitbar angeſehen werden muß? 

5. Warum verſuchen Sie jetzt, Herr Churchill, der Sie kurz nach dem Untergang der 
‚Athenia‘ fo redſelig waren und die ganze Welt mit Ihren Lügen überſchwemmten, be» 
harrlich zu ſchweigen und über die ganze für Sie und für England geradezu kataſtrophale 
Angelegenheit den Mantel der Liebe zu decken? Sie ſind doch ſonſt nicht ſo.“ 

Dr. Goebbels nannte in ſeinen weiteren Ausführungen den Untergang der 
„Athenia“ das allerſimpelſte, das allerprimitivſte, allerdings auch das aller⸗ 
verbrecheriſchſte Bubenſtück, das die moderne Geſchichte kenne. Der Fall „Athenia“ 
ſei nicht ausgeſtanden, ſondern ſei ein Fall Churchill und der Fall Churchill ein 
Fall England geworden. Hier gehe es darum, ob ein überführter Ver⸗ 
brecher länger noch in einem ſo hohen Amt geduldet werden könne, oder ob die 
Empörung der ganzen Weltmeinung nicht am Ende doch ſtärker ſei als die Skrupel⸗ 
loſigkeit eines notoriſchen britiſchen Lügners. 

Die engliſche Regierung blieb dieſer furchtbaren Anklage gegenüber genau ſo 
ſtumm wie gegenüber dem am 12. Oktober in einer deutſchen Verlautbarung ein⸗ 
wandfrei geführten Beweis, daß England an Polen vor Ausbruch des 
Krieges Giftgasminen geliefert hatte. Deutſche Pioniere waren am 8. Sep⸗ 
tember beim Wegräumen einer Sperre in der polniſchen Stadt Jaslo durch eine 
explodierende Mine getötet oder ſchwer verwundet worden. Die Feſtſtellung der 
deutſchen Fachmänner, daß es ſich um die furchtbaren Folgen von Gelbkreuzgas 
handelte, wurde durch die Ausſagen von Berichterſtattern aus dem neutralen Aus⸗ 
land, vor allem aber durch ein Gutachten des Schweizer Profeſſors Staehelin, 
unwiderlegbar beſtätigt. Im Verlaufe der ſofort aufgenommenen Nachforſchungen 
nach der Herkunft des Giftgaſes wurde bei der Ortſchaft Oxthöft in der Nähe des 
früheren Gdingen, jetzt Gotenhafen, ein größeres Lager von Gelbkreuzgas⸗Minen 
entdeckt, und zwar zuſammen mit anderen Munitionsvorräten, die nach polniſchen 
Ausſagen in den letzten Wochen vor Kriegsausbruch aus engliſchen Schiffen in 
Gdingen ausgeladen worden waren. Insgeſamt wurden unter dem von Groß⸗ 
britannien gelieferten Kriegsmaterial mehrere tauſend Gelbkreuzminen feſtgeſtellt. 
Weitere Funde wurden im Verlaufe der zweiten Oktoberhälfte auch in anderen 
Teilen Polens gemacht. Von der engliſchen Regierung wurde die Lieferung von 
Gelbkreuzgas durch ein einfaches Dementi abgeleugnet, ohne daß man ſich die Mühe 
machte, die bis ins einzelne gehenden deutſchen Feſtſtellungen, die durch neutrale 
Unterſuchungen beſtätigt waren, durch Tatſachen zu widerlegen. Man verſuchte 
lediglich, durch die Verbreitung eines gefälſchten Interviews des Profeſſors Stae- 
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helin die Wirkung des einwandfreien Gutachtens dieſes Schweizer Zeugen abzu⸗ 


ſchwächen. 

Die britiſche Regierung, die die Erfahrung machen mußte, daß ihre im Weltkrieg 
ſo erfolgreiche Propaganda ſie 25 Jahre ſpäter von einer Verlegenheit in die andere 
brachte, erfuhr nunmehr auch, daß die alte Hauptwaffe des ohne Rückſicht auf die 
Neutralen durchgeführten Blockadekrieges nicht mehr bedenkenlos gehandhabt wer⸗ 
den konnte, da ſie es nicht mehr nur mit kleinen neutralen Ländern zu tun hatte. 
Die Sowjetregierung brachte am 26. Oktober in einer Note an die bri⸗ 
tiſche Regierung in klarer und eindeutiger Weiſe den Intereſſenſtandpunkt 
der neutralen Mächte gegenüber der britiſchen Seekriegspolitik zum 
Ausdruck. Sie beantwortete darin die beiden britiſchen Noten vom 6. und 11. Sep⸗ 
tember, in denen die britiſche Regierung die von ihr aufgeſtellte Konterbandeliſte 
und die geplante Durchſuchung neutraler Handelsſchiffe notifiziert hatte, mit fol⸗ 
genden drei Feſtſtellungen: 

1. Die durch einſeitiges Vorgehen der britiſchen Regierung erfolgte Aufſtellung der 
Kriegskonterbandeliſte überſchreite die Grundſätze des internationalen 
Rechtes. wie fie in der internationalen Rechtserklärung über den Seekrieg vom 26. Fe⸗ 
bruar 1909 ihren allgemeinen Ausdruck gefunden haben, füge den Intereſſen der neu⸗ 
tralen Länder ſchweren Schaden zu und gerftöre den internationalen Han⸗ 
del. „Da die britiſche Regierung auf die von ihr veröffentlichte Kriegskonterbandeliſte 
Erzeugniſſe und Waren, wie Brennmaterial, Papier, Baumwolle, Viehfutter, Schuhe, 
Kleider und Robſtoffe für ihre Herſtellung, und ſogar eine Reihe von Lebensmitteln, 
wie Getreide, Fleiſch, Butter, Zucker und andere Arten von Nahrungsmitteln, geſetzt hat, 
erklärt ſie ſomit die hauptſächlichſten Artikel des allgemeinen Konſums als Banngut 
und ſchafft die Möglichkeiten vollkommener Willkür in der Beurteilung aller Artikel des 
öffentlichen Verbrauchs als Kriegskonterbande. Dies führt unfehlbar zu einer tiefen 
Desorganiſierung der Verſorgung der friedlichen Zivilbevölkerung mit lebenswichtigen 
Artikeln, bildet eine ernſte Bedrohung der Geſundheit und des Lebens der Bevölkerung 
und läßt eine unberechenbare Not der breiten Volksmaſſen vorausahnen.“ Die Sowjet⸗ 
regierung betrachte es als unzuläſſig, daß die friedliche Bevölkerung durch die Erklärung 
von Artikeln des öffentlichen Verbrauchs als Banngut von Lebensmitteln, Brennſtoff 
und Kleidern beraubt iſt und dadurch Kinder, Frauen, Greiſe und Kranke 
allen Arten von Entbehrung und dem Hungertod ausgeſetzt ſind. Sie könne ſich daher 
mit der Note der britiſchen Regierung vom 6. September nicht einverſtanden erklären 
und lehne es ab, dieſer Note irgendwelche Kraft zuzuerkennen. 

2. Die ſowjetruſſiſche Regierung erklärt ebenfalls, daß ſie mit der britiſchen Note vom 
11. September nicht einverſtanden ſei und dieſer Note keine Kraft zuerkenne, in der 
durch einſeitiges Vorgehen der britiſchen Regierung die Errichtung eines Syſtems der 
Durchſuchung von Handelsſchiffen neutraler Länder in zu dieſem Zweck 
von der britiſchen Regierung beſonders bezeichneten Häfen mitgeteilt werde. Die Sowjet⸗ 
regierung betrachte es als eine vollkommen unbegründete und willkürliche 
Forderung, daß die oben erwähnten Schiffe gezwungen find, in dieſe Häfen ein⸗ 
zulaufen, eine Forderung, die durch die Drohung der gewaltſamen Einbringung der 
Schiffe in dieſe Häfen erſchwert werde. Nach einem Hinweis auf den völkerrechtswidrigen 
Charakter dieſes britiſchen Vorgehens erklärt die Sowjetregierung, daß „die ſowjet⸗ 
ruſſiſchen Handels ſchiffe dem Staat gehören und ſchon aus dieſem 
einzigen Grunde irgendwelchen gegenüber privaten Handelsſchiffen angewandten Zwangs⸗ 
maßnahmen nicht unterworfen werden dürfen“. 

3. „Sich auf das Vorangegangene ſtützend, behält ſich die ſowjetruſſiſche Regierung das 
Recht vor, von der britiſchen Regierung Entſchädigung für durch die oben er⸗ 
wähnten Maßnahmen der britiſchen Regierung den ſowjetruſſiſchen Organiſationen, 
Inſtitutionen und Bürgern zugefügten Schaden und für Aktionen der britiſchen Be⸗ 
hörden zu fordern.“ 


Der weitere Fortgang der oſteuropäiſchen Neuordnung kam u. a. zum 
Ausdruck in dem Abſchluß eines deutſch⸗lettiſchen Vertrages über die Umſiedlung 
der Reichs⸗ und Volksdeutſchen aus Lettland am 30. Oktober und in der 
Fortſetzung der ſowjetiſch⸗finniſchen Verhandlungen, die bis Ende des Monats 
Oktober zu keinem Abſchluß kamen. Die Konſolidierung des jungen ſlowakiſchen 
Staates machte am 21. Oktober einen entſcheidenden Schritt vorwärts mit der Er⸗ 
klärung des Führers in einer Beſprechung mit dem ſlowakiſchen Berliner Ge⸗ 
ſandten Cernak, daß Deutſchland die von der flowakiſchen Regierung aus geſchicht⸗ 
lichen und völkiſchen Gründen geltend gemachten Wünſche wegen der Wiederbereini- 
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gung der Gebietsteile, die von dem früheren polniſchen Staate in den Jahren 1920, 
1924 und 1938 in Beſitz genommen worden waren, mit der Slowakei erfüllen werde. 
Der flowakiſche Miniſterpräſident Dr. Tiſo, den der Führer am Vortage mit 
der Verleihung des Großkreuzes des Ordens vom Deutſchen Adler auszeichnete, 
wurde am 26. Oktober vom ſlowakiſchen Parlament einſtimmig zum Präſidenten 
der Slowakiſchen Republik gewählt. Bei der dadurch notwendig gewordenen 
Regierungsumbildung wurde der bisherige Stellvertreter Dr. Tiſos, Prof. Tuka, 
Miniſterpräſident; der bisherige Außenminiſter Dr. Durcanſky wurde ſtellver⸗ 
tretender Miniſterpräſident und übernahm neben dem Außen⸗ auch das Innen- 
miniſterium. 

Eine entſcheidende Wendung vollzog die Türkei am 20. Oktober, unmittelbar 
nach der Rückkehr ihres Außenminiſters Saracoglu von feinem 23tägigen ergebnis⸗ 
loſen Beſuch in Moskau, mit der Unterzeichnung eines Beiſtandspaktes 
mit England und Frankreich. Dieſer Pakt, der ſchon im Mai bei Abſchluß 
des vorläufigen Beiſtandsabkommens mit England und Frankreich vorgeſehen war, 
betraf entſcheidend die Intereſſen der Sowjetunion und Italiens. In dem Pakt 
verpflichten ſich die britiſche und die franzöſiſche Regierung, der Türkei Beiſtand 
zu leiſten, wenn es im Falle eines aktiven Angriffes durch eine europäiſche Macht 
oder durch eine Aktion einer europäiſchen Macht zu einem Kriege im Mittelmeer 
kommen ſollte, in den die Türkei verwickelt würde. Die Beiſtands verpflichtung der 
Türkei fol im Falle eines Angriffsaktes einer europäiſchen Macht, der zu Feind ⸗ 
ſeligkeiten im öſtlichen Mittelmeer führt, oder wenn Großbritannien und Frank⸗ 
reich auf Grund ihrer Rumänien und Griechenland gegebenen Garantie in Feind⸗ 
ſeligkeiten verwickelt werden, in Kraft treten und gilt für einen Zeitraum von 
15 Jahren. Nach einem dem Beiſtandspakt beigefügten Protokoll können die von 
der Türkei auf Grund des Beiſtandspaktes übernommenen Verpflichtungen dieſes 
Land nicht zwingen, „eine Aktion zu ergreifen, die den Eintritt in einem bewaffne⸗ 
ten Konflikt mit der Sowjetunion zur Wirkung haben, herbeiführen oder zur 
Folge haben würde“. 

Die im Protokoll enthaltene Vorbehaltsklauſel, mit der die türkiſchen Staats- 
männer die langjährigen Freundſchaftsbeziehungen mit der Sowjetunion retten 
zu können hofften, hinderte die Sowjetunion nicht, dieſen Pakt, wie die „S3- 
weſtija“ in einem inſpirierten Artikel erklärte, als ein Dokument von ernſter 
politiſcher Bedeutung anzuſehen, das nicht als ein Inſtrument des Friedens 
betrachtet werden könne. Das ſowjetiſche Blatt wies nach, daß für die Weſtmächte 
der Abſchluß des Türkenpaktes mit dem Plan verbunden war, mit Hilfe eines 
ſowjetiſch⸗türkiſchen Parallel⸗Beiſtandsvertrages die Sowjetunion in eine gegen 
Deutſchland und Italien gerichtete Kombination hineinzuziehen. Der Abſchluß eines 
ſolchen Parallelvertrages, dem der mehrwöchige Beſuch des türkiſchen Außenminiſters 
in Moskau gegolten habe, ſei jedoch nicht möglich geweſen, da die Bedingungen 
der Sowjetunion mit der Verpflichtung der Türkei gegenüber England und Frank⸗ 
reich nicht vereinbart geweſen ſeien. Die Sowjetunion habe das auf die Tren- 
nung der Sowjetunion von Deutſchland gerichtete Manöver der 
Weſtmächte beizeiten durchſchaut. 

In Italien wurde der türkiſche Beiſtandspakt mit größtem Intereſſe regiſtriert. 
Da man den Pakt, fo erklärte die italieniſche Zeitung „Giornale d'Italia“, auch 
auf den Balkan und ſein Syſtem beziehen wolle, müſſe Italiens Intereſſe nochmals 
präziſiert werden: Italien habe in weit größerem Ausmaß als die Türkei 
lebenswichtige Intereſſen auf dem Balkan, die nicht nur wirtſchaftlicher 
Art ſeien. Schon das erſte Echo dieſes nicht nur in feiner Faſſung, ſondern 
auch in ſeiner Zielſetzung unklaren Paktes bewies, daß fowohl die Sowjetunion. 
binfichtlich ihrer Intereſſen am Schwarzen Meer und an den Dardanellen als auch 
Italien mit Rückſicht auf ſeine Balkanintereſſen auf der Wacht ſein würden. 

In Italien, das durch die Unterzeichnung eines Abkommens über die Um- 
ſiedlung der Deutſchen aus Südtirol in das Deutſche Reich ſeine 
engen Freundſchaftsbeziehungen zu Deutſchland erneut beſtätigt ſah, nahm Ende 
des Monats der Duce eine Reihe von Veränderungen in der Zuſammenſetzung 
der Regierung vor, die als die im faſchiſtiſchen Regime übliche Ablöſung der 
Wache gekennzeichnet wurde, ohne daß ſich an der Politik des Duce etwas ändern 
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werde. Die hervorragendſten Veränderungen waren u. a. die Berufung des neuen 
Parteiſekretärs Muti, die Ernennung des bisherigen Parteiſekretärs Starace 
zum Generalſtabschef der Faſchiſtiſchen Miliz und die Erſetzung des bisherigen Ge⸗ 
neralſtabschefs des Heeres, Generals Pariani, durch Marſchall Graziani. Mi- 
niſter für Volkskultur wurde Pavolini an Stelle von Miniſter Alfieri, der 
zum Botſchafter befördert wurde. 

Das Abkommen über die Umſiedlung von Reichs⸗ und Volksdeutſchen aus Süd⸗ 
tirol in das Deutſche 1 2 0 beſtimmt, daß grundſätzlich die in Südtirol wohn⸗ 
haften Reichsdeutſchen innerhalb von drei Monaten nach Veröffentlichung der ge⸗ 
meinſam aufgeſtellten Richtlinien in das Deutſche Reich abwandern. Die Umſied⸗ 
lung der Volksdeutſchen iſt freiwillig und erfolgt auf Grund einer endgültigen und 
berbindlichen Erklärung aller in Südtirol wohnhaften oder von dort ſtammenden 
Volksdeutſchen; ſie ſoll bis Ende des Jahres 1942 durchgeführt werden. 

In der Sowjetunion gab der Regierungschef und Außenkommiſſar Molotow 
am 31. Oktober im Rahmen der fünften außerordentlichen Tagung des Oberſten 
Sowjets der UdSSR einen umfaſſenden Überblick über die ſowjetiſche 
Außenpolitik. 

Molotow ging davon aus, daß drei wichtige Tatſachen die Weltlage in den 
letzten Monaten geändert hätten: In erſter Linie der völlige Umſchwung in den 
Beziehungen zwiſchen Deutſchland und der Sowjetunion, der zur 
Herſtellung einer dauerhaften Freundſchaft zwiſchen dieſen beiden größten Staaten Europas 
geführt hat; 2. die militäriſche Vernichtung Polens und der Zerfall des polniſchen 
Staates; 3. die Fortſetzung des Krieges zwiſchen Deutſchland einerſeits und Eng⸗ 
land und Frankreich andererſeits. 5 

Mit ſarkaſtiſcher Polemik behandelte der ſowjetruſſiſche Regierungschef in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang das nunmehr von den Weſtmächten angeblich verfolgte Kriegsziel, nämlich 
die „Vernichtung des Hitlerismus“. Dieſes auch noch unter der Flagge der 
Demokratien verfochtene Kriegsziel der Weſtmächte nannte Molotow ſchlechthin ver⸗ 
brecheriſch. Staatsideen wie die nationalſozialiſtiſche könne man ablehnen oder an⸗ 
nehmen, ſie jedoch zum Kriegsgrund zu erklären, ſei ſinnlos und verbrecheriſch. Die wirk⸗ 
lichen Kriegsziele der Weſtmächte beſtänden denn auch in der Behauptung ihrer Welt ⸗ 
herrſchaft und in der weiteren ungeſtörten Ausbeutung ihrer Kolonialbvölker. 

„Unſere Beziehungen zu Deutſchland haben ſich von Grund auf gebeſſert. 
Es iſt eine praktiſche Zuſammenarbeit erreicht und eine politiſche Unterſtützung der deutſchen 
Friedensbeſtrebungen durch die Sowjetunion.“ 

Unter Bezugnahme auf den deutſch⸗ſowjetiſchen Freundſchafts⸗- und Grenz» 
vertrag hob Molotow nachdrücklich hervor, daß die deutſch⸗ſowjetruſſiſche Freundſchaft 
ſich bei der ſchwierigen Frage der Feſtlegung der Intereſſengrenzen auf dem Territorium 
des früheren polniſchen Staates bewährt habe. 

Die Sowjetunion verfolge den Kampf Deutſchlands für die Beſeitigung des Verſailler 
Syſtems mit tiefem Verſtändnis, denn ſie ſtehe auf dem Standpunkt, daß „ein ſtarkes 
Deutſchland die unabläſſige Vorausſetzung für den Frieden in 
Guropa iſt.“ Der Verſuch der Weſtmächte dagegen, Deutſchland in ein neues Verſailler 
Syſtem hinein zu zwingen, ſei gefährlich und könne für dieſe Staaten ſelbſt mit dem Ruin 
enden. 

„Die freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen der Sowjetunion und Deutſchland haben 
ſich ferner in einer Erneuerung der wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 
beiden Ländern ausgewirkt.“ Durch die politiſche Freundſchaft ſeien hierfür die günſtigſten 
Vorausſetzungen entſtanden. Mit den Wirtſchaftsverhandlungen, die zur Zeit durch die 
deutſche Kommiſſion in Moskau und durch die ſowjetruſſiſche Kommiſſion in Deutſchland 
geführt würden, ſei „eine breite Grundlage für die Entwicklung des Warenaustauſches 
zwiſchen der Sowjetunion und Deutſchland geſchaffen“. 

Auf die Beſetzung des öſtlich der deutſch⸗ſowjetiſchen Intereſſengrenze gelegenen weiß» 
ruſſiſchen und ukrainiſchen Gebietes eingehend, die 196 000 Quadratkilo⸗ 
meter mit 13 Millionen Einwohnern umfaßten, bezifferte Molotow die Verluſte der Sowjet⸗ 
armee bei der Beſetzung mit 737 Gefallenen und 1862 Verwundeten. 

Die Beiſtandspakte mit den drei baltiſchen Staaten bezeichnete Mo⸗ 
lotow als das Ergebnis des abſoluten Vertrauens und gegenſeitigen Verſtändniſſes, das 
zwiſchen der Sowjetunion und dieſen Ländern herrſchte. Nach einem Hinweis auf die be» 
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ſondere geographiſche Lage der baltiſchen Länder, die den Zugang der Sowjetunion bon 
der Oſtſee her darſtellten, wandte er ſich gegen die Verleumdungen einer gewiſſen aus- 
ländiſchen Preſſe, die behauptete, daß mit der Durchführung dieſer Pakte die Somjetifierung 
der baltifchen Staaten verbunden fei. Die Unverletzbarkeit der Souveränität der baltiſchen 
Staaten und das Prinzip der Nichteinmiſchung in deren innere Verhältniſſe ſei klipp und 
klar in den Beiſtandsberträgen feſtgelegt. Die Bedeutung der mit den baltiſchen Staaten 
getroffenen wirtſchaftlichen Vereinbarungen ſtellte Molotow weiter beſonders heraus. 

Das Verhältnis zu Finnland ſei für die Sowjetunion von nicht geringerer 
Wichtigkeit als die Beziehungen zu den drei baltiſchen Staaten, um ſo mehr, als die Sicher⸗ 
heit der nordweſtlichen Grenze der Sowjetunion und der bedeutendſten ſowjetiſchen Hafen⸗ 
ſtadt Leningrad davon abhänge. Die Sicherheit der Seeverbindungen Sowjetrußlands im 
Finniſchen Meerbuſen und Leningrads ſelbſt ſtehe in unmittelbarem Zuſammenhang damit, 
ob Finnland eine freundliche oder feindliche Haltung der Sowjetunion gegenüber einnehme. 
Die Verhandlungen, die zwiſchen der Sowjetregierung und der Regierung Finnlands über 
dieſe Fragen in jüngſter Zeit — auf Initiative der Sowjetregierung hin — geführt würden, 
ſeien überſchattet von der Tatſache, daß in Finnland anderweitige äußere Einflüſſe 
ſeitens dritter Mächte im Spiele ſeien. In großen Zügen gab der Außenkommiſſar 
dann das maßvolle und weitſichtige Programm der ſowjetruſſiſchen Vorſchläge 
an Finnland bekannt, die ſich auf ſolche Maßnahmen beſchränken, „die zu unſerer Sicher⸗ 
heit und zur Herſtellung wahrhaft freundſchaftlicher Beziehungen mit Finnland nötig ſind“. 
Die Sowjetregierung habe ihre Vorſchläge beſchränkt auf die Übergabe einiger Inſeln 
des Finniſchen Meerbuſens und auf den Vorſchlag, die Landgrenze nördlich von Leningrad 
„um ein paar Dutzend Kilometer nach Norden vorzuſchieben“. Im Austauſch dafür habe 
die Sowjetregierung Finnland einen zweimal ſo großen Diſtrikt im Gebiet Sowjetkareliens 
angeboten. Weiter habe die Sowjetregierung vorgeſchlagen, ein kleines Stück finniſchen 
Territoriums an der Ausfahrt aus dem Finniſchen Meerbuſen zur Benutzung als Marine⸗ 
baſis durch Pakt zu erwerben. Trotz des finniſchen Widerſtandes in dieſer Frage habe ſich 
die Sowjetregierung zu einer Reihe von Zugeſtändniſſen bereit erklärt. Sie habe 
3. B. in der Frage der Befeſtigung der Alands⸗Inſeln, die Finnland beſonders am Herzen 
liege, ihre grundſätzlich ablehnende Stellungnahme zurückgenommen für den Fall, daß 
Finnland ſelbſt die Befeſtigung durchführe und kein dritter Staat daran teilnehme, ſofern 
nicht auch die Sowjetunion beteiligt ſei. Weiter habe die Sowjetregierung eine Aufhebung 
ihrer Grenzbefeſtigungen in Ausſicht geſtellt, eine Reihe ſtrikteſter Garantien für die exakte 
Durchführung ihrer Vorſchläge ſowie die Herſtellung von für beide Seiten vorteilhaften 
wirtſchaftlichen Beziehungen. Molotow gab der Befürchtung Ausdruck, daß eine Ablehnung 
der ſowjetruſſiſchen Pläne für Finnland mit ernſthaften Nachteilen verbunden ſein könnte; 
er hoffe nur, daß die finniſchen regierenden Kreiſe ſich nicht durch gewiſſe „äußere Ein⸗ 
flüſſe“ gegen die Sowjetunion aufſtacheln ließen. 

Die Botſchaft, mit der der Präſident der Vereinigten Staaten, Rooſevelt, ſich in die 
ſowjet⸗finniſchen Beziehungen einzumiſchen verſuchte, habe in Moskau um ſo größeres 
Befremden erregt, als der amerikaniſche Präſident offenbar über ſeinen Sorgen um die 
„Unabhängigkeit“ Finnlands ihm näherliegende Fragen wie die „Unabhängigkeit“ Cubas 
oder der Philippinen vergeſſen habe. Trotzdem habe Kalinin Herrn Rooſevelt geantwortet, 
die Sowjets könnten erwidern, daß gerade die Sowjetunion die Unabhängigkeit Finnlands 
zur Grundlage ihrer Beziehungen zu dieſem ihrem Nachbarſtaat gemacht habe, und daß 
nichts anderes als die Feſtigung der Zuſammenarbeit zwiſchen beiden Staaten zur Sicher⸗ 
heit der Sowjetunion und Finnlands den Gegenſtand der gegenwärtigen Verhandlungen 
bilde. 

Im Anſchluß daran ſprach Molotow über die gegenwärtigen Beziehungen der Sowjet⸗ 
union zur Türkei. Die urſprüngliche Abſicht der Sowjetunion in den letzten Verhand⸗ 
lungen mit der Türkei habe darin beſtanden, einen auf das Schwarze Meer und auf die 
Meerengen begrenzten Beiſtandspakt mit der Türkei abzuſchließen. Da die Sowjetunion, 
entſprechend ihrer Freundſchaftspolitik gegenüber dem Deutſchen Reich, 
in keinem Falle auch nur die Möglichkeit eines Konfliktes zulaſ⸗ 
ſen wolle, habe ſie der Türkei vorgeſchlagen, die Meerengen für die Kriegsſchiffe 
aller Staaten, mit Ausnahme der Uferſtaaten des Schwarzen Meeres, zu ſperren. Die 
Türkei habe jedoch, angeblich auf Grund ihrer bereits gegenüber den Weſtmächten über. 
nommenen Verpflichtungen, dieſe Vorſchläge abgelehnt. Dennoch habe der Meinungsaus⸗ 
tauſch mit der Türkei viel beigetragen zur Klärung der beiderſeitigen politiſchen Stand⸗ 
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punkte. Die Türkei habe freilich dadurch, daß ſie die Bindung ihres Schickſals an die Kriegs- 
politik der Weſtmächte einer Neutralitätspolitik vorgezogen habe, eine ernſte Ent ⸗ 
ſcheidung auf ſich genommen. Es werde ſich noch zeigen, ob die Türkei dieſen Schritt 
nicht ſpäter zu bedauern habe. Die Sowjetregierung werde jedenfalls ſorgfältig die Er- 
eigniſſe dieſer Gefahrenzone weiter beobachten und werde insbeſondere im Bereich des 
Schwarzen Meeres eine Politik verfolgen, die ihren Intereſſen 
und den Intereſſen der ihr befreundeten Völker entſpreche. 

Weitreichende weltpolitiſche Bedeutung kommt ferner den Ausführungen zu, die Molotow 
anſchließend über die Beziehungen der Sowjetunion zu Japan machte. Molotow glaubte 
eine fühlbare Beſſerung der ſowjetiſch⸗japaniſchen Beziehungen feſt⸗ 
ſtellen zu können, die zu der Hoffnung auf eine weitere Entwicklung berechtige. Im 
Augenblick ſei — nach der Beilegung des letzten Grenzkonfliktes — die Bildung einer ge⸗ 
miſchten ſowjetiſch⸗japaniſchen Grenzkommiſſion auf der Tagesordnung, der die Entſchei⸗ 
dung einer Reihe von ſtrittigen Fragen übertragen werden müſſe. Bei einigem guten Willen 
müſſe dabei ein poſitives Ergebnis zu erwarten ſein. In weiterer Perſpektive ſtehe die 
Frage der Neuordnung der japaniſch⸗ſowjetiſchen Handels beziehungen, die den Inter⸗ 
eſſen beider Staaten dienen könnte. Freilich ſehe man in Moskau noch nicht klar, in welcher 
Form dieſe Frage geregelt werden könne, und ob die in Tokio beſtehenden politiſchen Vor⸗ 
ausſetzungen dafür ſchon günſtig genug ſeien. Die Moskauer Regierung jedenfalls verhalte 
ſich grundſätzlich poſitiv zu den mit einer Verbeſſerung ihrer Beziehungen zu 
Japan zuſammenhängenden Fragen. 

Zum Schluß ſeiner Rede wies Molotow nachdrücklich auf die Bedeutung der erſt vor 
wenigen Tagen veröffentlichten Antwort der Sowjetregierung auf die britiſchen 
Banngut⸗Beſtimmungen hin. Die Sowjetunion könne nicht zulaſſen, daß der 
Krieg infolge der völkerrechtswidrigen britiſchen Konterbande⸗Beſtimmungen auch gegen 
Frauen, Kinder und Greiſe geführt werde. Die Sowjetregierung ſei vielmehr im Gegen⸗ 
teil beſtrebt, den Krieg abzukürzen und die Schrecken des Krieges von der Zivilbevölkerung 
fern zu halten. 

Im Zuſammenhang mit dem Beſchluß des amerikaniſchen Senats, das Waffen⸗ 
embargo für die Vereinigten Staaten aufzuheben, äußerte Molotow 
gewiſſe Befürchtungen und Zweifel. Auch dieſe Maßnahme ſei nach Anſicht der Somjet- 
regierung nicht dazu geeignet, die Beendigung des Krieges herbeizuführen, ſondern könne 
zu einer Verſchärfung und weiteren Ausdehnung des europäiſchen Krieges führen. 
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Rede 
des Reichsminifters des Auswärtigen 
v. Ribbentrop in Danzig 


24. 10. 39 


„Meine Volksgenoſſen! 


Schon lange iſt es her, als ich vom Parteigenoſſen Forſter zum erſtenmal eingeladen 
wurde, in der damals ſogenannten „Freien“, in Wirklichkeit aber ſchwer bedrückten Stadt 
Danzig zu ſprechen. Mehrere Male mußte wegen außenpolitiſcher Vorgänge, über deren 
Mangel wir in den letzten Jahren ja nicht gerade zu klagen hatten, meine Reiſe verſchoben 
werden, bis eines Tages dann doch mein lang gehegter Wunſch, Danzig kennenzulernen, 
über Nacht in Erfüllung ging, und zwar in einer unvorhergeſehenen Weiſe in Erfüllung 


ging: 

Ich konnte den Einzug des Führers in das befreite Danzig miterleben! 
Unvergeßlich wird es mir immer ſein, wie unſer Führer, als ie greicher Feldherr 
aus Polen kommend, in Ihrer ſchönen Stadt ſeinen Einzug hielt und von der Danziger 
Jugend mit glänzenden Augen und von Ihnen allen mit einem Jubel und einer Be⸗ 
geiſterung ohnegleichen begrüßt wurde. 

Nach über zwanzig Jahren größter Schwierigkeiten und ſchwerſter Unterdrückung iſt 
Danzig nun wirklich frei geworden. Für dieſe große und endgültige Löſung der Danzig⸗ 
und Korridorfrage, die als eins der ſchwerſten und perfideſten allen Unrechts von Verſailles 
auf dem deutſchen Volk laſtete, gilt dem Führer unſer heißer Dank! 

Der heutige Tag, der 24. Oktober, iſt in der Geſchichte Danzigs beſonders denkwürdig. 
Es iſt der Tag, an dem der Parteigenoſſe Forſter im Jahre 1930 in Danzig eintraf 
und die endgültige Gründung des Gau Danzig. der NSDAP vornahm. Die 
alten Parteigenoſſen, die heute hier anweſend ſind, kennen die erſte Etappe dieſes Kampfes 
der Gewinnung Danzigs für die nationalſozialiſtiſche Bewegung, der von der Parteileitung 
im Reich als der Kampf auf einem deutſchen Außenpoſten immer mit beſonderem Inter⸗ 
eſſe und beſonderer Wärme verfolgt wurde. 

Die Machtübernahme im Reich am 30. Januar 1933 bedeutete auch für den Gau Danzig 
einen neuen Aufſchwung, indem die Ideen Adolf Hitlers ſich nun tagtäglich mehr durch⸗ 
ſetzten und bald ganz Danzig erfaſſen ſollten. 

Die zweite Etappe des nationalſozialiſtiſchen Kampfes war gekennzeichnet durch die 
Loſung Rückkehr zum Reichl! Dieſer Zeitraum von 6% Jahren war für die Dan⸗ 
ziger Führung außerordentlich ſchwierig. Sie hatte die Aufgabe, einerſeits das Deutſchtum 
in Danzig gegen den dauernden wirtſchaftlichen und politiſchen Druck der Polen zu er» 
halten und immer mehr für das Ideengut des Führers zu gewinnen und andererſeits 
entſprechend der vom Reich verfolgten Politik der Verſtändigung mit den Polen ein er⸗ 
trägliches Verhältnis zum damaligen polniſchen Staate aufrechtzuerhalten. Es würde heute 
abend im Rahmen dieſer Kundgebung zu weit führen, auf die vielen Schwierigkeiten, Rück⸗ 
ſchläge, Kompromiſſe, Kriſen und Schlimmeres, an denen die Geſchichte Danzigs innerhalb 
der ſechseinhalb Jahre übervoll iſt, näher einzugehen. 

Eins aber möchte ich heute abend doch ſagen: Danzig und ſeine Führung haben ſich in 
dieſer Zeit geradezu als vorbildliche Kämpfer des Führers gezeigt und — 
als der zuſtändige Miniſter, für den Danzig immer eine Art außenpolitiſches Schmerzens⸗ 
kind war, darf ich dies wohl ſagen — ſo manches diplomatiſche Glanzſtück fertiggebracht. 
Hin und her geworfen zwiſchen der ſelbſtverſtändlichen Loyalität gegenüber der Verſtändi⸗ 
gungspolitik des Reiches mit Polen, dem dauernden Druck Polens, feine ihm im Friedens- 
bertrag eingeräumten Rechte wirtſchaftlicher und politiſcher Art weiter auszubauen, den 
Beſchlüſſen weltfremder, unfähiger, ja oft böswilliger Völkerbundsinſtanzen, gegen die der 
Danziger Senatspräſident Greiſer einen dauernden ſchweren und aufopferungsvollen 
Kampf zu führen hatte, und gegenüber den inneren marxiſtiſchen Feinden, die nach der 
Machtergreifung das Feld ihrer Tätigkeit zum Teil nach Danzig verlegt hatten, war es 
beſtimmt nicht immer leicht, den richtigen Weg zu finden. 
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Es ift ein Gebot der Fairheit, bei dieſer Gelegenheit auf die gerechte und ſuperiore Amt3- 
führung des letzten Völkerbundskommiſſars, des Schweizer Profeſſors Burckhardt, hin⸗ 
zuweiſen, der immer beſtrebt war, einen gerechten Ausgleich der Intereſſen herbeizuführen, 
und deſſen Tätigkeit eine rühmliche Ausnahme im Vergleich zu manchen ſeiner Vorgänger 
darſtellte. 

Das große Verdienſt der nationalſozialiſtiſchen Führung in Danzig und damit des Gau⸗ 
leiters Parteigenoſſen Forſter iſt es aber, daß er es fertigbrachte, trotz dieſer manchmal 
faſt unüberwindlich ſcheinenden Schwierigkeiten Danzig rein deutſch erhalten und 
dem Führer damit die Heimholung der Stadt ins Reich erleichtert zu haben. Beſonders in 
den kritiſchen Tagen und Wochen dieſes Jahres hat ſich Parteigenoſſe Forſter auf dieſem 
ſchweren Vorpoſten bewährt. Seine Ruhe, feine Zuverſicht und fein unbeirrbarer Optimis⸗ 
mus haben ſich nicht nur auf die Partei, ſondern auf ganz Danzig übertragen und waren 
damit entſcheidend für die Kaltblütigkeit, die ausgezeichnete Haltung und Diſziplin feiner 
Bevölkerung. Die tapfere Haltung der SS-Heimwehren, ihr bewährter Einſatz bei 
dem Kampf um die Weſterplatte, um die polniſche Poſt, bei den Kämpfen an der Grenze 
um Zoppot, an der Erſtürmung von Dirſchau und bei ſonſtigen Kampfhandlungen ſind 
Ruhmestaten, die heute unlösbar mit der Geſchichte der Befreiung deutſchen Bodens von 
polniſcher Unterdrückung verbunden ſind. 

Danzig hat mit der Heimkehr zum Reich lange warten müſſen, es mußte viel Geduld 
haben, aber eine um ſo herrlichere Zeit wird nun für dieſe ſchöne Oſtſeeſtadt im Groß⸗ 
deutſchen Reiche anbrechen. 

Niemals aber wird Danzig je wieder vom Reich getrennt werden! 

Wenn ich ſoeben von dem heutigen Tage als dem denkwürdigen Tag der Gaugründung 
in Danzig ſprach, ſo hat dieſes Datum aber auch in anderer Hinſicht noch eine beſondere 
Bedeutung. Der engliſche Premierminiſter Chamberlain hat in ſeiner letzten Rede 
vor dem engliſchen Parlament verſucht, Danzig zum Sündenbock für den Aus⸗ 
bruch des deutſch⸗polniſchen Krieges zu ſtempeln, in dem er in echt 
britiſcher Überheblichkeit und in ſprichwörtlicher Unkenntnis engliſcher Miniſter über die 
wahren Verhältniſſe in dieſer Stadt behauptete, die Stadt Danzig und damit Deutſchland 
und nicht Polen ſei verantwortlich für die Zuſpitzung der Beziehungen zwiſchen Deutſchland 
und Polen im Auguſt und für den heutigen Kriegszuſtand. 

Dieſer bewußt falſchen engliſchen Behauptung gegenüber halte ich es für nötig, gerade 
vor Ihnen, meine Danziger Volksgenoſſen, nochmals einen kurzen Abriß der Zuſammen⸗ 
hänge zu geben, durch die dem Führer wider ſeinen ſeit Jahren bekundeten Willen des 
Ausgleichs mit den Polen 


dieſer Krieg im wahrſten Sinne des Wortes aufgezwungen 
wurde. 


Seitdem der Führer im Jahre 1934 mit dem polniſchen Marſchall Pilſudſki eine 
Neuorientierung des deutſch⸗polniſchen Verhältniſſes vornahm, hat Deutſchland Polen nie⸗ 
mals einen Zweifel darüber gelaſſen, daß im Rahmen des neuen freundſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſes früher oder fpäter das Danzig⸗ und Korridorproblem einer Lö⸗ 
ſung zugeführt werden müßte. 

Genau vor einem Jahr, das heißt alſo am 24. Oktober 1938, war es, als ich im Auf⸗ 
trage des Führers den ehemaligen polniſchen Botſchafter Lipſki nach Berchtesgaden 
kommen ließ. Ich unterbreitete ihm unter Hinweis auf den Willen des Führers, das 
deutſch⸗polniſche Verhältnis auf eine geſchichtlich tragbare und endgültige Baſis zu ſtellen, 
an dieſem Tage den bekannten Vorſchlag der politiſchen Wiedervereini⸗ 
gung Danzigs mit dem Reich, während Danzig wirtſchaftlich bei Polen bleiben 
ſollte. Ferner ſollten exterritoriale Auto⸗ und Eiſenbahnverbindungen wechſelſeitig zwiſchen 
den polniſchen und deutſchen Territorien hergeſtellt werden. Beide Länder würden dagegen 
rere iαeitieax. Menu v tie. rufen ad Aula, DE F- 

vertrag von 1934 ſollte auf 25 Jahre verlängert werden. 

Dieſer Vorſchlag wurde dann am 5. Januar 1939 vom Führer perſönlich dem 
damaligen polniſchen Außenminiſter Beck in meiner Gegenwart und in Gegenwart des 
Botſchafters Moltke und des Botſchafters Lipſki in Berchtesgaden wiederholt. Der 
Führer wies bei dieſer Gelegenheit noch beſonders darauf hin, daß es keinem deutſchen 
Staatsmann vor ihm und wohl auch ſchwerlich einem nach ihm je wieder möglich ſein würde, 
einen ſolchen Verzicht auf den Korridor auszuſprechen. 
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Am nächſten Tage in München, ſowie fpäter am 26. Januar bei meinem Beſuch in 
Warſchau wurde dieſes Angebot nochmals eingehend zwiſchen Herrn Beck und mir be⸗ 
ſprochen. Bei dieſen Gelegenheiten wurde von den polniſchen Vertretern in keinem 
Falle dieſes Angebot abgelehnt, ſondern es wurde unter Hinweis auf gewiſſe 
Schwierigkeiten innerpolitiſcher Art erwidert, daß man dasſelbe eingehend prüfen müſſe, 
und daß man auch polniſcherſeits eine endgültige Bereinigung des deutſch⸗polniſchen Ver⸗ 
hältniſſes erſtrebe. 

Während dieſer Monate nun war, ſehr im Widerſpruch zu den von Deutſchland in freund⸗ 
ſchaftlichem Geiſt geführten diplomatiſchen Verhandlungen und mit den Beſuchsaustauſchen 
zwiſchen Berlin und Warſchau, im deutſch⸗polniſchen Verhältnis auf verſchiedenen Gebieten 
nicht die erwartete Entlaſtung, ſondern eine dauernde Verſteifung feſtzuſtellen. 
Die Ausbürgerung Deutſchſtämmiger aus dem damaligen Polen wurde immer intenſiver 
betrieben. Alle deutſchen Einſprüche in der deutſch⸗polniſchen Minderheitenkommiſſion blie⸗ 
ben nicht nur unbeantwortet, ſondern wurden offenſichtlich in zunehmendem Maße von 
dieſer Kommiſſion ſabotiert. 

Die Drangſalierungen deutſcher Volksgenoſſen in Polen durch ört⸗ 
liche Behörden nahm immer kraſſere Formen an, und vor allem der polniſchen 
Preſſe wurde nunmehr in verſtärktem Maße von der Regierung freier Lauf gelaſſen zu 
einer Hetze gegen das Deutſchtum und gegen das Deutſche Reich, die immer unerträg⸗ 
lichere Formen annahm. Dies ging ſo weit, daß deutſchfeindliche Demonſtra⸗ 
tionen vor der Deutſchen Votſchaft in Warſchau an der Tagesordnung waren. 

Am 21. März 1939 wies ich den damaligen polniſchen Botſchafter Lipſki in Berlin 
warnend auf dieſe Dinge hin und erklärte, daß ein neuer Verſuch unternommen werden 
müſſe, die deutſch⸗polniſche Politik in das richtige Gleis zu bringen. Ich wiederholte hierbei 
Herrn Lipſki nochmals das bekannte deutſche Angebot zur Löſung des Danzig⸗ und Korri⸗ 
dorproblems und ergänzte es noch in einigen Punkten zugunſten polniſcher Intereſſen. 
Zur gleichen Zeit luden wir den polniſchen Außenminiſter Beck nach Berlin ein, um in 
gemeinſamer Beratung die Baſis für ein umfaſſendes Vertragswerk, das die deutſch⸗pol⸗ 
niſchen Beziehungen ein für allemal klären ſollte, ſicherzuſtellen. Ich habe bei dieſer Ge⸗ 
legenheit dem polniſchen Botſchafter nahegelegt, zur Klärung der Situation ſofort per⸗ 
ſönlich nach Warſchau zu fahren. Ich wollte im Hinblick auf die merkwürdige polniſche 
Haltung in verſchiedenen Fragen vermeiden, daß der Führer den Eindruck erhalte, Polen 
wolle ſich einfach nicht verſtändigen. 

Am 26. März überbrachte mir daraufhin der polniſche Botſchafter Lipſki eine Aufzeich⸗ 
nung als Antwort auf das deutſche Angebot, die auf eine völlige Ablehnung des 
großzügigen Führervorſchlages hinauslief. 

Es ſcheint kaum glaublich, und dennoch iſt es Tatſache, daß mir von dem polniſchen Bot⸗ 
ſchafter erklärt wurde, jegliche weitere Verfolgung dieſer deutſchen Pläne, das heißt be⸗ 
treffend die politiſche Rückkehr Danzigs zum Reich, bedeute den Krieg mit Polen. 

Auf meine mehr als erſtaunte Erwiderung, daß der deutſche Vorſchlag doch zur Her⸗ 
ſtellung eines dauernden freundſchaftlichen Verhältniſſes zwiſchen den beiden Nationen, 
nicht aber zur Herbeiführung eines deutſch⸗polniſchen Konfliktes gemacht ſei, und daß mir 
dieſe Antwort der Warſchauer Regierung völlig unverſtändlich ſei, konnte der Botſchafter 
keine Erklärung abgeben. Auf unſere Einladung des Miniſters Beck nach Berlin 
erfolgte dann ebenfalls eine Antwort, die auf eine glatte Abſage hinauslief. 

Wenn mir damals dieſe erſtaunliche polniſche Haltung gegenüber dieſem einmaligen und 
großzügigen Angebot des Führers merkwürdig vorkam, ſo haben wir heute des Rätſels 


Löſung in der Hand: 

England ſteckte dahinter! 
Heute wiſſen wir, daß ſchon damals Garantieverhandlungen mit Eng ⸗ 
land im Gange waren. Nur ſo iſt auch die ſeltſame geſchichtlich geſehen geradezu 
unfaßbar kurzſichtige Haltung der polniſchen Regierung überhaupt zu erklären. 

Aber nicht nur auf diplomatiſchem, ſondern auch auf militäriſchem Gebiet war nunmehr 
dieſe völlig veränderte Haltung Polens gegenüber Deutſchland zu erkennen. Bereits am 
26. März hatte ich Herrn Lipſki auf die vorliegenden Meldungen über pol niſche 
Truppenzuſammenziehungen an den deutſchen Grenzen hingewieſen und vor 
den möglichen Konſequenzen gewarnt. Ich hatte ihm erklärt, daß, wenn dieſe Dinge in 
dieſer Richtung weiterliefen, in Kürze eine ernſte Situation entſtehen könnte und müßte. 
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Deutſchland habe bisher nicht einen Soldaten mobilifiert, und ich könnte nur hoffen, man 
werde in Polen die Unſinnigkeit der jetzigen Haltung einſehen, und den deutſchen Vorſchlag, 
ſobald ſich die Situation beruhigt habe, doch noch eingehend prüfen. Am nächſten Tage 
erhielten wir die Antwort: das war die Nachricht von den unerhörten Aus ſchreitun⸗ 
gen gegen Deutſche in Bromberg. 

Ich ließ darauf erneut den polniſchen Botſchafter kommen und erklärte ihm, daß ich nicht 
nur mit Bedauern von der Ablehnung der deutſchen Vorſchläge durch Polen Kenntnis 
nehmen müſſe, ſondern daß die Beziehungen der beiden Länder ſich auf ſtark abſchüſſiger 
Bahn bewegten. Die Reichsregierung müſſe die polniſche Regierung für dieſe unerhörten 
Vorkommniſſe in Bromberg und die höchſt bedenkliche Entwicklung des deutſch⸗polniſchen 
Verhältniſſes, die ausſchließlich Polen zur Laſt fielen, in vollem Umfange verantwortlich 
machen. Dieſes iſt in Kürze die Entwicklung der deutſch⸗polniſchen Beziehungen. 

Sechs Monate lang wurde fo mit einer Langmut ohnegleichen, deren nur ein 
Adolf Hitler fähig iſt, ein Angebot des Ausgleichs an Polen wiederholt, das unter 
Hintanſetzung berechtigter deutſcher Anſprüche auf Wiedergutmachung dieſes unerträglich⸗ 
ſten Unrechts von Verſailles lediglich diktiert war von dem ernſten Wunſch des Führers, 
das deutſch⸗polniſche Verhältnis ein für allemal zu bereinigen und Europa damit 


den Frieden zu ſicher n. 

Als der Führer ſeinerzeit in ſeiner Rede dem Reichstag den Inhalt dieſes Angebots 
bekanntgab, habe ich ſelbſt die ungeheure Bewegung erlebt, die durch die deutſchen Männer 
im Reichstag ging: Nur die gewaltige Autorität des Führers konnte 
das deutſche Volk zu dem in demſelben liegenden Verzicht auf ur⸗ 
alte territoriale Rechte bewegen. 

Nochmals faſt weitere ſechs Monate hat Deutſchland dann zugeſehen, wie Polen die 
Deutſchen auswies, terroriſierte — Zehntauſende von Flüchtlingen in dieſen Monaten geben 
hiervon den ſichtbaren Beweis —, wie es Danzig drangſalierte, militäriſch bedrohte, wirt⸗ 
ſchaftlich abdroſſelte uſw. Die Sprache der polniſchen Regierung Deutſchland gegenüber 
aber wurde immer aggreſſiver, bis es zu den bekannten offenen Provokationen 
und Grenz verletzungen in den letzten Auguſttagen kam. 

Erſt nach einer letzten Mahnung Deutſchlands durch eine Mitteilung an die polniſche 
Regierung vom 9. Auguſt, in der darauf hingewieſen wurde, daß eine wirtſchaftliche Ab» 
ſchnürung Danzigs eine ſehr ernſte Situation herbeiführen müſſe — eine Mahnung, die 
wiederum von der polniſchen Regierung mit einer unverſchämten Kriegsdrohung beant⸗ 
wortet wurde — und nachdem polniſches Militär nunmehr begann, im Reichsgebiet ein⸗ 
zufallen, da erſt ſchlug der Führer zu. 

Drei Wochen hat dieſer Feldzug gedauert, dann brach dieſes ganze polniſche Staats⸗ 
gebilde wie ein Kartenhaus zuſammen. Das Reich wird nunmehr dafür ſorgen, daß in den 
in ſeiner Intereſſenſphäre liegenden Gebieten eine den wahren Verhältniſſen gerecht 
werdende Neueinteilung vorgenommen und eine wahre Befriedung eintreten wird. 
Die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung und den Frieden in Oſteuropa aber garan⸗ 
tieren nunmehr für alle Zukunft die beiden europäiſchen Großmächte Deutſchland 
und Sowjetrußland! 

Das Ziel der deutſchen Außenpolitik ſeit dem 30. Januar 1933 war die 


Beſeitigung des Verſailler Vertrages 

und ſeiner Folgen. Der Führer war von Anfang an bis zum äußerſten bemüht, die nötigen 
Reviſionen auf friedlichem Wege durchzuführen. Dies iſt ihm bis auf die 
Polenfrage auch in vollem Umfange gelungen. Ob es ſich um die Wiedereinführung der 
Wehrpflicht, die Wiederbeſetzung des Rheinlandes, die Wiedereingliederung Oſterreichs und 
des Sudetenlandes oder um die Errichtung des Protektorats Böhmen und Mähren handelte 
— immer hat der Führer das letzte verſucht, um auf dem Wege der Verhandlungen dieſe 
Fragen, die ja früher oder ſpäter doch einmal gelöſt werden oder zu ſchweren Konflikten 
führen mußten, zu bereinigen. Erſt als der Führer ſah, daß er auf dieſem Wege nicht 
weiter kam, ſchritt er zur Tat. 

Es iſt zweifellos eine einmalige geſchichtliche Leiſtung, daß es überhaupt 
jemand fertigbringen konnte, dieſe ſchwierigen, durch den Wahnſinn von Verſailles künſt⸗ 
lich geſchaffenen Probleme ohne einen Tropfen Blut zu einer im großen und ganzen 
alle befriedigenden Löſung zu führen. Der Führer hat dann auch in den letzten Jahren 
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nichts anderes getan, als die ſchwerſten Folgen, die dieſes unfinnigite aller Diktate in der 
Geſchichte je einem Volk bzw. Europa auferlegt hatte, das heißt alſo die ſchlimmſten Fehler, 
die die Staatsmänner der weſtlichen Demokratien ſelbſt begangen hatten. wiedergutzumachen. 
Hierbei wurden in keinem einzigen Falle jemals auch nur irgendwelche 
vitalen Intereſſen der weftliden Demotratien berührt, geſchweige 
denn in Mitleidenſchaft gezogen. 

Anſtatt aber nun dem Führer dankbar dafür zu ſein, daß er ſeine Staatskunſt und 
feine Willenskraft dafür verwandte, um all die Gedankenloſigkeiten und oft geradezu boden⸗ 
loſen geſchichtlichen Dummheiten von Verſailles auf friedlichem Wege wiedergutzumachen, 
erlebten wir das Schauſpiel, daß die Staatsmänner gerade der Länder, die einſt für dieſen 
Unſinn verantwortlich waren, ſich Deutſchland bei jedem einzelnen Revi⸗ 
ſionsanſpruch entgegenſtellten. Vor allem trifft dies zu auf England. 

England hat in einer ſeltſamen Verkennung der natürlichen Dynamik des Deutſchen 
Reiches, der Vitalität des deutſchen Volkes und vor allem der Willens⸗ und Geſtaltungs⸗ 
kraft des Führers in vergangenen Jahren mit einer geradezu einzigartigen Verbiſſenheit 
berſucht, Deutſchland bei jedem außenpolitiſchen Schritt als Widerſacher entgegenzutreten. 

Dies iſt um fo erſtaunlicher, als von deutſcher Seite von Anfang an alles nur Er⸗ 
denkliche ver ſucht wurde um gerade zu den weſtlichen Demofratien, 
England und Frankreich inein vernünftiges Verhältnis zufrefen. 

Ich ſelbſt habe es in allen Einzelheiten miterlebt, mit welch einzigartiger Geduld der 
Führer immer wieder bemüht war, ſowohl mit Frankreich als auch beſonders mit England 
zu einer dauernden Verſtändigung zu gelangen. 


So war zum Beiſpiel im Sommer 1933 bereits zwiſchen dem Führer und dem da⸗ 
maligen und auch jetzigen franzöſiſchen Miniſterpräſidenten Daladier ein perſönliches 
Zuſammentreffen vereinbart, bei deſſen Gelegenheit das deutſch⸗franzöſiſche Verhältnis be⸗ 
reinigt und eine Rüſtungsvereinbarung getroffen werden ſollte. Der Führer war erfüllt 
von dem Gedanken der Verſtändigung mit Frankreich, aber der franzöſiſche Miniſter⸗ 
präſident ſagte im letzten Augenblick ab. Wenige Wochen ſpäter war er nicht mehr Minifter- 
präfident. Die Gründe zu feinem Sturz waren ſcheinbar innerpolitiſche. In Paris jedoch 
pfiffen es die Spatzen von den Dächern, daß niemand anders als England für den 
Sturz des franzöſiſchen Miniſterpräſidenten verantwortlich war. England ſah zu jener Zeit 
eine Gefahr in dieſem Manne, der als Mann des Volkes und Frontkämpfer vielleicht mit 
dem Frontkämpfer und Mann des Volkes Adolf Hitler ſich verſtändigen könnte. Deut ſch⸗ 
land und Frankreich durften nicht zuſammen kommen, das konnte die 
britiſche Politik, die gewohnheitsmäßig Zwietracht zwiſchen den beiden Völkern ſät und 
davon profitiert, nicht zulaſſen. 

Als ich Herrn Daladier im vorigen Jahr in München an dieſe Begebenheit des Jahres 
1933 erinnerte und ihn darauf hinwies, wie gut es für die Verſtändigung zwiſchen den 
beiden Ländern geweſen wäre, wenn dieſe Zuſammenkunft damals ſtattgefunden hätte, 
erwiderte mir Herr Daladier mit einer vielſagenden Geſte der Zuſtimmung: ‚Wem ſagen 
Sie das!‘ Viele weitere Verſuche der Verſtändigung mit Frankreich wurden von Deutſch⸗ 
land trotzdem in der folgenden Zeit gemacht. 

In dieſem Zuſammenhang muß ich erwähnen, daß bereits im Jahre 1933 in meinem 
Beiſein ein Mitglied der Engliſchen Botſchaft in Paris gegen die Franzoſen den Vor- 
wurf erhob, daß die franzöſiſche Regierung wegen der deutſchen Aufrüſtung noch nicht 
zum Präventivkrieg geſchritten ſei. England habe fein möglichſtes in dieſer Richtung getan, 
aber die franzöſiſche Regierung habe einfach nicht gewollt. Das war die Mentalität Eng⸗ 
lands bereits im Jahre 1983. 

Die Verſtändigung mit England war immer das Fundament der Außen⸗ 
politik des Führers. Als außenpolitiſcher Mitarbeiter des Führers kann ich es vor der 
Weltöffentlichkeit bekunden, daß ſeit dem 30, Januar 1933 der Führer nichts, aber auch 
gar nichts unberfucht gelaſſen hat, um dieſe Verſtändigung mit England herbeizuführen. 

Unzählige Reden, Handlungen, Taten des Führers, unzählige Reiſen von mir in ſeinem 
Auftrag nach England dienten ausſchließlich dieſem Zweck. Dabei handelte es ſich nicht 
etwa um vage Ideen, ſondern um ganz konkrete Vorſchläge, die ich wiederholt dem 
engliſchen Premierminiſter, Außenminiſter oder ſonſtigen maßgebendſten Perſönlichkeiten 
des politiſchen Lebens im Auftrage des Führers unterbreitete. Dieſe Angebote umfaßten 
im weſentlichen folgende Punkte: 
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1. Ein deutſch⸗engliſches Flottenablommen auf ber Baſis 35: 100. 


2. Die ewige Unantaſtbarkeit der zwiſchen Deutſchland und England liegenden 
Länder Holland, Belgien und Frankreich. . 

8. Reſpektierung der britiſchen Intereſſen in der Welt durch Deutſchland und 
Reſpektierung der deutſchen Intereſſen in Oſteuropa durch England. 

4. Ein Schutz und Trutzbündnis zwiſchen den beiden Ländern, wobei Deutſch⸗ 
land auf engliſche Waffenhilfe verzichtete, ſeinerſeits aber bereit war, ſowohl ſeine 
Flotte als auch eine beſtimmte Zahl von Diviſionen jederzeit England zur Sicher⸗ 
ſtellung ſeines Imperiums zur Verfügung zu ſtellen. 

England hat dies abgelehnt und dem Führer bei jeder Gelegenheit ſowohl 
durch den Mund verantwortlicher britiſcher Miniſter, Politiker, Parlamentarier als auch 
durch die Preſſe zu verſtehen gegeben, daß England auf die Freundſchaft Deutſchlands 
keinerlei Wert legt. — Trotzdem hat der Führer feine Bemühungen, die ebenſo feiner 
gefühlsmäßigen Einſtellung als auch ſeiner völkiſchen Einſicht entſprangen, mit einer bei⸗ 
ſpielloſen Zähigkeit und Hartnäckigkeit fortgeſetzt. 

Und erſt nachdem er wieder und wieder bis an die Grenze des Menſchenmöglichen ge⸗ 
gangen war, mußte er erkennen, daß England einfach nicht wolle. Der Führer 
hat dann allerdings auch die Konſequenz aus dieſer engliſchen Haltung gezogen und nun⸗ 
mehr in nüchterner Erkenntnis der realen politiſchen Gegebenheiten die deutſche Außen⸗ 
politik aufgebaut. Die Länder, deren Intereſſen denen Deutſchlands ſolidariſch waren, waren 
hierbei für Deutſchland von beſonderem Intereſſe. Eine Annäherung an dieſe wurde ge⸗ 
ſucht und ihre Freundſchaft gefunden. 

So iſt zwiſchen Deutſchland einerſeits und dem italieniſchen Imperium im 
Mittelmeer und Japan im Fernen Oſten anbererfeits eine wahre und aufrichtige Freund» 
ſchaft entſtanden, die in der Vergangenheit die gleichgelagerten Intereſſen der Länder 
förderte und deren Freundſchaft und Zuſammenarbeit ſich auch in Zukunft als ein 
wertvoller Garant einer gerechteren und vernünftigeren Welt⸗ 
ordnung erweiſen wird. Nationalſozialiſtiſcher und faſchiſtiſcher Geiſt und die perſön⸗ 
liche Freundſchaft des Führers und des Duce waren für dieſe Entwicklung ausſchlaggebend! 

Zu dieſen außenpolitiſchen Freunden Deutſchlands iſt aber vor kurzem auch Sowjet⸗ 
rußland getreten. Mit dem Abſchluß des deutſch⸗ruſſiſchen Nichtangriffspaktes und des 
ſpäteren Freundſchaftspaktes iſt, wie der Führer in feiner letzten Rede im Reichstag zum 
Ausdruck brachte, eine 


grundſätzliche Neuorientierung der deutſchen Außenpolitik 


vorgenommen worden. Es iſt nunmehr das frühere traditionell freundſchaftliche Verhält⸗ 
nis, das den beiden großen Völkern in der Vergangenheit ſoviel Glück und Segen gebracht 
hat, wiederhergeſtellt und alle Vorausſetzungen ſind dafür gegeben, daß ſich dieſe Freund⸗ 
ſchaft weiter vertiefen wird. 

Die Lebensräume der beiden Mächte in ihren natürlichen Bedürfniſſen berühren ſich, 
aber überſchneiden ſich nicht. Eine territoriale Divergenz zwiſchen beiden Staaten 
iſt damit für alle Zukunft ausgeſchloſſen. Die wirtſchaftlichen Erforderniſſe 
der beiden Länder ergänzen ſich in geradezu idealer Weiſe. Wir benötigen viele ruſſiſche 
Rohſtoffe und die Sowjetunion hat Verwendung für die meiſten deutſchen Induſtrie⸗ 
produkte. Durch umfaſſende Abmachungen, die wir in Moskau treffen konnten, iſt dieſer 
Austauſch heute bereits im vollen Gange und wird von Jahr zu Jahr geſteigert werden. 
Den früheren Höchſtumſatz hoffen wir bereits binnen kurzem erreichen zu können. 

Was die innere Struktur der beiden Staaten anbetrifft, ſo iſt dieſe zweifellos eine 


verſchiedene. Die Entwicklung der letzten Zeit hat aber gezeigt, daß 
das nationalſozialiſtiſche Deutſchland und das ſowjetiſche Ruß⸗ 
and. fofern fie ihre gegenfeitigen Welfduffaſſungen reipef- 
tieren — und dies find beide Völker feftentfhlofjengutun — [ehr 
wohl in nachbarlicher Freundſchaft leben können. 

Bei meinen Aufenthalten in Moskau wie auch bei meiner Rückkehr nach Deutſchland 
habe ich mit freudiger Genugtuung feſtgeſtellt, in welchem Ausmaße die natürlichen 
Vorausſetzungen für eine deutſch-ruſſiſche Freundſchaft von altersher in dieſen 
beiden Völkern wurzeln. Sowohl der Nichtangriffspakt als auch der Freundſchaftspakt er⸗ 
freuen ſich bereits heute bei beiden Völkern einer ausgeſprochenen Popularität. Geradezu 
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erſtaunlich iſt es daher, auf welch ſeltſame Erfindungen die engliſ ch e P ropaganda 
verfällt, um dem engliſchen Volk die Tragweite der deutſch⸗ruſſiſchen Verſtändigung zu ver⸗ 
heimlichen oder zumindeſt zu verſchleiern. 

Als der Führer mich im Auguſt nach Moskau entſandte, ſchrieb die engliſche Propaganda, 
daß nunmehr der deutſche Außenminiſter in Moskau antichambrieren und dieſelben Er⸗ 
fahrungen machen müßte, wie die dort ſeit Monaten befindliche engliſche und franzöſiſche 
Militärmiſſion. — Statt deſſen: nach 24 Stunden war der Nichtangriffspakt bereits ver⸗ 
öffentlicht. 

Dann: während im Kreml noch über den Abſchluß des Nichtangriffspaktes verhandelt 
wurde, ſchrieb die engliſche Propaganda, der geplante Pakt würde zwar ein allgemeiner 
Nichtangriffspakt, er werde aber ſicherlich nicht für Polen gelten. — Statt deſſen wurde ein 
bedingungsloſer Nichtangriffspakt und eine weitgehende freundſchaftliche Konſultations⸗ 
verpflichtung abgeſchloſſen. 

Ferner: als die deutſchen Truppen ſiegreich in Polen einrückten, ſchrieb die engliſche 
Propaganda, die ruſſiſche Armee würde ſich ſicherlich an den Aktionen gegen Polen nicht 
beteiligen. — Statt deſſen rückten bereits nach wenigen Tagen die ruſſiſchen Truppen auf 
der ganzen Front in Polen ein und beſetzten das polniſche Gebiet bis zur Demarkations⸗ 
linie, die wir gemeinſam mit den Ruſſen vereinbart hatten. 

Nun aber überſchlägt ſich die engliſche Propaganda und erklärt, ja die Ruſſen ſeien nicht 
etwa im Einverſtändnis mit den Deutſchen vorgerückt, ſondern ſie marſchierten jetzt gegen 
die deutſche Armee in Polen. — Statt deſſen: wieder wenige Tage ſpäter wird in Moskau 
der Grenz- und Freundſchaftsvertrag abgeſchloſſen. 

Die engliſchen Propagandaſtümper ſollten ſich andere Propagandaobjekte als die deutſch⸗ 
ruſſiſche Freundſchaft ausſuchen. Die deutſch⸗ruſſiſchen Beziehungen ſind 
nunmehr aber auf eine endgültige und klare Bali geftellt, und 
Deutſchland und Somjetrußland find entſchlofſen, ihre freundnachbarlichen Beziehungen 
immer weiter zu vertiefen. 

Was die Beziehungen Deutſchlands zu den Vereinigten Staaten von Amerika 
anbetrifft, fo gibt es zwiſchen dieſem Land und Deutſchland überhaupt feine denk⸗ 
baren Divergenzen. Im Gegenteil, Deutſchland iſt gerade das Land, das von allen 
anderen Ländern der Welt die Monroe-Doktrin, die die Unantaſtbarkeit Amerikas feſtlegt, 
immer am ehrlichſten geachtet und reſpektiert hat. Deutſchland hat auf dem geſamten ameri⸗ 
kaniſchen Kontinent keinerlei Intereſſen zu vertreten, es ſei denn das Intereſſe eines 
möglichſt großen Handels mit allen auf dieſem Kontinent lebenden Staaten. Es 
bedarf ſchon einer geradezu krankhaften Phantaſie, um überhaupt zwiſchen den Vereinigten 
Staaten von Amerika und Deutſchland irgendeinen Streitpunkt oder eine Frage zu kon⸗ 
ſtruieren, die jemals zu einem Gegenſatz zwiſchen dieſen beiden Völkern führen könnte. 

Der Deutſche hat nichts gegen den Amerikaner, und der Amerikaner hat nichts gegen den 
Deutſchen. Wenn daher die engliſche Propaganda immer wieder verſucht, Zwie⸗ 
tracht zwiſchen den Vereinigten Staaten von Amerika und Deutſchland zu ſäen, fo find wir 
Deutſche der feſten Überzeugung, daß der geſunde Sinn des wahren Amerikaners all⸗ 
mählich dieſes Spiel immer mehr durchſchauen und ſehen wird, wo ſeine wahren 
Intereſſen liegen, und daß beide Völker auf die Dauer aus einer Freundſchaft nur 
gewinnen können. 

Gerade England aber hätte alle Veranlaſſung, mit dieſer Propaganda außerordentlich 
vorſichtig zu ſein, denn während Deutſchland die Monroe-Doktrin immer geachtet 
hat, bedeutet die Exiſtenz der vielen engliſchen Kolonien, Beſitzungen, Kohlenſtationen, 
Flottenſtützvunkte uſw. auf dem amerikaniſchen Kontinent und vor allem dieſe engliſche 
Kriegspropaganda ſelbſt einen dauernden Einbruch in dieſe Doktrin und können England 
jederzeit in ſchwerſte Konflikte mit ihr bringen. Dies zeigt bereits die neueſte engliſche 
Stellungnahme zu den Entſchlüſſen von Panama. 

Meine Volksgenoſſen! Ich komme nun zu unſeren Gegnern. 

Zunächſt Frankreich: Ich glaube, daß heute in der geſamten Weltöffentlichkeit nicht 
der geringſte Zweifel darüber beſteht, daß das franzöſiſche Volk dieſen Krieg 
nicht gewollt hat, daß das franzöſiſche Volk lieber heute als morgen Frieden haben 
möchte, und daß ihm dieſer Krieg mit einer Verſchlagenheit, einem Zynismus und einer 
Brutalität ſondergleichen von England und ſeinen Handlangern in Paris und in der fran⸗ 
zöſiſchen Regierung aufgezwungen wurde. 
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Und nun zu England: Ich habe Ihnen bereits vorhin einen kurzen Überblick über die 
engliſche Politik gegen Deutſchland ſeit dem 80. Januar 1933 gegeben und will Ihnen 
nunmehr heute Abend den unwiderlegbaren Beweis erbringen, daß 


dieſer Krieg gegen Deutſchland von der jetzigen engliſchen Regierung 
805 ſeit Jahren heimlich und planmüßig vorbereitet 

urbe. 

Die Münchener Konferenz iſt im vorigen Jahr von einem Teil der Welt als 
das große Friedenswerk des derzeitigen engliſchen Premierminiſters Chamberlain gerühmt 
worden. Nichts iſt falſcher als das. Vergegenwärtigen wir uns nochmals der Lage, die zu 
München führte. Die britiſche Regierung hatte der damals tſchecho⸗ſlowakiſchen Regierung 
ihre Unterſtützung gegen Deutſchland in Ausſicht geſtellt und damit aus dieſem Problem, 
das ohne das Einmiſchen von England über Nacht gelöſt worden wäre, überhaupt erſt eine 
europäiſche Kriſe gemacht. 

Wenn daher Herr Chamberlain ſpäter in München ſeine Hand zu einer halbwegs ver⸗ 
nünftigen Löſung dieſes Problems, und zwar im allerletzten Augenblick, bot, ſo hat er 
damit nichts anderes getan, als ſeinen eigenen Fehler, durch den er die Kriſe erſt ſchuf, 
und durch den er Europa beinahe an den Rand des Krieges gebracht hatte, zum Teil wieder 
gutzumachen. 

Warum aber tat er das? Die Antwort gab uns die erſte Rede, die Herr Chamberlain 
nach feiner Rückkehr nach London hielt und in der er in der einen Hand den Ölzweig des 
Friedens heimbrachte, in der anderen aber dem engliſchen Volk ein gigantiſches Auf- 
rüſtungsprogramm präſentierte. 

Das heißt alſo, Herr Chamberlain, der gehofft hatte, Deutſchland mit Kriegsdrohungen 
bon ſeinen berechtigten Forderungen zur Befreiung ſeiner Sudetendeutſchen abzubringen, 
hat die Drohung lediglich deshalb nicht ausgeführt, weil England rüſtungs⸗ 
mäßig nicht fertig war. Chamberlain war alſo nicht nach München 


gekommen, um den Krieg zu verhindern, ſondern um den von der 


britiſchen Regierung beſchloſſenen Krieg nur zu verſchieben. 
Daß nun in England bereits ſeit Jahren eine ſyſtematiſche Hetze in der 


Offentlichkeit gegen alles Deutſche getrieben wurde, daß man Vorbereitungen für einen 
kommenden Krieg nach jeder Richtung hin traf — ich erinnere nur an die von Herrn 
Chamberlain kürzlich zugegebene, bereits vor zwei Jahren erfolgte Organiſation eines 
Blockademiniſteriums —, iſt bekannt. 

Im Winter 1938/89 aber ſteigerte ſich die Hetze in geradezu ungeheuerlicher Weiſe. Das 
engliſche Volk, das im Grunde in Freundſchaft mit dem deutſchen Volk leben möchte, 
wurde jetzt offen mit allen Mitteln der Propaganda von den engliſchen Kriegshetzern, und 
zwar unter Förderung durch die engliſche Regierung, in eine Haß⸗ und Panik⸗ 
ſtimmung gegen Deutſchland gebracht. Ich könnte Ihnen unzählige Beiſpiele 
für dieſen ſyſtematiſchen Propagandafeldzug geben. 

Soweit die Propaganda! Das Ziel der engliſchen Regierung mußte es aber nun ſein, 
Großbritannien auch politiſch und diplomatiſch in einen unüber⸗ 
brückbaren Gegenſatz zu Deutſchland zu bringen, der es ihm je nach 
Lage der Dinge ermöglichen ſollte, den Krieg gegen Deutſchland zu dem ihr am günſtig⸗ 
ſten erſcheinenden Zeitpunkt zu entfeſſeln. Dies mußte wiederum in einer ſolchen Weiſe 
geſchehen, daß es für die kriegshetzeriſche britiſche Regierung vor ihrem eigenen Volk ein 
Zurück nicht mehr geben konnte, d. h. alſo, es mußte ein Vorwand gefunden 
werden, der es der britiſchen Regierung geſtattete, dem engliſchen Volk gegenüber den 
Kriegsgrund ſo zwingend erſcheinen zu laſſen, daß jeder Engländer ein Zurückweichen als 
mit dem Anſehen ſeiner Nation als unvereinbar anſehen ſollte. 

Dieſen Zuſtand hat Herr Chamberlain verſucht herbeizuführen mit der Garantie 
an Polen. Daß dieſe Garantie nur ein Vorwand war, ergibt ſich weiter eindeutig aus 
der ſoeben im britiſchen Parlament abgegebenen offiziellen Erklärung der britiſchen Re⸗ 
gierung, daß die Garantie ſich ausſchließlich gegen Deutſchland richten ſollte. 
Nicht die Unverſehrtheit des polniſchen Staates war für England intereſſant, ſondern aus- 
ſchließlich die Waffenhilfe gegen Deutſchland. 

Mit dieſer Garantie, mit der ſich England zu ſofortigem, und zwar unbeſchränktem Bei⸗ 


ſtand Polen gegenüber verpflichtete, hat England das jahrhundertealte Fun ⸗ 
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bament feiner kontinentalen Bolititverlafjen. Während noch im Jahre 
1936 ber bekannte Deutfchenfeind Sir Nuſten Chamberlain erklärte, England werde 
keinen Finger rühren wegen des polniſchen Korridors, England habe kein Intereſſe am 
Korridor, hat nunmehr ſein Bruder ausgerechnet für dieſes allerſchwerſte Unrecht, das 
Verſailles Deutſchland angetan hat, die engliſche Waffenhilfe verpfändet. 

Dieſe Politik, die zunächſt wahnſinnig erſcheint, iſt nur zu verſtehen als ein Ausdruck 
des konſequenten Willens Großbritanniens, ſich unter allen Umſtänden, und zwar in nicht 
zu ferner Zeit, einen Vorwand zu einem Losſchlagen gegen Deutſchland 
zu verſchaffen. 

Die Folgen dieſer von England klar berechneten Politik ſtellten ſich programmäßig ein, 
und Sie, meine Danziger Volksgenoſſen, haben ſie am eigenen Leibe ja zur Genüge zu 
ſpüren bekommen. Die Polen verfielen in einen Taumel des Größenwahnſinns. Wiederum 
zeigten ſich nun die wahren Abſichten der engliſchen Politik. 

Anſtatt Polen, was für die engliſche Regierung ein Leichtes geweſen wäre, zu dem immer 
noch möglichen Ausgleich zu raten, wiſſen wir heute, daß England nicht etwa Polen zur 
Ruhe ermahnte, ſondern zu aggreſſiven Handlungen geradezu aufge⸗ 
ſtachelt hat. 

Ein weiterer Beweis für den abſoluten Kriegswillen der britiſchen Regierung gegen 
Deutſchland find die Vorgänge in den letzten Tagen unmittelbar vor Aus⸗ 
bruch des Krieges. Der italieniſche Botſchafter in Berlin überbrachte am 2. Sep⸗ 
tember eine Botſchaft von Muſſolini, wonach Italien noch die Möglichkeit zu einer 
friedlichen Beilegung des polniſchen Konfliktes habe. Die Havas⸗Agentur vom gleichen Tage 
beröffentlicht die Zuſtimmung der franzöſiſchen Regierung zu dieſem 
italieniſchen Friedensplan. Während auch Deutſchland zuſtimmte, wurde derſelbe noch am 
Nachmittag durch eine Erklärung des engliſchen Außenminiſters, Lord Halifaz, ab⸗ 
gelehnt. Daß der engliſche Premierminiſter Herr Chamberlain nun die Stirn hat, dieſe 
Sabotierung des Muſſoliniplans in ſeiner letzten Rede Deutſchland zuzuſchieben, können 
wir nur als einen erſchütternden Beweis ſeines ſchlechten Gewiſſens werten. 

Ihr wahres Geſicht und ihren Vernichtungswillen gegenüber dem deutſchen Volk aber 
hat die engliſche Regierung gezeigt, als ſie das großaügige Friedensangebot, 


das der Führer am 6. Oktober vor dem Reichstag an England machte, 


ablehnte und durch ihren Sprecher den britiſchen Premierminiſter 
Chamberlain, mit Beſchimpfungen beantworten ließ, die im ge-. 
famten deufſchen Volk hellſte Empörung ausgelöſt haben. 

Jeder vernünftige Menſch muß ſich nun fragen: was iſt eigentlich der wahre Grund 
dieſer gewiſſenloſen, ja an Wahnſinn grenzenden engliſchen Außenpolitik? 

Engliſche Kriegshetzer behaupten, Deutſchland ſtrebe nach der Weltherrſchaft. Dieſe 
Behauptung iſt ſchon an ſich verlogen und dumm, denn jeder Gymnaſiaſt weiß heute, daß 
es ſo etwas wie eine Weltherrſchaft nicht mehr gibt und wohl auch in Zukunft niemals 
mehr geben wird; aus einem engliſchen Munde aber iſt dieſe Behauptung eine Un ver⸗ 
ſchämtheit. 

Denn: während 46 Millionen Engländer 40 Millionen Qudrat 
kilometer beſitzen, das heißt über ein Viertel der gejamten Erd- 
oberfläche verfügen, verfügt Deutſchland für feine 80 Millionen 


nur über eine Fläche von etwa 800 000 Quadratkilometer. Während 
England 611 Dominien, Kolonien, Protektorate, Reſervate und fonftige Schutzſtaaten fein 
eigen nennt, hat Deutſchland heute keinerlei Kolonialbeſitz. Wenn ich die von England in 
der Welt beherrſchten Völker Namen für Namen Ihnen vorleſen wollte, ſo würde dieſe 
heutige Kundgebung zumindeſt um eine Stunde verlängert werden müſſen. 

So zum Beiſpiel ſtehen in Indien neben 290 Millionen in den verſchiedenen Pro» 
binzen von Britiſch-Indien wohnenden Indern noch 562 indiſche Fürſtentümer unter bri⸗ 
tiſcher Herrſchaft. Es gibt kein Gebiet der Erde, wo nicht die britiſche Flagge gegen den 
Willen der betroffenen Völker weht, wo nicht Gewalttat, Raub und Lüge die Wege des 
britiſchen Imperialismus kennzeichnen. Unermeßliche Reichtümer hat Großbritannien ſo 
im Verlauf der Jahrhunderte aufgeſtapelt. Der Vorwurf des Strebens nach Weltherrſchaft 
trifft daher ausſchließlich England. Deutſchland gegenüber iſt er — und dazu noch aus 
engliſchem Munde — unverfhämt oder beſſer noch einfach lächerlich. 
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Der Führer hat wiederholt die ſehr begrenzten Ziele der deutſchen 
Außenpolitik klar und eindeutig umſchrieben. Sie heißen in einem Satz zuſammen⸗ 
gefaßt: Sicherſtellung des Lebens und der Zukunft des deutſchen Volkes in ſeinem natür⸗ 
lichen Lebensraum, der dem deutſchen Volksgenoſſen einen angemeſſenen Lebensſtandard 
ſichert und ſeine kulturelle Entwicklung ermöglicht. 

Während die britiſche Regierung für die kapitaliſtiſchen Intereſſen und den 
Luxus einer Oberſchicht kämpft, die großen Maſſen der engliſchen Arbeiter aber tagtäglich 
um ihre Exiſtenz und ſoziale Verbeſſerung ringen, iſt das Ziel der nationalſozialiſtiſchen 
deutſchen Führung die Sicherung des täglichen Brotes jedes einzelnen ſeiner 
80 Millionen Volksgenoſſen. Gerade dieſem primitivſten Lebensrecht eines Volkes aber ſtellt 
ſich England entgegen. f 

Was iſt nun das Reſultat von 6% Jahren deutſcher Außenpolitik? 

Der Prozeß der Konſolidierung des Deutſchen Reiches in Europa 
iſt abgeſchloſſen. Das Unrecht von Verſailles iſt befeitigt, Deutſchland hat durch 
die Neuregelung im Oſten Siedlungsraum für Generationen und iſt zur Zeit bemüht, all 
die deutſchen Splittergruppen in Europa, die umgeſiedelt werden können, in dieſem Raum 
zu vereinigen. Es ſchafft damit endgültige, klare völkiſche Zuſtände und Grenzen und be⸗ 
ſeitigt durch dieſe großzügigen Umſiedlungsaktionen die Möglichkeit zukünftiger Konflikte. 

Die Grenzen des Reiches im Norden, Oſten, Süden und Weſten 
find nunmehr endgültige. Deutſchland hat, wie der Führer auch in feiner letzten 
Reichstagsrede wieder erklärte, an Frankreich und England mit Ausnahme der Rückgabe 
des ehemaligen deutſchen Kolonialbeſitzes, das heißt alſo der ſelbſtverſtändlichen 
kolonialen Betätigung, wie ſie einer Großmacht zuſteht, keine Forderungen. Der Un⸗ 
ſinn von Verſailles iſt beſeitigt und in Europa ſind ſtabile Ver⸗ 


hältniſſe geſchaffen. Dies iſt das ausſchlie liche Verdienſt des 
Führers. 

Ausgerechnet aber mit Verwirklichung dieſes Zuſtandes, mit dem alle Vorausſetzungen 
für einen europäiſchen Dauerfrieden gegeben ſind, hält die engliſche Regierung nunmehr 
den Zeitpunkt für gekommen, um zwiſchen dem engliſchen und dem deutſchen Volk einen 
Krieg auf Leben und Tod zu entfachen. 

Die britiſche Regierung ſpielt damit ein gefährliches Spiel mit dem Schick⸗ 
ſal ihres Imperiums. Wenn die britiſche Regierung dieſe Politik, die man ſowohl 
im Intereſſe des engliſchen Volkes als auch der Menſchheit an ſich ſchlechthin als ver⸗ 
brecheriſch bezeichnen muß, fortſetzt, ſo mag ſie eines Tages als der Totengräber des 
britiſchen Imperiums in die Geſchichte eingehen. 

Daß dieſe Entwicklung weder im Intereſſe des britiſchen noch des deutſchen Volkes liegt, 
das iſt für dieſe kleine Clique von gewiſſenloſen Hazardeuren oder engſtirnigen Doktri⸗ 
nären, die in einem Dilettantismus ohnegleichen ihr Volk in den Abgrund führen, ans 
ſcheinend belanglos. 

Als Anfang September der engliſche Botſchafter das letztemal bei mir war, habe ich 
ihn mit den Worten verabſchiedet, es werde eines Tages von den Chroniſten der Welt» 
geſchichte als eine hiſtoriſche Groteske regiſtriert werden, daß England, ohne die 
geringſten Intereſſengegenſätze mit Deutſchland zu haben, ausgerechnet dem Mann den 
Krieg erklärt hat, der die Verſtändigung mit England zu feinem politiſchen Glaubens- 
bekenntnis erhoben hatte. 

Aber Herr Chamberlain hat es nicht anders gewollt. Aus ſeiner letzten Rede vor dem 
engliſchen Parlament, in der er in einem Gemiſch von Naivität, britiſcher Überheblichkeit 
und Schulmeiſterei das Angebot des Führers ablehnte, möchte ich zur Charakteriſierung 
der ganzen Unaufrichtigkeit, Heuchelei und Dilettantismus der jetzigen britiſchen Macht⸗ 
haber nur einen einzigen Punkt herausgreifen, das iſt die Behauptung, Deutſchland und 
ſein Führer hätten ihr Wort gebrochen, und es ſei daher nicht mehr möglich, einem Wort 
Deut ſchlands zu vertrauen. 

Solche Außerungen haben wir in der letzten Zeit wiederholt aus dem Munde eng⸗ 
liſcher Schwätzer hören müſſen. Dieſe Schwätzer ſind unfähig, irgendeine nützliche 
Arbeit für die menſchliche Gemeinſchaft zu leiſten. Um ſo krampfhafter ſind ſie daher be⸗ 
müht, aus ihrer Froſchperſpektive völkerbewegende Ereigniſſe und Begebenheiten zu 
kritiſieren, deren inneres Geſetz und äußere Geſtaltung ſie in ihren Spatzengehirnen über⸗ 
haupt nicht zu faſſen vermögen. 
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Etwas anderes ift es allerdings, wenn der Leiter des britiſchen Imperiums ſelbſt mit 
dreiſter Stirn eine ſolche Behauptung aufſtellt, die nicht nur jeglicher Grundlage entbehrt, 
ſondern an die er zweifellos ſelbſt nicht glaubt. Im Zuſammenhang mit den Taten des 
Führers zur Konſolidierung der europäiſchen Verhältniſſe gerade aus dem Munde eines 


britiſchen Miniſters den 

Vorwurf des Wortbruches 
zu hören, iſt nicht nur der Gipfel der Heuchelei, ſondern viel mehr als das, eine boden ⸗ 
Iofe Dummheit. 

Daß die einmalige hiſtoriſche Perſönlichkeit des Führers über ſolche lächerlichen Angriffe 
eines britiſchen Parlamentariers erhaben ift, iſt ſelbſtverſtändlich. Ich kann nur die Worte 
des Führers aus ſeiner letzten Reichstagsrede wiederholen, daß das Urteil über ihn in der 
Geſchichte Gott ſei Dank einſt nicht von erbärmlichen Skribenten geſchrieben wird, ſondern 
durch ſein Lebenswerk ſelbſt. : 

Aber hinter dieſem britiſchen Vorwurf eines angeblichen Wortbruchs unſeres Führers 
ſteckt wiederum eine typiſch britiſche Niedertracht und Berechnung. Man will 
gewiſſermaßen durch eine Diffamierung des Führers durch das hochehrenwerte britiſche 
Parlament das brave und anſtändige deutſche Volk ſeiner Führung entfremden. Da haben 
1 75 nun die engliſchen Herren Parlamentarier wiederum einen kapitalen Fehler gemacht. 

enn: 

Das deutſche Volk iſt heute Adolf Hitler, und Adolf Hitler iſt das 
deutſche Voll. Der Vorwurf des Wortbruch des Herrn Chamber» 
Lain trifft daher jeden einzelnen biejer 80 Millionen Deutfder. 

Ihr Danziger gehört zu dieſen 80 Millionen Deutſcher, und ich frage euch: Fühlt ihr 
euch wortbrüchig? Nein! Dann möchte ich mich heute abend zu eurem Sprecher, wie auch 
zum Sprecher der ganzen 80 Millionen Deutſchen machen und Herrn Chamberlain erklären: 

Dieſes deut ſche Volk hat jeden Schritt und jede Tat des Führers 
aur Befreiung aus den Feſſeln des Verjailler Vertrages nicht 
nur gutgeheißen, ſondern begeiſtert begrüßt und 


verbittet ſich ein für allemal eine ſolche engliſche Unverſchämtheit. 


Wir beſtreiten darüber hinaus Großbritannien als dem Urheber 
allen Unglücks von Verfailles Überhaupt das Recht, über irgend⸗ 


eine Handlung Deutjhlands und der deutſchen Regierung in den 
Letzten Jahren zu urteilen. 

Wenn aber von Wortbruch geſprochen wird, ſo glaube ich, hier als die einmütige Auf⸗ 
faſſung des deutſchen Volkes feſtſtellen zu können, daß der größte Wortbruch aller 
Zeiten beim Waffenſtillſtand im Jahre 1919 dem deutſchen Volk gegen⸗ 
über verübt wurde! England war der Anftifter dieſes Wortbruchs, das haben maßgebendſte 
Engländer ſelbſt zugeben müſſen. Daß aber darüber hinaus ein engliſcher Staatsmann 
nicht das Recht hat, ja, wenn er Hug genug wäre, ſich ſchwer hüten würde, überhaupt 
den Ausdruck „Wortbruch in den Mund zu nehmen, dafür will ich Ihnen jetzt nur einige 
wenige Beiſpiele aus der jüngſten Geſchichte des britiſchen Impe⸗ 
riums zitieren. 

1. Beiſpiel: Im Londoner Vertrag von 1915 hat England den Italienern für den 
Fall, daß England und Frankreich nach Kriegsende ihren Beſitz in der Türkei, in Aſien 
oder in Afrika erweitern ſollten, entſprechende Kompenſationen in Vorderaſien und Afrika 
zugeſagt. Was aber tat Großbritannien? England hat ſein Wort Italien gegenüber auf 
das ſchmählichſte gebrochen und es mit einigen Dorngebüſchen im Wüſtengebiet von Juba⸗ 
land nachträglich abzufinden verſucht. Erſt die Genialität des Duce — und auch dies wieder 
im ſchärfſten Kampf gegen England — hat es dann fertiggebracht, im Jahre 1936 aus 
eigener Kraft dieſe Kompenſationen für Italien zu ſchaffen, die es für ſein Volkstum 
haben mußte. Dies iſt ein eklatanter Wortbruch Großbritanniens! 

2. Beiſpiel: Im Jahre 1915 ſicherte die britiſche Regierung durch den Mund des britiſchen 
Oberkommiſſars in Agypten den Arabern die Schaffung eines alle arabiſchen Gebiete 
umfaſſenden arabiſchen Staates einſchließlich Paläſtina zu. Was aber hat Großbritannien 
getan? Der unabhängige arabiſche Staat wurde nicht gegründet, und der bekannte engliſche 
Oberſt Lawrence, der die Araber während des Krieges für England gewann und ihnen 
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im Auftrage der engliſchen Regierung fein Wort verpfändet hatte, quittierte wegen dieſes 
Treu⸗ und Wortbruches feiner eigenen Regierung feinen Dienſt. In dieſem Falle war der 
Betrug der engliſchen Regierung aber noch ein doppelter, denn: Trotz des den Arabern ge⸗ 
gebenen Verſprechens wurde noch während des Krieges durch die Balfour⸗Deklaration das 
arabiſche Paläſtina den Juden zugeſagt. Mit dieſem Verſprechen an die Juden beabſich⸗ 
tigte England, einflußreiche Juden für den Eintritt Amerikas in den Krieg gegen Deutſch⸗ 
land zu gewinnen. Dies war ein doppelter Wortbruch der britiſchen Regierung! 

3. Beiſpiel: Während des Weltkrieges hat die britiſche Regierung am 20. Auguſt 1917 den 
Indern volle Selbſtverwaltung und den Status der anderen britiſchen Dominien zu⸗ 
geſichert. Was tat Großbritannien? Auch dieſes Wort wurde ſchmählich gebrochen, und 
Indien iſt heute, 20 Jahre nach dem Kriege, unter einem dünnen Mantel nichts ſagender 
Scheinkonzeſſionen nichts anderes, als was es immer war, nämlich eine britiſche 
Kolonie. Vor einigen Tagen hat nun England, wie wir in der Preſſe leſen, Indien er⸗ 
neut das Verſprechen der Selbſtverwaltung gemacht. Wir können getroſt den Bruch auch 
dieſes Wortes bereits im voraus regiſtrieren. 

4. Beiſpiel: Das britiſche Reich iſt in Amerika während des Weltkrieges freiwillig 
ungeheure Schulden für Kriegslieferungen eingegangen mit ganz klaren und prägifen Rück⸗ 
zahlungsverſprechungen. Was tat Großbritannien? England hat dieſen Schuldenvertrag 
einfach gebrochen und nicht bezahlt. Es denkt auch in Zukunft nicht daran, dieſen Betrag 
von 10 Milliarden jemals zu bezahlen, aber bereits jetzt ruft es ſchon wieder in Amerika 
nach Krediten und Unterſtützung, und zwar wiederum zur Lieferung nach Kriegsmaterial 
gegen Deutſchland. Gewiſſenloſe Elemente möchten wie im Weltkriege auch heute wieder 
an ſolchen Krediten ihr Blutgeld verdienen. Intereſſant wird aber ſein, zu ſehen, ob das 
amerikaniſche Volk, das die engliſche Kriegsſchuld von damals auf ſich nehmen mußte — und 
zwar nicht die Verdiener —, auch heute wieder gewillt iſt, zugunſten einiger Paraſiten neue 
und völlig ſinnloſe Opfer auf ſich zu nehmen und ſeinen Lebensſtandard einzuſchränken. 

Noch ein Beiſpiel will ich Ihnen nennen, und das iſt das entſcheidendſte: 

Am 30. September 1938 ſchloß Herr Chamberlain in München auf ſein Drängen 
mit dem Führer eine Vereinbarung ab, in der der Wunſch der beiden Völker ausgedrückt 
iſt, niemals wieder Krieg gegeneinander zu führen. Was aber tat Herr 
Chamberlain? Herr Chamberlain hat dieſes Abkommen gebrochen. Ich 
lege Wert darauf: Nicht etwa der Führer, wie die britiſche Propaganda behauptet, ſondern 
ausſchließlich Herr Chamberlain hat dieſes Abkommen gebrochen. Denn: er duldete in 
London bereits wenige Tage nach Abſchluß dieſer Vereinbarung die wüſteſte Kriegs ⸗ 
hetze gegen Deutſchland, er predigte die Aufrüſtung mit allen Mitteln, beteiligte 
ſich ſelbſt an der Hetze und erklärte unter Bruch des Münchener Abkommens am 3. Sep⸗ 
tember 1939 Deutſchland den Krieg. 

Dieſe Beiſpiele britiſcher Wortbrüche ſtammen aus der letzten Zeit. In Wahrheit ſtehen 
an jeder Etappe des Aufbaues des britiſchen Imperiums in den letzten Jahrhunderten un⸗ 
zählige Wortbrüche. Es ift nicht umfonft, daß der Volksmund, und zwar gleichermaßen in 
der ganzen Welt, das Wort geprägt hat ‚perfides Albion!“ 

Schon vor bald 200 Jahren hat Friedrich der Große, als er im Siebenjährigen 
Kriege von den Engländern treulos verlaſſen wurde, folgendes geſagt: ‚Einem Verbündeten 
die Treue brechen, Komplotte ſchmieden, wie ſie keiner ſeiner Feinde erſinnen könnte, mit 
Eifer auf ſeinen Untergang hinarbeiten, ihn verraten und verkaufen, ihn ſozuſagen 
meucheln, ſolche Freveltaten, ſo ſchwarze und verwerfliche Handlungen — das iſt England!“ 

Folgenſchwerer aber als dieſe Beſchuldigung des deutſchen Volkes, die aus dem Munde 
eines britiſchen Miniſters kindiſch wirkt, iſt die politiſche Bedeutung der 
Chamberlain⸗Rede. Jedes Wort, das Herr Chamberlain vor dem engliſchen Parla⸗ 
ment am 12. Oftober gefagt hat, beweiſt, daß zwiſchen der großzügigen und ſäkularen 
Einſtellung des Führers und dem materialiſtiſchen Starrſinn des Herrn Chamberlain eben 
ein Abgrund klafft. 2 

Herr Chamberlain ſpricht zwar auch vom Frieden, aber dieſer Friede heißt: Zurück 
au Verſailles, Vernichtung des Nationalſogialismus! Dieſer Friede 
würde heißen: Verewigung von Zwietracht, Unfrieden und Unordnung in Europa und 
Vernichtung des deutſchen Volkes. Aber da mag Herr Chamberlain ſich noch fo viel Mühe 
geben, dieſe Zeiten kommen niemals wieder, und die Idee, ein 80⸗Millionen⸗Volk vernichten 
zu wollen, iſt würdig eines Don Quichotte. 
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Das hiſtoriſche Friedensangebot des Führers vor dem Reichstag aber hat Herr Chamber ⸗ 
lain nicht nur nicht verſtanden, ſondern er hat in ſeltener Konſequenz ſeiner bisherigen 
falſchen Politik gegenüber Deutſchland nun wieder gerade den Fehler gemacht, den man 
nicht machen durfte und vor dem der Führer noch dazu in ſeiner Rede ausdrücklich gewarnt 
hat. Er hat nämlich tatſächlich das Angebot des Führers als Schwächezeichen 
Deutſchlands ausgelegt. 

In gänzlicher Verkennung des hohen ethiſchen Wertes und der hohen Warte, von der 
aus der Führer dieſes Friedensangebot an England machte, um ein völlig ſinnloſes Blut⸗ 
vergießen der Völker zu verhindern, hat Herr Chamberlain nunmehr die deut ſche 
Friedenshand endgültig zurückgeſtoße n. Der engliſche Premierminiſter hat 
damit por der Welt eine ſchwere Verantwortung auf ſich genommen und gleichzeitig erneut 
bewieſen, daß, ganz gleich was Deutſchland immer tun würde, England dieſen Krieg gegen 
Deutſchland eben führen will. 


Deutſchland nimmt dieſe britiſche Kampfanſage auf. 


Das deutſche Volk iſt nunmehr entſchloſſen, die ſen ihm von den 
britifhen Krieg sheer aufgezwungenen Krieg zu führen und 
nicht eher die Waffen niederzulegen, bis die Sicherheit des Deut ⸗ 
ſchen Reides in Europa gewährleiftet ift und die Garantien da: 
für ge affen find daß ein folder Angriff auf das beutjhe Volt 
für alle Zeiten ausgeſchloſſen iſt. 

Der engliſche Premierminiſter proklamiert die Beſeitigung der deutſchen Regierung. Ich 
ſehe davon ab, die Beſeitigung der britiſchen Regierung und ihrer Hintermänner zu pro⸗ 
klamieren, denn ich bin der felfenfeften Überzeugung, daß im weiteren Verlauf der Er⸗ 
eigniſſe das englif che Volk, das wider feinen Willen von den engliſchen Kriegshetzern 
in dieſen Krieg gegen Deutſchland gezwungen wurde, dieſes ſelbſt beſorgen wird. Das 
polniſche Beiſpiel hat gezeigt, daß es nicht gut iſt, Deutſchland herauszufordern. 

Herrn Chamberlain und ſeinen Mitſchuldigen an dieſem Krieg werden dann noch die 
Augen aufgehen. Sie werden dann vielleicht eines Tages Zeit und Muße haben, darüber 
nachzudenken, ob ſie gut beraten waren, als ſie das deutſche Friedensangebot als ein 
Zeichen der Schwäche auslegten und ablehnten und ſtatt deſſen Deutſchland herausforderten! 

Das deutſche Volk, durch den Nationalſozialismus zu einem 
ſtäh lernen Block Zuſammengeſchweißt, ſteht geſchloſſen hinter 
ſeiner Führung und vor dem Reich ſteht heute eine ruhmreiche 
Armee und Luftwaffe und eine mit ſungem Ruhm bedeckte Marine. 
In vollem Bewußt ſein, daß das Recht auf ſeiner Seite iſt und daß 


es bis zuletzt alles getan hat, um dieſen völlig finnlofen, ihm 
aufgezwungenen Krieg zu vermeiden, wird Deutſchland mit der 
gewaltigen Wucht feiner ganzen Boltötraft dieſen Krieg zu 
Ende führen. 

Daß dieſes Ende in dem Entſcheidungs kampf des deutſchen Vol : 
es aber nur ein großer deutſcher Sieg fein wird, dafür bürgt 
unfere eigene Lollskraft und unfer Glaube an den Mann, ber für 


uns das Höchſte auf der Welt iſt: 
unſer Führer!“ 
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Reichsleiter Dr. Ley 
über die Aufgaben der Partei 
fũr die Heimatfront 


Reichsorganiſationsleiter Dr. Ley veröffentlichte über die Aufgaben der Partei 
für die Heimatfront unter dem Titel „Die innere Front tut ihre Pflicht“ nach⸗ 
ſtehende Ausführungen: 

Obwohl es jedem deutſchen Menſchen in Hirn und Herz eingebrannt iſt, daß der Zu⸗ 
ſammenbruch 1918 nicht aus militäriſchen Gründen erfolgte, ſondern die Urſache des 
Zuſammenbruches 1918 im reſtloſen Verſagen der Nerven der Heimat zu ſuchen iſt — 
einem Verſagen, das verbrecheriſche Elemente zum Umſturz benutzten —, muß es heute 
und immerdar dem geſamten deutſchen Volke wiederholt werden: ebenſo wichtig wie der 
Kampf an der Front iſt der Kampf in der Heimat, jener Kampf, der dem Aufbau und 
der Ausrichtung der inneren Front Deutſchlands zu dienen hat. 

Die moderne Verteidigung eines Volkes iſt keineswegs nur eine 

Angelegenheit der Soldaten, ſondern ſie geht jeden einzelnen 
deutſchen Mann jede einzelne deut ſche Frau, jeden Jungen und 
jedes Mädel an. Aus dieſer Erkenntnis ſchuf der Führer die NSDAP. Sie iſt das 
feſte und un zerbrechliche Rückgrat der deutſchen Volksgemeinſchaft. Ihre Amts⸗ 
träger ſind im Wirbel wilder Gerüchte, im Anſturm der Lüge und Verleumdung jener 
ruhende Pol, dem das Volk vertrauen kann und vertrauen foll. 
Denn: das Volk hat ein Anrecht darauf, Mittelpunkt der Sorge aller Verantwortlichen 
zu ſein. Das Gefühl des Geborgenſeins iſt das höchſte und ſchönſte Gefühl des Volkes. 
Deshalb liebt ja das deutſche Volk den Führer ſo unſagbar, weil es ſich bei ihm geborgen 
fühlt. 

Halten wir uns nun an Hand nachſtehender Darſtellung die nüchternen Tatſachen vor 
Augen, die von der Partei für die Zeit ſchwerer und ſchwerſter Belaſtung geſchaffen wor⸗ 
den ſind. Betrachten wir ganz klar das Ausmaß der von der Partei durchgeführten vor⸗ 
ſorglichen Maßnahmen. Wir können feſtſtellen, daß ebenſo wie die äußere Front, die 
Front unferer Soldaten, die innere Front der NSDAP ehern ſteht und mit der 
gleichen Präziſion wie die militäriſche Front mobiliſiert worden iſt. 

Vor zwei Jahren begann die Partei mit den Vorbereitungen für den Ernſtfall. Im Stab 
des Stellvertreters des Führers wurde eine beſondere Abteilung gebildet, die als Kopf 
eine in allen Gliederungen und Verbänden, in allen Gauen, Kreiſen, Ortsgruppen ber» 
ankerte Mob.⸗Organiſation ſchuf. 

Der Grundſatz all dieſer Maßnahmen und all dieſer Arbeiten war: die Heimat 


muß innerlich ſo feſt bleiben, daß die Front draußen nie wieder 


durch verbrecheriſche Elemente von hinten erdolcht werden kann. 
Eben ſo felbitverftändlid iſt es, daß der Front alle wehrfähigen 
Männer, ſoweit irgend möglich, gur Verfügung geftellt werden 
müſſen. 

Es mußte alſo Aufgabe und Ziel dieſer vorbereitenden Maßnahmen ſein, perſonell und 
materiell alles darauf abzuſtellen, um den eben aufgeſtellten Grundſätzen gerecht zu werden. 
Das ergab die Notwendigkeit, hier gewiſſe Amter ſtillzulegen und dort die Aufgabengebiete 
gewiſſer Amter zu erweitern. Vieles, was bisher zentral erledigt wurde, mußte dezentrali⸗ 
ſiert werden. Die Befehlsgebung mußte noch ſtraffer und noch einheitlicher beim Hoheits⸗ 
träger zuſammengefaßt werden. Die vorbereitenden Maßnahmen konnten ſich keineswegs 
nur auf die zentralen Inſtanzen erſtrecken und konnten nicht nur in den Gauen und Kreiſen 
Geltung erlangen, ſondern ſie mußten vor allen Dingen die Betriebe, die Straßenblocks, 
die Zellen und Ortsgruppen erfaſſen. Die Aufgaben wurden bis in die letzten Einzelheiten 
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feftgelegt. Eine Unſumme von Kleinarbeit ift hier geleiftet worden. Die vertikale Organi⸗ 
ſation war mit der horizontalen in Harmonie zu bringen. Ein reibungslos funktionierender 
Nachrichtendienſt und ein alle Überraſchungen ausſchließender Kurierdienſt mußten ſicher⸗ 
geſtellt werden. Die vorbereitende Planung hatte ſelbſtverſtändlich auch vorzuſehen, daß 
die wehrfähigen Männer nach einer gewiſſen Anlaufzeit in einem feſtgelegten Turnus mit 
den Männern der Front ausgetauſcht werden. . . 

All dieſe hier angedeuteten Aufgabenſtellungen führten nun zu folgenden eindeutigen 
Feſtlegungen: 

1. Der Hoheitsträger (Gauleiter, Kreisleiter, Ortsgruppenleiter) iſt für die 
politiſche Jührung und Betreuung der Bevölkerung ſeines Ho- 
heitsgebietes beranfwor Iich. Zur Durchführung dieſer Aufgabe iſt er berech⸗ 
tigt, den im Mob.⸗Dienſt der NSDAP ſtehenden Hoheitsträgern, Politiſchen Leitern und 
Hilfskräften ſeines Hoheitsgebietes Anordnungen, Weiſungen und Aufträge zu erteilen. 
Diefe find verpflichtet, den Anordnungen und Weiſungen zu folgen ſowie die Aufträge zu 
erfüllen. Die Nichtbefolgung wird nach den Kriegsgeſetzen beſtraft, fofern nicht die An⸗ 
wendung anderer Schutzmaßnahmen notwendig wird. 

2. Ginheitlicher Einſatz: Die der Partei im Ernſtfall zufallenden Aufgaben 
machen den einheitlichen Einſatz und die ſtraffe Zuſammenfaſſung aller der Partei zur 
Verfügung ſtehenden Kräfte und Sachmittel notwendig. Die Führung dieſes Geſamtein⸗ 
ſatzes kann nur von einer Stelle aus verantwortlich geleitet werden. Nach den Weiſungen 
des Stellvertreters des Führers führt dieſe verantwortliche Stelle im Gau der Mob.» 
Beauftragte der Gauleitung als Sachbearbeiter des Gauleiters, im Kreis der Kreis⸗ 
leiter und in der Ortsgruppe der Ortsgruppenleiter der NSDAP. 

3. Die Reichsdienſtſtellen der Partei, ihrer Gliederungen und angeſchloſſe⸗ 
nen Verbände ſind für den einheitlichen Einſatz und die Durchführung der ihnen im Rah⸗ 
men der Geſamtpartei übertragenen Aufgaben innerhalb des Reichsgebietes verantwortlich. 
Sie haben in enger Fühlungnahme mit dem Stabe des Stellvertreters des Führers zu 
handeln. Die jeweiligen Mob.⸗Beauftragten der Reichsdienſtſtellen ſind die Verbindungs⸗ 
männer zum Stab des Stellvertreters des Führers (Abt. M.). Ausgenommen hiervon iſt 
die SS, der vom Führer beſondere Aufgaben militäriſcher und polizeilicher Art übertragen 
worden ſind. Die nachgeordneten Dienſtſtellen in den Gauen, Kreiſen und Ortsgruppen 
haben ihre Arbeit nach den Richtlinien ihrer fachlich zuſtändigen Reichsdienſtſtellen durch ⸗ 
zuführen. Die Weiſungen der Reichsdienſtſtellen werden nach unten über den jeweilig zu⸗ 
ſtändigen Hoheitsträger zugeſtellt. 

4. Um ein Höchſtmaß an ſachlicher Leiſtung zu erreichen, iſt folgen ⸗ 
des zu beachten: 
a) Die einmal getroffene Arbeitseinteilung und Aufgabenverteilung darf nicht ohne be⸗ 
ſonderen Grund geändert werden. Die vorgeordnete Dienſtſtelle darf nur dann in die 
laufenden Arbeiten der nachgeordneten Dienſtſtellen eingreifen, wenn eine Aufgabe über 
das Arbeitsgebiet der nachgeordneten Dienſtſtelle hinausgeht, alſo mehrere gleichgeſtellte 
Dienſtſtellen davon betroffen werden, oder die vorgeordnete Dienſtſtelle zur Hilfeleiſtung 
und Unterſtützung angerufen wird, weil eine Aufgabe von der nachgeordneten Dienfte 
ſtelle nicht mehr allein bewältigt werden kann. 
Es ſind im Ernſtfalle nur ſolche Arbeiten durchzuführen bzw. Anweiſungen herauszu⸗ 
geben, die mit den Kriegsaufgaben der Dienſtſtelle urſächlich zuſammenhängen. Alle 
anderen bisher durchgeführten Arbeiten müſſen beſchleunigt abgeſchloſſen und eingeſtellt 
werden. In Zweifelsfällen entſcheidet die übergeordnete Dienſtſtelle. 
Auftretende fachliche Meinungsverſchiedenheiten ſind unverzüglich an Ort und Stelle 
zu klären. Kommt eine Einigung nicht ſofort zuſtande, ſo entſcheidet die nächſthöhere 
Dienſtſtelle endgültig. 

5. Sonderaufgaben des Hoheitsträgers: 
a) Austauſch des Mob.⸗Perſonals; 

Das geſamte Mob.⸗Perſonal der Partei, ihrer Gliederungen und angeſchloſſenen Ver⸗ 
bände wird nacheinander ausgetauſcht gegen geeignete Parteigenoſſen, die bereits mili⸗ 
täriſch eingeſetzt ſind oder als Verwundete zurückkehren. Außerdem erfolgt ſtändige 
Überwachung des Mob.⸗Perſonals in bezug auf ſeine Entbehrlichkeit. Verantwortlich 
hierfür ſind die Leiter der Reichsdienſtſtellen für ihren Dienſtbereich; die Gauleiter für 
ihren Hoheitsbereich; 
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b) Einfaß der Partei zur Unterſtützung der durch den Luftangriff betroffenen Kreiſe; 

e) Einſatz der Partei für die Durchführung von Sonderaufgaben zum Schutz der Bevölke- 
rung in gefährdeten Grenzgebieten; 

d) höchſtmögliche Hilfeleiſtung und Beratung der Bevölkerung durch Zuſammenlegung der 
Beratungsſtellen des Hoheitsträgers, der NER, der NS uſw., jo daß den Hilfeſuchenden 
ſchnell und ohne große Umſtände geholfen werden kann; 

e) Ausrichtung der Führerſchaft des Hoheitsgebietes; 

f) ſeeliſche Betreuung der Verwundeten und Kranken in den heimatlichen Lazaretten. 


6. Aufgaben der angeſchloſſenen Verbände und der Gliederungen. 
a) Der Deutſchen Arbeitsfront fallen im Rahmen der Geſamtaufgabe der 

NSDAP folgende Arbeitsgebiete zu: 

1. Soziale Betreuung der Schaffenden, ſoweit fie zu dieſem Zeitpunkt von der DA be⸗ 
treut wurden; 

2. Sicherung des ſozialen Friedens in den Betrieben; 

8. Einſchaltung bei den ſtaatlichen Maßnahmen zur Erhaltung und Erhöhung der Ar- 
beitsleiſtung; 

4. Durchführung der Freizeitgeſtaltung durch Einſatz von Kdß in der Heimat und bei 
der Truppe; 

5. Betreuung und Beratung der durch die Umſtellung auf die Kriegswirtſchaft zeitweilig . 
freigewordenen und zuſätzlich herangezogenen Arbeitskräfte. Engſte Zuſammenarbeit 
mit der NS, der NSF, der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft und den ſtaat⸗ 
lichen Organen und Behörden, ſoweit deren Maßnahmen auf wirtſchaftlichem und 
ſozialem Gebiet mittelbare oder unmittelbare Auswirkungen in den Betrieben haben; 

6. Erhaltung und Förderung der Werkverpflegung; 

7. Einrichtung und Erhaltung von Betriebskindergärten. 

b) Aufgaben der N SV: 

1. Betreuung der Bevölkerung im Sinne der bisherigen NSV⸗Arbeit; 

2. Betreuung der obdachlos Gewordenen; 

8. Betreuung der Flüchtlinge; 

4. Betreuung der durch Luftangriffe betroffenen Volksgenoſſen; 

5. NSV-Bahnhofsdienſt; 

6. Errichtung von Kindergärten; 

7. Errichtung von Verpflegungsſtellen und Küchen zur Entlaſtung werktätiger en in 
Zuſammenarbeit mit der DAF, 

c) Aufgaben der NS- Frauenſchaft: 

1. Erziehung der deutſchen Frauen zur höchſten ſeeliſchen Leiſtungsfähigkeit und Einſatz⸗ 
bereitſchaft; 

2. Unterſtützung der NS; 

8. Betreuung der Familien in enger Fühlungnahme mit dem Hoheitsträger und der 
NS; die NS Frauenſchaft hat ſich vor allem der ſeeliſchen Seite der Betreuung. zu 
widmen. Sie ſoll ſich um das Schickſal der Frauen und deren Familien bekümmern 
und ihre Lage erleichtern helfen; 

4. Einſatz von Haushaltshilfen und Nachbarſchaftshilfen für hilfsbedürftige Haushalte. 
Die Erholungsheime, Schulungsſtätten uſw. ſollen vornehmlich der Erholung von 
Soldatenfrauen, Rüſtungsarbeiterinnen, kinderreichen Müttern uſw. dienen, ſoweit 
ſie nicht der Wehrmacht zur Verfügung geſtellt ſind. 

d) Aufgaben der NS KO V: 

1. Weiterführung der übertragenen Friedensaufgaben im Rahmen des Möglichen; 

2. Betreuung der Kriegsbeſchädigten des jetzigen Krieges nach beſonderen Anweiſungen. 
e) Einſatz von Angehörigen der S A, des NS KK und der H J: 

1. Dieſe Gliederungen ſtellen ihre Angehörigen den Hoheitsträgern zur Verfügung, ſo⸗ 
weit dieſe nicht bereits für andere Zwecke der Verwaltung oder der Wehrmacht erfaßt 
und verpflichtet ſind; 

2. der Einſatz ſoll möglichſt in geſchloſſenen Einheiten unter ihrem zuſtändigen Führer 
erfolgen; 

8. die Gliederungen bleiben auch während des Ernſtfalles für die Organiſation, Ausrich⸗ 
tung, Ausbildung, Disziplin und Führung ihrer Angehörigen verantwortlich. 
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1) Einſatz des B D M: R 

a Er in durch die zuſtändige Frauenſchaftsleiterin, insbeſondere für Unterſtützung der 
NSW. Arbeit; Einſatz in der Krankenpflege; Einſatz in der Hauswirtſchaft; Einſatz in 
der Landwirtſchaft; Büroarbeit. 


7. Mob.-Organifation der Partei, ihrer Gliederungen und ange ⸗ 


ſchloſſenen Verbände. 2 i 

Die Organifation der Partei, ihrer Gliederungen und angeſchloſſenen Verbände bleibt 
grundſätzlich beſtehen; fie wird den beſonderen Anforderungen angepaßt: 

a) durch Einſatz von geeigneten Erſatzmännern für ausfallende Mitarbeiter; 

b) durch Perſonalunion; 

e) durch Zuſammenfaſſung verwandter Aufgaben zu einem organiſatoriſch und perſonell 
geſchloſſenen Arbeitsgebiet; 

d) durch Stillegung von Abteilungen, deren Friedensaufgaben fortfallen. 

Bei der Aufſtellung der Mob.⸗Organiſation der Partei iſt der ſtrengſte Maß ſtab 
angelegt worden. Der Einſatz der vorgeſehenen hauptamtlichen Mitarbeiter beträgt noch 
nicht einmal ein Siebentel des Friedensapparates. Dem Anſpruch der Wehrmacht auf die 
Wehrfähigen iſt dabei in jeder Beziehung Rechnung getragen worden. Nur bei etwas mehr 
als 2 v. H. der männlichen Mitarbeiter des Friedensbeſtandes war eine kurzfriſtige Be⸗ 
freiung vom Wehrdienſt nötig. 

Der Einſatz weiblicher Kräfte und der ehrenamtlicher Mitarbeiter ſowie die 
letzte Anforderung an jeden einzelnen der freigeſtellten Politiſchen Leiter ermöglichen dieſen 
weitgehenden Verzicht der Partei auf ihre hauptamtlichen Kräfte. 

Aus dieſen Darlegungen wird man ermeſſen, mit welcher peinlichen Sorgfalt die innere 
Front unſeres Volkes durch die NSDAP Gewährleiſtung findet und mit welcher Gewiſſen⸗ 
haftigkeit jeder abkömmliche Mann der äußeren Front zur Verfügung geſtellt wird. 

Aber ſelbſt der geringe Prozentſatz vorläufig freigeſtellter Männer erträgt es nur ſchwer, 
nicht als kämpfender Soldat draußen eingeſetzt zu ſein. Niemand möge die Belaſtung der 
ae und die ſeeliſchen Konflikte unterſchätzen, die der Dienſt in der inneren Front 
erfordert. 

Vor einigen Tagen hielt ich meinen erſten Betriebsappell nach dem Beginn der Kampf⸗ 
handlungen in einem großen Berliner Betrieb ab. Ich erkläre offen, daß es für mich ein 
ſchwerer Gang war. 

Als ich 1914 als junger Kriegsfreiwilliger unbeſchwert an die Weſtfront ging, war es ein 
tief beglückendes Gefühl, gleich im Anfang draußen mit dabei zu ſein. Jetzt dagegen muß 
man ſein Herz in die Hand nehmen, und alle Vernunft und alle Einſicht müſſen mithelfen, 
der Pflicht, daheim zu bleiben, gerecht zu werden. Nur der bedingungsloſe Gehorſam, dem 
Befehl des Führers unbedingt zu entſprechen, wird manchen davon abhalten, ſich als Frei ⸗ 
williger in die kämpfende Front der Soldaten einzureihen. 

Um fo mehr wollen wir durch unermüblichen Fleiß und vorbehaltloſen Einſatz wenigſtens 
ein Teil von dem aufholen, was uns der Soldat draußen an der Front voraus hat. 

Auf alle Fälle darf es nie wieder einen Zwieſpalt zwiſchen der 
Front und der Heimat geben. 

Für ſolche Kluft gibt es im nationalſozialiſtiſchen Deutſchland keinen Raum. Die äußere 
Front der kämpfenden Soldaten ſoll in dieſem ſchickſalhaften Ringen die Gewißheit haben, 
daß ihr die innere Front, die NSDAP, unter allen Umſtänden den Rücken deckt und alle 
Kräfte mobiliſiert, um den endgültigen Sieg an unſere Waffen zu heften. 


Wir gehorchen dem Führer, und wir marſchie ren! 
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Die Verwaltung 


Die Durchführung des Führer⸗Erlaſſes vom 8. Oktober über die Gliederung und 
Verwaltung der deutſchen Oſtgebiete, deren Inkraftſetzung zunächſt zum 1. November 
vorgeſehen war, dann aber durch einen weiteren Erlaß des Führers vom 20. Oktober 
(RGBl. , S. 2057) auf den 26. Oktober feſtgeſetzt wurde, ſtand im Mittelpunkt der Ver⸗ 
waltungsmaßnahmen der zweiten Oktoberhälfte. Reichsminiſter Dr. Frick nahm die 
Einweiſung der beiden neuernannten Reichsſtatthalter Gauleiter Forſter (Danzig) 
und Gauleiter Greiſer (Poſen) am 31. Oktober und am 1. November vor. In 
Danzig gab Reichsminiſter Dr. Frick dabei einen Überblick über das in dem be⸗ 
freiten Gebiete vorgeſehene Aufbauwerk. Er erinnerte daran, daß Danzig mit Weſt⸗ 
preußen einen Reichsgau bilde. An der Spitze des Reichsgaues Danzig, wie 
ihn der Führer genannt habe, ſtehe ſeit dem 26. Oktober Gauleiter Forſter als 
Reichsſtatthalter. Der Reichsgau Danzig ſei nach dem Muſter des Sudetengaues 
und der Reichsgaue der Oſtmark aufgebaut. 

Wie aus den Ankündigungen Dr. Fricks hervorging, wird für dieſe Gebiete, die 
bon einem fremden Volk heruntergewirtſchaftet wurden, die Tatkraft eines Mannes 
beſonders erforderlich ſein. Aus dieſem Grunde wurde die Autorität des Reichs⸗ 
ſtatthalters noch ſtärker verankert als im Sudetengau⸗Geſetz. Als Beſonderheit für 
die beiden Gaue Danzig und Poſen wurde vom Führer angeordnet, daß auch alle 
Sonderverwaltungen, wie die Juſtiz⸗ und Finanzverwaltung, mit Rückſicht auf die 
Schwere der Aufgaben, die in dieſem Gebiete zur Löſung ſtehen, für die Übergangs» 
zeit des Aufbaues gleichfalls in die Behörde des Reichsſtatthalters eingegliedert 
werden, ſo daß es hier neben dem Reichsſtatthalter keine gleichgeordnete Behörde 
geben wird. Der Reichsgau Danzig wird in die Regierungsbezirke Danzig, Marien ⸗ 
werder und Bromberg eingeteilt. Auch für die niederen Verwaltungsbehörden, für 
en wurde verfügt, daß ihnen alle Behörden derſelben Stufe unter- 

ellt ſind. 

Weitere Verwaltungsmaßnahmen in den befreiten Gebieten wurden durch die 
Ernennung der Regierungs- und Regierungsvizepräſidenten in den 
vorgeſehenen Regierungsbezirken getroffen. 5 

Von den übrigen Maßnahmen auf dem Gebiet der Verwaltung in der zweiten 
Oktoberhälfte iſt zunächſt ein Gnadenerlaß des Führers für Beamte zu 
nennen, nach dem auch für Beamte und Ruheſtandsbeamte, die ſich eines Dienſt⸗ 
vergehens ſchuldig gemacht haben, in gewiſſen Grenzen Straffreiheit gewährt wer⸗ 
den kann. Weiterhin werden kleinere Dienſtſtrafen nicht mehr verhängt und voll⸗ 
ſtreckt; eingeleitete Verfahren können, wenn die Höchſtſtrafe nicht zu erwarten iſt, 
eingeſtellt werden (RGBl. I, S. 2103). 

Eine gemeinſame Verordnung der Generalbevollmächtigten für die Reichsver⸗ 
waltung und für die Wirtſchaft vom 20. Oktober 1939 (RGBl. I, S. 2056) diente 
der Vereinfachung der Verwaltung und beſtimmte, daß in den Gemeinden, in denen 
für das Kalenderjahr 1939 ein Hebeſatz für die Bürgerſteuer feſtgeſetzt wurde, 
dieſer Hebeſatz auch für das Kalenderjahr 1940 gilt, es ſei denn, daß für dieſes 
Kalenderjahr ein abweichender Hebeſatz feſtgeſetzt wird. 

Als eine beſondere Maßnahme zur Stärkung der wirtſchaftlichen Unabhängig ⸗ 
Bee nungen iſt das durch eine Polizeiverordnung vom 19. Oktober (RGBl. I, 

. 2104) zur Pflicht gemachte Sammeln von Küchen⸗ und Nahrungs- 
mittelabfällen anzuſehen. In Gemeinden oder Gemeindeteilen, in denen das 
Ernährungshilfswerk (NSN) Küchen- und Nahrungsmittelabfälle ſammelt, find 
danach die Haushaltsvorſtände und die Inhaber gewerblicher und ſonſtiger Betriebe 
verpflichtet, die bei ihnen anfallenden Küchen⸗ und Nahrungsmittelabfälle dem 
Ernährungshilfswerk zur Verfügung zu ſtellen und die Abfälle in die dafür auf⸗ 
geſtellten Hausſammeleimer zu ſchütten. Dieſe Verpflichtung beſteht nicht, wenn die 
Küchen⸗ und Nahrungsmittelabfälle von anderen Perſonen auf Grund einer polizei- 
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lichen Erlaubnis abgeholt werden, ferner wenn fie an eigenes Vieh verfüttert wer⸗ 
den und ſchließlich, wenn das Ernährungshilfswerk auf die Küchen- und Nahrungs⸗ 
mittelabfälle verzichtet. f Ar 

Bei der Schutzpolizei des Reiches können nach einer Verordnung des Miniſter · 
rats für die Reichsverteidigung vom 31. Oktober 1939 (RGBl. 1, S. 2137) durch 
den Reichsinnenminiſter im Einvernehmen mit dem Oberkommando der Wehr⸗ 
macht ungediente Wehrpflichtige eingeſtellt werden. Die Einſtellung erfolgt 
als Polizeianwärter oder Polizeiwachtmeiſter. 

Die Grenzzone wurde durch eine Verordnung vom 30. Oktober (RGGBl. I, 
S. 2114) auf das geſamte Gebiet links des Rheins, nördlich des Lippe⸗Seiten⸗ 
kanals und weſtlich des Dortmund⸗Ems⸗Kanals bis zu deſſen Eintritt in den Land⸗ 
kreis Meppen, erweitert. 

Weitere Anderungen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung wurden durch 
eine Verordnung des Miniſterrats für die Reichsverteidigung vom 31. Oktober 1939 
(RGBl. I, S. 2139) getroffen. Danach find Verfahren zum Zwecke der Zwangsver⸗ 
ſteigerung von Gegenſtänden des unbeweglichen Vermögens auf Antrag des Schuld⸗ 
ners, des Eigentümers oder des betreibenden Gläubigers fortzuſetzen. Der Antrag 
iſt abzulehnen und das Verfahren weiterhin einſtweilen einzuſtellen oder aufzu⸗ 
ſchieben, wenn dies mit Rückſicht auf die gegenwärtigen beſonderen Verhältniſſe 
im Intereſſe eines Beteiligten dringend geboten iſt und den übrigen Beteiligten zu⸗ 
gemutet werden kann. 

Schließlich ſind unter den Verwaltungsmaßnahmen noch die Durchführungsver⸗ 
ordnungen des Reichsinnenminiſters zum Geſetz über das Feuerlöſchweſen 
zu erwähnen, die am 24. Oktober erlaſſen wurden. Sie betreffen die Organiſation 
der Freiwilligen Feuerwehr (RGBl. I, S. 2096) ſowie die Organiſation der Pflicht- 
feuerwehr (RGBl. I, S. 2100). Danach iſt die Freiwillige Feuerwehr eine 
techniſche Hilfspolizeitruppe für Hilfeleiſtungen bei öffentlichen Notſtänden aller 
Art. Als gemeindliche Einrichtung hat ſie im Auftrage des Ortspolizeiverwalters 
insbeſondere die Gefahren abzuwehren, die der Allgemeinheit oder dem einzelnen 
durch Schadenfeuer drohen, und die Aufgaben zu erfüllen, die ihr zur Durchführung 
des Luftſchutzes geſtellt werden. In die Freiwillige Feuerwehr können nur deutſche 
Staatsangehörige aufgenommen werden, die nicht jünger als 17 und nicht älter 
als 55 Jahre ſein dürfen. . 8 

Die Pflichtfeuerwehr hat als techniſche Hilfspolizeitruppe die gleichen Auf⸗ 
gaben wie die Freiwillige Feuerwehr. Sie iſt dann in einer Gemeinde aufauftellen, 
wenn eine Freiwillige Feuerwehr nicht zuſtande kommt oder allein keinen aus⸗ 
reichenden Schutz gewährleiſten kann. Der Ortspolizeiverwalter hat die erforder- 
lichen Kräfte durch polizeiliche Verfügung heranzuziehen. Dienſtpflichtig in der 
Pflichtfeuerwehr iſt jeder männliche Einwohner der Gemeinde vom vollendeten 17. 
bis zum vollendeten 65. Lebensjahr, der die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzt. 
Sowohl die Freiwillige als auch die Pflichtfeuerwehr ſind uniformiert. Beide Ver- 
ordnungen, die die bisherigen Länderbeſtimmungen erſetzen, treten mit Wirkung 
vom 27. November in Kraft. Dr. N. 
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Die Sozialpolitik 


Von 
Dr. Karſtedt, Miniſterialrat im Reichsarbeitsminiſterium 


Im Jahre 1881 hat Bismarck ſich zu ſeinem Vertrauensmann Moritz Buſch über 
Sozialpolitik einmal folgendermaßen n „Der Staat muß die Sache in die 
Hand nehmen, nicht als Almoſen, ſondern als Recht auf Verſorgung, wo der gute 
Wille zur Arbeit nicht mehr kann. Wozu ſoll nur der, welcher im Kriege erwerbs⸗ 
unfähig geworden iſt oder als Beamter durch Alter, Penſion haben, und nicht auch 
der Soldat der Arbeit? Dieſe Sache wird ſich durchdrücken. Sie hat ihre Zukunft. 
Es iſt möglich, daß unſere Politik einmal zugrunde geht, wenn ich tot bin. Aber der 
Staatsſozialismus paukt ſich durch. Jeder, der dieſen Gedanken wieder aufnimmt, 
wird ans Ruder kommen.“ Die vorausſchauende Erkenntnis, die in dieſen Worten 
Bam Ausdruck kommt, findet in Deutſchland in dieſen Tagen ihre Beſtätigung in 

em glatten und ruhigen Verlauf der Nutzbarmachung der inneren Front, nachdem 

ſeit dem Jahre 1933 der zerklüftende Klaſſenkampf endgültig der Vergangenheit 
angehört. Deutſchland mag ſeinen Gegnern auf manchen Gebieten überlegen ſein: 
auf dem Gebiet der Sozialpolitik überragt es ſie turmhoch, und damit iſt in einer 
Zeit, wo nicht nur die bewaffnete Macht den Krieg zu führen hat, Deutſchland ein 
gewaltiger Vorſprung, vor allem vor England, geſichert. 

Das ſpricht ſich nicht zuletzt in den Fragen der Lohnpolitik aus. Nachdem bereits 
die Kriegswirtſchaftsverordnung vom 4. September 1939 (RGBl. 1, S. 1609) die 
nötigen Grundlagen geſchaffen hatte, iſt durch eine Verordnung des Reichskommiſſars 
für die Preisbildung, des Reichsminiſters der Finanzen und des Reichsarbeits⸗ 
miniſters vom 11. Oktober 1939 (RGBl. I, S. 2053) beftimmt worden, daß die 
Unternehmer die Lohnzuſchläge, die nach der genannten Kriegswirtſchaftsver⸗ 
ordnung nicht mehr gezahlt werden, und diejenigen Lohnbeträge, die auf Grund der 
gleichen Verordnung erſpart werden, an das Reich abzuführen haben. Darüber 
hinaus hat eine Verordnung des Reichsarbeitsminiſters vom 12. Oktober 1939 
(RGBl. I, S. 1028) allgemein eine Erhöhung der geltenden Lohn⸗ und Gehalts- 
ſätze und ſonſtiger regelmäßiger Zuwendungen ſowie eine Erhöhung des Arbeits- 
verdienſtes durch einmalige Zuwendungen verboten. Auf die Weiſe iſt einerſeits 
ein allgemeiner Lohnſtop erreicht und andererſeits verhindert, daß der Fortfall der 
Lohnzuſchläge uſw. nicht etwa dem Betriebsführer, ſondern der Allgemeinheit zu- 
gute kommt. Der Verzicht auf die Zuſchläge muß als Opfer, das die Arbeiter uſw. 
der Allgemeinheit bringen, von ihnen in Kauf genommen werden, ſolange die be⸗ 
ſonderen Umſtände des Krieges das erfordern. 

In einem Aufſatz im Reichsarbeitsblatt vom 5. November 1939 (Teil II) hat 
der zuſtändige Beamte des Reichsarbeitsminiſteriums darauf hingewieſen, daß die 
Kriegslohnpolitik nichts anderes als die logiſche Fortentwicklung der 
Friedenslohnpolitik ſei. Infolgedeſſen ſeien auch die Aufgaben der Reichs⸗ 
treuhänder der Arbeit keine anderen als die ihnen bereits in der Friedenszeit hin⸗ 
ſichtlich der Lohngeſtaltung geſtellten. Der Aufſatz faßt den Aufgabenkreis der Kriegs- 
lohnpolitik folgendermaßen zuſammen: „Beſeitigung der noch vorhandenen über⸗ 
höhten und in keinem Verhälknis zur Leiſtung ſtehenden Locklöhne, deren Erkenntnis 
um fo leichter fein wird, je deutlicher ſich das endgültige Bild der erſtrebten Neu- 
ordnung bereits abhebt“ und weiterhin: „Durchführung einer neuen Ordnung der 
Löhne nach der Bedeutung der einzelnen Wirtſchafts⸗ und Gewerbezweige und des 
Wertes der in ihnen ausgeübten Tätigkeiten unter ſtärkſter Berückſichtigung der 
Leiſtung des einzelnen, die ihren gerechten Lohn unabhängig von konjunkturellen“ 
es finden foll, und mit dem Streben, die im ſtürmiſchen Aufbau viel- 
ad) abgeriſſenen Relationen der einzelnen Löhne zueinander wieder neu zu knüpfen.“ 
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Durch eine Verordnung vom 20. Oktober 1939 (RA Bl. I, ©. 503) hat der Reichs ⸗ 
arbeitsminiſter ferner die durch die Kriegswirtſchaftsverordnung verfügte Ur ⸗ 
laubsſperre erneut inſofern gemildert, als er zuläßt, daß ein Unter 
nehmer, ſofern es die Betriebsverhältniſſe zulaſſen, Gefolgſchaftsmitgliedern einen 
kurzen Urlaub zur Verrichtung von Erntearbeiten gewähren kann, die die Ver⸗ 
ſorgung ſeiner Hausgemeinſchaft ſichern ſoll oder ſonſt zwingend geboten erſcheint, 
3. B. den in einigen Gegenden üblichen ſogenannten Kartoffelurlaub. 

Angeſichts der im Ausland vielfach verbreiteten irrigen Auffaſſungen über den 
Arbeitseinſatz von Frauen in Deutſchland iſt eine erſt verſpätet zur Veröffentlichung 
gelangende Anordnung des Reichsarbeitsminiſters vom 29. September 1939 von 
Bedeutung, in der ausdrücklich darauf hingewieſen wird, daß Frauen und Mädchen 
bei Arbeiten, die bisher von Männern verrichtet wurden, nur einzuſetzen find, wenn 
männliche Arbeitskräfte nicht zur Verfügung ſtehen. 

Ari 1. November waren 200 000 polnische Gefangene in der Landwirtſchaft ei; 
geſetzt. 

Aus der Berichtszeit iſt weiterhin vor allem die Erweiterung und Verbefferung 
des Unterhaltsſyſtems der Familien der zur Wehrmacht Eingezogenen zu nennen. 
In England beträgt die wöchentliche Regelunterſtützung für die Ehefrau des 
Soldaten 17 Schilling, für das 1. Kind 5 Schilling, das 2. Kind 3 Schilling, das 
3. Kind 2 Schilling und für jedes weitere Kind einen ganzen Schilling. Dazu 
muß der Soldat von ſeinem Sold Zuwendungen an ſeine Familie leiſten, die je nach 
dem Dienſtgrad zwiſchen 7 und 28 Schilling wöchentlich ſchwanken. 

Das Befondere der deutſchen Regelung liegt in der Vermeidung einer bequemen 
Schematiſierung, die, wie die Erfahrungen des Weltkrieges beweiſen, zu den ge. 
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den Familien der Eingezogenen die Wohnungsmiete in voller Höhe, ohne 
Zahlung auf ſonſtige Unterſtützungsleiſtungen anzurechnen. Daneben werden 
derunkerſtützungen zur Erfüllung von Verpflichtungen gewährt, die di 
milie eingegangen war (wie z. B. Verſicherungs⸗, Kaufverträge uſw.). Au 
Koſten für eine Haushaltshilfe werden übernommen, wenn dieſe wegen de 
ſchnitts der Haushaltung, wegen vorhandener minderjähriger Kinder, Kra 
der Familienmitglieder uſw. erforderlich iſt. Für Kinder regelt ſich der Unter 
beitrag nach Ortsklaſſen dergeſtalt, daß beiſpielsweiſe in Berlin monatlich 2 
für Kinder unter 16 Jahren und 32,50 RM für ſolche über 16 Jahre zu‘; 
find. Für die Ehefrau beträgt der Unterhalt in Berlin mindeſtens 64,50 RP 
regelt ſich im übrigen nach den Einkommensverhältniſſen des Ehemannes. 
der Ehemann bisher beiſpielsweiſe 300—310 RM Monatseinkommen, fo b 
der Unterhaltsſatz 116 RM, bei einem Einkommen von 580 RM und da 
200 AM um. 

In einer demnächſt erſcheinenden Arbeit hat Regierungsrat Flügge den V 
gemacht, die in Frankreich, England und Deutſchland an die Familien der 
gezogenen gezahlten Unterhaltsſätze zu vergleichen. Um annäherungsweiſe ein 
davon zu geben, in welchem Maße die deutſche Regelung der engliſchen und 
zöſiſchen überlegen ift, unternimmt Flügge den Verſuch einer tabellariſchen G 
überſtellung der monatlichen Unterhaltsbeträge fir eine Familie in London,? 
und Berlin. Bei der Umrechnung auf Reichsmark (zu einem Kurs von 0,5 R2 
1 Schilling und 5,68 RM für 100 Franken) verſchiebt ſich allerdings, wie er 
drücklich hervorhebt, das Bild zuungunſten der Weſtmächte, da die Kaufkraf 
engliſchen und franzöſiſchen Währung in Wirklichkeit höher liegt. Jedoch wird 
dadurch ganz oder teilweiſe wieder ausgeglichen, daß in dem deutſchen Beiſpiel 
der Mindeſtunterſtützungsſatz für die Ehefrau, alſo 64,50 RM, angenomme 
und keine Sonderunterſtützungen berückſichtigt werden. Lediglich für die Wohnu 
miete, die, wie erwähnt, ſtets in voller Höhe gewährt wird, iſt in allen 5 Föllen 
einheitlicher Betrag von nur 35 RM eingeſetzt worden. Andererſeits nimmt Fl 
hinſichtlich des engliſchen Beiſpiels in allen Fällen an, daß der Ehemann aus je 
Sold monatlich 50 Schilling zum Familienunterhalt beiſteuert, ein Betrag, 
wahrſcheinlich zu reichlich angeſetzt iſt. Unter dieſen Vorausſetzungen ergibt 
folgende Gegenüberſtellung: 


London Paris Berlin 


RM RM RM 
Ehefrau ohne Kind.. . 61,5 20,45 99,50 
Ehefrau mit 1 Kind 72,5 29,60 125,50 
Ehefrau mit 2 Kindern. . . . . 79,0 88,75 151,50 
Ehefrau mit 8 Kindern. . . . . 83,5 47,90 177,50 
Ehefrau mit 4 Kindern. . . . . 855 57,05 203,50 


Aus verſchiedenen Gründen und bei der Notwendigkeit, in einigen Punkten mit 
angenommenen Größen zu arbeiten, ſowie bei der Verſchiedenheit der Währungs⸗ 
verhältniſſe kann dieſe Gegenüberſtellung ſelbſtverſtändlich nur einen größen⸗ 
umfangmäßigen Anhalt gewähren. Als ſolcher aber iſt ſie zweifellos eindrucksvoll 
genug und Beweis für den Ernſt, mit dem Deutſchland der ſozialen Gerechtigkeit 
möglichſt nahezukommen ſucht. 


Nachzutragen bleibt in dieſem Zuſammenhang, daß durch eine Verordnung des 
Reichsminiſters des Innern und des Reichsminiſters der Finanzen vom 5. Oktober 
1939 (REAL. I, S. 1992) die Angehörigen der an der Rückkehr aus dem Ausland 
infolge feindlicher Maßnahmen verhinderten Beſatzungsmitglieder deutſcher Han⸗ 
delsſchiffe den Angehörigen der einberufenen Wehrpflichtigen hinſichtlich der Fa⸗ 
milienunterſtützung gleichgeſtellt ſind. Damit iſt eine Lücke ausgefüllt und einem 
bis dahin weniger beachteten Perſonenkreis zu ſeinem Recht verholfen. 


Bei früherer Gelegenheit wurde bereits darauf hingewieſen, welche Bedeutung 
Deutſchland dem Kleingartenweſen gerade während der Kriegszeit ſowohl in 
materieller wie auch in erziehlicher und geſundheitlicher Hinſicht beimißt. Durch eine 
Verordnung vom 11. Oktober 1939 (RA Bl. 1, S. 491) hat der Reichsarbeitsminiſter 
die auf Grund früherer Beſtimmungen für die Herrichtung neuer Kleingärten wie 
auch für den Landerwerb jeweils zur Verfügung zu ſtellenden Darlehnsmittel er- 
heblich erhöht, und zwar für den erſteren Fall auf 300 RM je Garten, für den 
letzteren Fall bis auf 250 RM je Garten. 


Anfang Oktober iſt in der traditionellen Weiſe das Winterhilfswerk wieder er⸗ 
öffnet worden, das in dieſem Jahre als „Kriegs⸗Winter⸗ Hilfswerk“ durd- 
geführt wird. Angeſichts dieſer Tatſache ſei ein Hinweis auf die bisherigen Auf⸗ 
kommen des Winterhilfswerks erlaubt. Das Statiſtiſche Reichsamt gibt im 1. und 
2. Oktoberheft der Zeitſchrift „Wirtſchaft und Statiſtik“ intereſſante und wertvolle 
Mitteilungen in dieſer Hinſicht. Danach betrug das geſamte Aufkommen an Spen⸗ 
den (Geld⸗ und Sachſpenden) für das Winterhilfswerk 1938/39 rund 566 Millionen 
RM gegenüber 419 Millionen RM im Vorjahre. Gegenüber dem Vorjahre hat 
durch die Wiedervereinigung der Oſtmark und des Sudetenlandes mit dem Reich 
die Bevölkerung um rund 11 Millionen oder um 15,9 v. H. zugenommen. Auf den 
Kopf der Bevölkerung gerechnet iſt das Spendenaufkommen um 1,02 RM (von 
6,15 auf 7,17) oder um 16,6 v. H. geſtiegen. Im einzelnen geſtaltete ſich das Geſamt⸗ 
aufkommen für das Winterhilfswerk bisher folgendermaßen: 


Geſamtaufkommen 
für das Winterhilfswerk 1938/34 1984/35 1985/36 1936/7 1937/8 1938/89 
in 1000 RM 
Geldſpenden 184 272 204 809 234855 294 310 297318 438 310 
Sachſp enden 126 978 110 464 92 132 92 778 101 972 113 803 
Wertzuwachs) . 46 886 52 152 87 512 28 063 19 698 16 239 
Geſamtaufkommen . . 858186 367 425 864 499 415 151 418 988 566 352 
Vortrag aus dem Vorjahr — 8 136 15 068 7 623 14451 ) 16 270 


Verfügbare Mittel. . . 358 136 375 561 379 567 422 774 433 439 582622 


1) Dur verbilligten Einkauf, frachtfreie Beförderung uſw. 
2) Mit Warenbeſtänden. 
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Das Aufkommen von Bargeld ergibt folgendes Bild: 
Geldſpendenaufkommen für das Winterhilfswerk 1935/36 1936/37 1937/88 1938/39 


in 1000 AM 
Opfer von Lohn und Gehalt. 62 711 69 331 80 555 104 976 
Spenden von Firmen und Organifationen . . 75 239 105 447 103 616 150 172 
Eintopfſpendeenm˖”s 31 967 83 737 84 742 50 462 
Reichs ſtraßenſammlungen))))0ꝰ) . 18 409 30 532 80 163 64 311 
Tag der nationalen Solidarit(,(vwee 4.085 5 662 8 085 16 095 
Gau⸗Straßenſammlungen 3363 8971 4128 6 664 
Gau-⸗Veranſtaltungen . . 3980 8 542 7176 13 468 
NSDAP Auslandsorganiſatio bn 1792 2 543 2 918 3424 
WOW-Lotterie (Reingewinndzdzz 7610 7.066 7129 76583 
Frachtvergütung für Kohlentransporte . 98836 11 915 9 959 8 087 
Sonſtige Einnahmen 15 863 15 564 8 847 10 998 
Baraufkommen zuſamen 284855 204310 257 318 486810 
Barvortrag aus dem Vorjahr. . . . . . . 15 068 7628 14451 8 526 
Insgeſametttte nn 249 528 301933 311769 444 836 


*) Einſchließlich „Tag der Wehrmacht“ und „Tag der Polizei“. 


Es kann darauf verzichtet werden, die Verwendung der aufgekommenen Mittel 
darzuſtellen; wir begnügen uns mit der Feſtſtellung, daß im Winter 1938/39 in 
bar an das Sudetenland allein 42,8 Millionen RM gingen, daß dem Hilfswerk 
„Mutter und Kind 176 Millionen RM zufloſſen und daß an Sachleiſtungen ins⸗ 
geſamt für 274,2 Millionen RM gewährt wurden. 

Inzwiſchen bringt der bisherige Verlauf des Kriegswinterhilfswerks den Nach⸗ 
weis, daß die großen Leiſtungen des Jahres 1938/39 vorausſichtlich noch erheblich 
übertroffen werden. Beiſpielsweiſe — wir greifen inſoweit über die Berichtszeit 
hinaus — hat der jetzt als Opferſonntag bezeichnete Eintopfſonntag von An⸗ 
fang November 11,2 Millionen RM gegenüber 8,5 Millionen im Vorjahre erbracht. 
Das bedeutet eine Steigerung von nicht weniger als 31 v. H. Die große ſoziale 
Kraft, die in ſolchen Summen ſteckt, ergibt ſich aus der Tatſache, daß das Auf- 
kommen des erſten Opferſonntags der NS⸗Volkswohlfahrt die Möglichkeit gegeben 
hat, nicht weniger als 1300 Kindertagesſtätten mit rund 50 000 Kindern zu er⸗ 
richten und ein Jahr lang zu unterhalten. 

Hinſichtlich des Auslandes iſt vor allem feſtzuſtellen, daß im Gegenſatz zu Deutſch⸗ 
land das Steigen der Arbeitsloſigkeit in England angehalten hat. Im 
übrigen wird die ſozialpolitiſche Entwicklung im Ausland in dem nächſten Bericht 
eine eingehendere Berückſichtigung finden. „ 

Das Internationale Arbeitsamt hat bereits mehrere Sitzungen ſeines 
Kriſenausſchuſſes abgehalten und beabſichtigt für 1940 ſogar die Einberufung einer 
allgemeinen Arbeitskonferenz. Eine Reihe von Außerungen maßgeblicher Perſön⸗ 
lichkeiten aus den Kreiſen der internationalen Arbeitsorganiſation laſſen weiter 
keinen Zweifel darüber, daß die Weſtmächte die Abſicht haben, die Internationale 
Arbeitsorganiſation zu einem Inſtrument ihrer Abſichten zu machen. Es verdient 
in dieſem Zuſammenhang darauf hingewieſen zu werden, daß von größeren Staaten 
der Internationalen Arbeitsorganiſation nicht mehr angehören: Deutſchland, Ita⸗ 
lien, Japan und Spanien, während die Mitgliedſchaft von Sſterreich und der 
Tſchechoſlowakei automatiſch erloſchen iſt. 
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Die Wirtfchaft 


Es bedurfte wohl keines eindeutigeren Beweiſes für die trotz des Krieges ge- 
ſteigerte deutſche Wirtſchaftskraft als die erfolgreiche Durchführung der 37. Wiener 
Meſſe, die Reichswirtſchaftsminiſter Funk am 15. Oktober in feierlichem Rahmen 
eröffnete (Rede Seite 53). Neben der deutſchen Waren- und Induſtrieſchau unter ⸗ 
ſtrichen die Sonderausſtellungen Bulgariens, Italiens, Ungarns, der Slowakei 
und der Türkei die Bedeutung der Stadt Wien als einer Mittlerin zwiſchen dem 


induſtriellen Zentrum und dem agrariſchen Südoſten Europas. Über 280 000 Be- . 


ſucher der Meſſe und ein um 60 v. H. höherer Umſatz als auf der gleichen Ver⸗ 
anſtaltung des Vorjahres waren ein Ausdruck des friedlichen Aufbauwillens aller 
Staaten des mittel- und ſüdoſteuropäiſchen Raumes. . 

Die deutſche Beteiligung an der gleichzeitig in Belgrad ſtattfindenden Meſſe unter 
ſtrich die Bedeutung des durch die engliſche Blockade unberührten ſüdoſteuropäiſchen 
Wirtſchaftsraumes für das Deutſche Reich Nach dem Abſchluß von zuſätzlichen Wirt 
ſchaftsabmachungen mit Rumänien und Bulgarien war auch die am 16. Oktober in 
Belgrad beendete Herbſttagung der Regierungsausſchüſſe für den deutſch⸗jugo - 
ſlawiſchen Wirtſchafts verkehr als ein weiterer poſitiver Schritt für die 
Wertſteigerung der deutſchen Wirtſchaftsbeziehungen zum Südoſten zu betrachten. 
Die Verhandlungen ergaben, daß einer aten den deutſch⸗jugoſlawiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsverkehrs im Rahmen der bisher geltenden Grundſätze keine Schwierigkeiten 
entgegenſtehen. Es werden keine beſonderen Maßnahmen erforderlich ſein, um einen 
nach Umfang und Struktur durchweg unveränderten Warenaustauſch für die Zu⸗ 
kunft zu gewährleiſten. Die ſelbſtverſtändliche wirtſchaftliche Neutralität Jugofla⸗ 
wiens kann ſein Intereſſe an der Sicherung ſeines weitaus wichtigſten Abſatzmarktes 
nicht vermindern, während von deutſcher Seite die Bezahlung der jugoſlawiſchen 
Lieferungen und die Verſorgung des Landes mit deutſchen Erzeugniſſen auch unter 
den heutigen Verhältniſſen durch nachdrückliche Pflege der deutſchen Ausfuhr nach 
Jugoslawien ermöglicht werden wird. u . f 

Der Wunſch Deutſchlands, im Rahmen der Neutralitätsverpflichtungen eine mög⸗ 
lichſt große Intenſivierung des Warenaustauſches zu erreichen, führte zur Ent⸗ 
ſendung einer Wirtſchaftsabordnung nach Brüſſel, die am 23. Oktober die Ver⸗ 
handlungen aufnahm. Mit der Schweiz wurde am 24. Oktober ein neues Zu; 
fagabfommen zu dem bisherigen beiderſeitigen Verrechnungsabkommen abge- 
ſchloſſen. Es erfolgte eine weitgehende Anpaſſung des bisher geltenden Abkommens 
an die neuen durch die Einführung der Kriegswirtſchaft in den beiden Ländern 
gegebenen Verhältniſſen. In dem neuen Abkommen wurden alle Maßnahmen ge⸗ 
troffen, um die gegenſeitige Verſorgung ſicherzuſtellen. Die bedeutenden Beträge, 
die durch den unter den jetzigen Verhältniſſen im bisherigen Umfange nicht aufrecht⸗ 
zuerhaltenden Reiſeverkehr frei wurden, werden künftig der Tilgung des großen 
Saldos des Clearing⸗Kontos zugute kommen. 

Im Mittelpunkt aller Beſtrebungen des Reiches zur Aufrechterhaltung ſeiner 
Wirtſchaftsbeziehungen zum neutralen Ausland ſtanden in der zweiten Oktober⸗ 
hälfte die Verhandlungen mit der Sowjetunion, die den erwarteten poſitiven 
Verlauf nahmen. Das bedeutendste Ergebnis ſtellt zunächſt der Kaufvertrag über 
die Lieferung von 1 Million Tonnen Futtergetreide nach Deutſchland dar. Die 
Lieferungen auf Grund dieſes Abſchluſſes, des größten Getreideabſchluſſes, der je- 
mals zwiſchen zwei Ländern vereinbart wurde, ſollen im Laufe von zwei Monaten 
beendet fein. Nachdem die Verhandlungen über die ſowjetruſſiſchen Lieferungen an 
Deutſchland im weſentlichen geklärt waren, begab ſich eine ruſſiſche Wirtſchafts⸗ 
abordnung unter Führung des Volkskommiſſars Tewoſſjan und in Begleitung 
von General der Artillerie Sawtſchenko nach Berlin, wo ſie am 26. Oktober 
del Die Aufgabe dieſer Abordnung beſteht darin, über die Fragen zu ver⸗ 
handeln, die mit der deutſchen Ausfuhr nach der Sowjetunion zuſammenhängen. 
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Die erfolgreiche Durchführung der erften Etappen in den Wirtſchaftsverhandlun⸗ 
gen mit der Sowjetunion ſtellt einen wertvollen Beitrag für die Beſſerung der 
Verſorgung Deutſchlands während des Krieges dar und wird von beſonderer Wirk 
ſamkeit gegen die britiſchen Spekulationen auf einen Erfolg der Blockade ſein. 
Weitere ſowjetruſſiſche Waren, die neben den Juttergetreidelieferungen bon Be⸗ 
deutung ſein werden, ſind Mineralöle ſowie Mangan und andere Erze. Von deutſcher 
Seite wird der ſowjetruſſiſche Bedarf an wichtigen Induſtriewaren in hohem Maße 
ſichergeſtellt werden. 1 

Den erfolgreichen Bemühungen des Reiches an der Aufrechterhaltung ſeiner 
Außenhandelsbeziehungen ſteht im gleichen Maße die wirtſchaftliche Stärke der 
inneren Front zur Seite. Mit Recht konnte Reichswirtſchaftsminiſter Funk 
in einem Artikel darauf hinweiſen, daß die wirtſchaftliche Rüſtung des Reiches mit 
der im Weltkriege in keiner Weiſe mehr zu vergleichen ſei. Wir verfügen nicht nur 
über eine ſtraffe Führung des geſamten Wirtſchaftslebens und über eine voll- 
ſtändige Beſtandsüberſicht der deutſchen Produktionsmöglichkeiten, ſondern dank 
der Entwicklung der letzten ſechs Jahre auch über eine gewaltige Produktionskraft. 
Einem reibungslos funktionierenden Wirtſchaftsapparat entſpricht auch die aus⸗ 
reichende Rohſtoffverſorgung für die lebenswichtigen Bedürfniſſe der Nation. Durch 
die Einführung der Lebensmittelkarten und des Bezugſcheinweſens wurde jede Un⸗ 
ordnung in der gerechten und notwendigen Verteilung der Sachgüter von vorn⸗ 
S So rechtfertigt ein Blick in die Zukunft eine unerſchütterliche 

uverſicht. 

Dieſe Ausführungen des Reichswirtſchaftsminiſters finden ihre Beſtätigung darin, 
daß am 20. Oktober in Salzgitter zwei Hochöfen in Betrieb genommen werden 
konnten, Die erfte Reichsſtraßenſammlung des Kriegswinterhilfswerks 1939/40 
brachte dank der Opferbereitſchaft des deutſchen Volkes und dank des Einſatzes der 
Millionenzahl von DAZ-Sammlern ein Geſamtergebnis von 15 117 584,90 RM 
und übertraf damit die erſte Reichsſtraßenſammlung des Vorjahres um über 42 v. H. 

Die Zuverſicht in die Wirtſchaftskraft des deutſchen Volkes kam in einer Aus⸗ 
ſprache über die Lage des deutſchen Geld⸗ und Kapitalmarktes zum Ausdruck, die 
unter dem Vorſitz von Reichswirtſchaftsminiſter Funk auf einer engeren Beirat - 
ſitzung der Deutſchen Reichsbank ſtattfand. Nach der Konſtituierung der 
Beiratsausſchüſſe ſtellte Reichsbankpräſident Funk in der Ausſprache, an der ſich 
auch der als Gaſt anweſende Reichsfinanzminiſter, Graf Schwerin v. Kroſigk, be⸗ 
teiligte, feſt, daß das Geld⸗ und Kreditweſen und der Kapitalmarkt alle Anforde⸗ 
rungen, die die Kriegsfinanzierung bisher geſtellt habe, ohne jede Schwierigkeiten 
erfüllten konnte. Die Börſe funktioniere normal, und der Kapitalmarkt ſei bereits 
wieder in der Lage, Emiſſionen der Wirtſchaft in beträchtlichem Umfange aufzu⸗ 
nehmen. Die Finanzkraft des deutſchen Bankweſens und das Vertrauen des Volkes 
zu der deutſchen Staats- und Wirtſchaftsführung hätten es bewirkt, daß der Krieg 
15 das deutſche Geld⸗ und Kreditweſen und für die Banken und Sparkaſſen nicht 

ie geringſten Erſchütterungen gebracht habe. 

Unter dem Eindruck der kriegswirtſchaftlichen Umſtellungen wurde die Finanzie⸗ 
rungsform der Steuergutſcheine mit Wirkung vom 1. November durch eine 
Dritte Durchführungsverordnung zum Neuen Finanzplan vom 22. Oktober 1939 
(RGBl. I, S. 2067) aufgegeben. Um eine erhebliche Vereinfachung des Arbeits- 
aufwandes im Verkehr mit Steuergutſcheinen zu ermöglichen, wurden die Kredit⸗ 
inſtitute für die Verwahrung und die Anſchaffung von Steuergutſcheinen von den 
Vorſchriften des Bankdepotgeſetzes befreit. Die Bewertungsfreiheit für Steuer- 
gutſcheine I gilt nicht bei der Berechnung des Kriegszuſchlages, da ſonſt die Vorteile, 
die an den Beſitz von Steuergutſcheinen I geknüpft find, ungerechtfertigt groß ſein 
würden. Die Einſtellung der Ausgabe von Steuergutſcheinen kam nicht überraſchend, 
da Staatsſekretär Reinhardt bereits vor Monaten angekündigt hatte, daß die Steuer ⸗ 
gutſcheine Il mit Beginn des kommenden Finanzjahres nicht mehr ausgegeben werden 
ſollten. Durch den Übergang zur Kriegswirtſchaft waren jedoch auch neue finanz ⸗ 
wirtſchaftliche Überlegungen notwendig geworden. 

Die außerordentliche Flüſſigkeit der deutſchen Geldmärkte konnte durch eine Reihe 
bon Induſtrieanleihen und Obligationen nur teilweiſe vermindert werden, fo daß 
die Deutſche Reichsbank Ende Oktober mit einer Emiſſion von 500 Mill. RM her 
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vortrat, von denen bereits 200 Mill. RM feſt gezeichnet find. Die Anleihebedingun⸗ 
gen entſprachen denen, die vor Ausbruch des Krieges üblich waren. Als ein weiteres 
Symptom der unverminderten deutſchen Wirtſchaftskraft iſt ſchließlich die erfolg⸗ 
reiche Durchführung des Deutſchen Spartages am 30. Oktober anzuſehen. 

Die Wirtſchaftsverhältniſſe in den Grenzgebieten fanden bei den zuſtändigen 
Kreiſen beſondere Beachtung. Staatsſekretär Dr. Landfried beſuchte Ende Ok⸗ 
tober im Auftrage des Reichswirtſchaftsminiſters die ſüdweſtlichen Gaue des Reiches. 
In den Ausſprachen mit den Vertretern der zuſtändigen Stellen von Partei, Staat 
und Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft wurden insbeſondere auch die Ver⸗ 
hältniſſe der mittelſtändiſchen Betriebe im Handel und Handwerk erörtert. Im An⸗ 
ſchluß daran begab ſich der Staatsſekretär in die weſtlichen Grenzgebiete, wo er 
auch in ſeiner Eigenſchaft als Vorſitzender des Aufſichtsrats der Saargruben die 
Saargruben aufſuchte. Hier ſprach er der Betriebsführung und der Gefolgſchaft 
Dank und Anerkennung dafür aus, daß ſie unter ſchwierigen Verhältniſſen durch 
große Einſatzbereitſchaft die Aufrechterhaltung der Förderung ſicherten. 

Die Sicherſtellung des lebenswichtigen Bedarfs und der Nahrungsfreiheit des 
deutſchen Volkes wurde durch eine Reihe von Maßnahmen weitergeführt. Der 
Reichsernährungsminiſter führte durch einen Erlaß vom 20. Oktober (RAnz. Nr. 247 
b. 21.10.39) Reiſe⸗ und Gaſtſtättenkarten für Brot, Fleiſch und Fett ein. 
Die entſprechenden Abſchnitte der Reichsbrotkarte, Reichsfleiſchkarte, Reichsfettkarte 
und Reichsnährmittelkarte des betreffenden Verſorgungsberechtigten werden in der 
Höhe, in der Reiſekarten ausgegeben werden, entwertet. Durch einen Erlaß des 
Reichsernährungsminiſters wird für jeden im Verfahren zur Neubildung deutſchen 
Bauerntums ausgelegten Neubauernhof (Landarbeiter⸗ oder Handwerkerſtelle) ein 
Reichszuſchuß von 8000 RM gewährt, auf deſſen Rückerſtatkung verzichtet wird. 
Weiterhin iſt in dieſem Zuſammenhang ein gemeinſamer Erlaß des Reichsarbeits⸗ 
und Reichsernährungsminiſters zu nennen, der auf die Notwendigkeit einer Er⸗ 
weiterung der Kleintierhaltung vor allem in Kleingärten, Kleinſiedlungen 
und Eigenheimſiedlungen hinweiſt. ER 

Auf dem Gebiet des Verkehrsweſens ift der durch tatkräftigen Arbeitseinſatz in 
kürzeſter Zeit durchgeführte Aufbau der wichtigſten Verkehrsverbindungen in den 
befreiten Oſtgebieten beſonders zu erwähnen. Reichsverkehrsminiſter Dr. Dorp⸗ 
müller, der eine 14tägige Beſichtigungsreiſe durch das befreite und beſetzte Oſt⸗ 
gebiet unternahm, weihte am 21. Oktober die neue proviſoriſche Warthebrücke 
bei Poſen, durch die der Verkehr auf den Hauptſtrecken Berlin —Warſchau und 
Berlin—Südoſtpreußen in einem bedeutenden Abſchnitt wiederhergeſtellt wurde. 
Aus Anlaß der Fertigſtellung der behelfsmäßigen Eiſenbahnbrücke bei Dirſchau 
ſprach der Oberbefehlshaber des Heeres, Generaloberſt v. Brauchitſch, am 15. Ok⸗ 
tober in einem Telegramm an den Befehlshaber der Eiſenbahn⸗Einheiten Dank 
und Anerkennung für die durch unermüdlichen Fleiß in kürzeſter Zeit geleiſtete 
Wiederaufbauarbeit aus. 

Daß die britiſche Kriegführung gegen Deutſchland ſich genau derſelben 
Mittel bedient, die ſchon im Weltkriege ohne Rückſicht auf internationale Verträge 
und Abmachungen angewandt wurden, war bereits vom Beginn des Konfliktes an 
zu bemerken. Auf dieſer Linie liegt auch der Diebſtahl deutſchen geiſtigen Eigentums, 
der in einem Geſetzentwurf zum Ausdruck kommt, durch den das britiſche Patent- 
amt ermächtigt wurde, britiſchen Antragſtellern die Auswertung von Patenten, 
Lizenzen, Gebrauchsmuſtern und Warenzeichen von Ausländern zu übertragen, mit 
denen England ſich im Kriegszuſtand befindet. Die britiſchen Antragſteller ſollen 
die Auswertung der Patente nicht nur für die Zeit des Krieges, ſondern für die 
Geſamtdauer der Gültigkeit der Patente zugeſtanden erhalten. Im Gegenſatz dazu 
und auch im Gegenſatz zu ihrem Verhalten im Weltkriege erließ die franzöſiſche 
Regierung eine Verordnung, nach der Franzoſen ermächtigt wurden, im feindlichen 
oder vom Feinde beſetzten Ausland ſämtliche Formalitäten und Verpflichtungen zu 
erfüllen, die zur Bewahrung oder zur Erlangung von Rechten an Patenten oder 
Fabrikmarken notwendig ſind. 5 

Die in der engliſchen Preſſe erhobenen Beſchwerden gegen die Organiſation der 
britiſchen Kriegswirtſchaft nahmen im Laufe der zweiten Oktoberhälfte immer 
ſchärfere Formen an. Die führende Wirtſchaftszeitung „Financial News“ betonte 
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in einem Artikel, daß an der Verwirklichung der Kriegsorganiſation die Regierung 
bisher kläglich gescheitert ſei. Die gleiche Tendenz kam auch in der „Times“ zum 
Ausdruck, die feſtſtellt, daß wegen der Unordnung gegenwärtig Zweifel und Zögern 
in der engliſchen Wirtſchaft herrſchten. Der „Daily Herald“ behauptete, Adolf Hitler 
habe in Großbritannien einen Verbündeten, dieſer Verbündete heiße Wirr - 
warr. In dieſem Zuſammenhang weiſt die Zeitung auf die ſich dauernd erhöhenden 
Arbeitsloſenziffern, auf den Stillſtand des geſamten Baugewerbes, das Steigen 
der Lebenshaltungskoſten und das Los der Armen in England hin. Auch in den 
übrigen Londoner Zeitungen wurden heftige Klagen über dauernde Preisſteigerun⸗ 
gen, Lebensmittelmangel ſowie die hemmenden Wirkungen einer überſteigerten 
Kontrolle geführt. 2 . 

Dieſes heilloſe Durcheinander wird durch die ſteigenden Schwierigkeiten in der 
Lebensmittelverſorgung, die zunehmende Teuerung und einen fühlbaren Rückgang 
der für die Lebensmittelverſorgung jo wichtigen Einfuhr verſtärkt. Nach dem amt ⸗ 
lichen Bericht des engliſchen Handelsminiſteriums über den Außenhandel im 
Monat September betrug die Einfuhr wertmäßig 49,92 Mill. Pfund gegenüber 
81,10 Mill. Pfund im Auguſt, während die Ausfuhr von 37,08 «Mill. Pfund auf 
23,05 Mill. Pfund im gleichen Zeitraum ſchrumpfte. Die Lebensmitteleinfuhr, die 
im September 1938 37,68 Mill. Pfund betrug, belief ſich im September 1939 nur 
noch auf 23,12 Mill. Pfund. Angeſichts dieſer Zahlen führte die „Financial News“ 
heftige Klagen und wies auf die Gefahr hin, daß England ſeine alten Abſatzmärkte 
verliere. Im Gegenſatz dazu verſtärke Deutſchland, wie das Blatt betonte, feinen 
Ausfuhrhandel vor allem nach den neutralen Nachbarländern, und die Vereinigten 
Staaten ſeien in Südamerika ſehr aktiv. Dasſelbe gelte von der japaniſchen Ausfuhr 
nach China und dem Fernen Oſten und der italieniſchen nach dem Balkan und den 
Mittelmeerländern. 

Handelsminiſter Stanley mußte den kataſtrophalen Rückgang des engliſchen 
Außenhandels in einem Interview zugeben. Der Miniſter ging dabei auf die Wirk⸗ 
ſamkeit der deutſchen U⸗Boote ein, die zur Folge hatte, daß die neutralen Länder 
eine ‚abmartende Haltung einnahmen und außerdem die Zuſammenſtellung von 
begleitenden Schiffstransporten die Fahrt der Schiffe ſich weſentlich verzögerte. 

Das ſinkende wirtſchaftliche Anſehen Englands in der Welt wurde noch dadurch 
beſonders unterſtrichen, daß die japaniſche Regierung am 24. Oktober beſchloß, die 
Den⸗Währung von der Sterling⸗Währung loszulöſen. Mandſchukuo und die 
vorläufige nordchineſiſche Regierung in Peking ſchloſſen ſich dem japaniſchen Vor 
gehen an, für das vor allem die ungünſtige Beurteilung der Zukunft des engliſchen 
Pfundes beſtimmend war. Ein weiterer Pfundrückgang hätte nämlich die ſteigende 
japaniſche Einfuhr aus den Vereinigten Staaten von Amerika unerträglich verteuert. 

Wie in den vergangenen Wochen machte ſich auch im franzöſiſchen Wirtſchafts⸗ 
leben eine weitere Zunahme der Schwierigkeiten ähnlich wie bei den engliſchen 
Bundesgenoſſen bemerkbar. Selbſt in den von der Zenſur zugelaſſenen Zeitungs⸗ 
artikeln kamen Betrachtungen über eine unglaubliche Lähmung des Wirtſchafts⸗ 
lebens in Paris zum Ausdruck, wo die Geſchäfte ganzer Straßenzüge geſchloſſen 
ſind. Die Folgen der amtlichen Maßnahmen führten zum Verſchwinden einer ganzen 
Reihe von Erzeugniſſen, zur Steigerung der Arbeitsloſigkeit infolge der Schließung 
bon Fabriken und Handelsunternehmen, zu mehr oder weniger verkappten Preis- 
ſteigerungen und ſchließlich zu einer Beunruhigung der Bevölkerung, die nicht ver⸗ 
ſteht, warum ſo viele Behinderungen und Mißſtände vorhanden ſind. 

Der von England angezettelte Blockadekrieg läßt immer mehr erkennen, daß 
ſich im internationalen Schiffsverkehr und im Weltaußenhandel ſtarke Verlagerun⸗ 
gen herausbilden, die in den allermeiſten Fällen den Engländern nicht zum Vorteil 
gereichen, wie der Rückgang des Außenhandels deutlich beweiſt. Die kleinen neu⸗ 
kralen Staaten, die ſich gegenüber der britiſchen Seeräuberei lediglich mit papiernen 
Proteſten und ſcharfen Zeitungsartikeln wandten, waren in zunehmendem Maße 
gezwungen, zu Rationierungsmaßnahmen und Preisſteigerungen zu ſchreiten. Wäh⸗ 
rend ſich Deutſchland durch rechtzeitige Vorſorge gegen Lebensmittelknappheit und 
eine Lockerung des Preisgefüges ſchützte, führte die britiſche Blockade in den neu- 
tralen Ländern zu weſentlichen Verteuerungen für wichtige Nahrungsmittel und 
Verbrauchsgegenſtände. Zum erſtenmal tauchten in der zweiten Oktoberhälfte auch 
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Nachrichten aus von den Kriegsereigniſſen weit entfernt liegenden neutralen Län⸗ 
dern, wie Griechenland und der Türkei, Klagen auf, die ſich gegen die rückſichtsloſe 
Ausübung der Seekontrolle richten. In Griechenland erließ der Innenminiſter 
eine Anweiſung an alle Städte und Landgemeinden, im Verbrauch von elektriſchem 
Strom äußerſte Sparſamkeit zu üben. Die Unterbindung der Papierzufuhr führte 
zu einer Einſchränkung des Umfanges der griechiſchen Zeitungen. In der Türkei 
berurſachte die Stockung der Einfuhren einen derartigen Mangel an Stahlplatten, 
daß die Ausführung von Reparaturen an Handelsſchiffen unmöglich wurde. Zur 
Beſchränkung des Verbrauchs von Benzin wurde der Verkehr privater Kraftwagen 
eingeſchränkt; zahlreiche Autobuslinien wurden eingeſtellt. Dr. N. 
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Reichsminifter Funk 
eröffnet die Wiener Meſſe 


15. 10. 39 


„Wenn ich heute die Grüße des Führers ſowie der Reichsregierung zur Eröffnung 
der 37. Wiener Meſſe überbringe, ſo ſpreche ich zugleich der deutſchen Oſtmark den Dank 
für die hervorragende Ausrichtung der Meſſe — der dritten nach der Heimkehr ins Reich — 
aus. Wien ſchickt ſich heute an, neue Wirtſchaftsbande zu befreundeten Nationen 
zu knüpfen und alte zu feſtigen, in einem Augenblick, da unſere Gegner im Weſten alles 
daranſetzen, um bewährte traditionelle Beziehungen zu zerreißen und ein in fleißiger 
Arbeit aufgebautes Wirtſchaftsgefüge zu zerſtören. Weil Verſailles dank der genialen Taten 
Adolf Hitlers zu ſchanden ging, ſoll Deutſchlands Vernichtung nunmehr in einem zweiten 
Waffengang verſucht werden. Zur Humaniſierung“ dieſes Vorhabens ſoll ein Blockadering 
um Deutſchland dienen, um Deutſchlands Güteraustauſch möglichſt abzudroſſeln. Daß bei 
dieſer Gelegenheit notwendigerweiſe auch das Wirtſchaftsleben der neutralen Staaten 
Schaden nehmen muß, bekümmert unſere Gegner nicht. Ja, es iſt ihnen dies ſogar ein 
nicht unwillkommener Anlaß, die Völker der nichtkriegführenden Staaten auch noch für ihre 
Intereſſen einzuſpannen. g 

Diejer Verfud muß ebenfo erfolglos bleiben wie die Blockade 
felbit. Wohl Haben fie uns zu Verdunkelungsmaßnahmen gezwungen, denen beiſpiels⸗ 
weiſe auch die Kölner Herbſtmeſſe zum Opfer fiel, dafür ſtrahlt aber das Schaufenſter 
unferer Wiener Meſſe um fo heller und beweiſt den Beſuchern des In⸗ und Auslandes 
am beſten, daß die wirtſchaftliche Arbeit in Deutſchland nicht nur fortgeſetzt, 
ſondern noch geſteigert wird. 

Die Bedeutung der Wiener Veranſtaltung wird noch dadurch unterſtrichen, daß ſich 
Italien, die Slowakei, Ungarn, Bulgarien und die Türkei mit eigenen Sonderſchauen 
beteiligen und der Meſſe hierdurch ein impoſantes, internationales Gepräge verleihen. Dieſe 
Schau ausgeſuchter Qualitätserzeugniſſe, auf der ſich ſechs Länder in edlem Wettſtreit um 
die wirtſchaftliche Leiſtung zuſammenfinden, iſt gerade in heutiger Kriegszeit eine macht⸗ 
bolle Kundgebung für den friedlichen Aufbauwillen, der alle Staaten des mittel- und ſüd⸗ 
europäiſchen Raumes beſeelt. Daß insbeſondere das nationalſozialiſtiſche Deutſchland von 
dieſen Gedanken und Gefühlen erfüllt iſt, beweiſt wohl nichts ſo eindrucksvoll wie der Vor⸗ 
ſchlag unſeres Führers für eine wirtſchaftliche Friedensſicherung und eine neue wirtſchaft⸗ 
liche Ordnung der Welt, die der Förderung des Wohlſtandes der Völker durch wirtſchaftliche 
Zuſammenarbeit dienen fol. Gerade diejenigen Wirtſchaftsfragen, die die Welt ſeit dem 
Kriege vergeblich zu löſen ſuchte, nämlich die Währungsfragen und die mit ihr in ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhang ſtehende Neugeſtaltung der Weltmärkte, können am 
beſten und erfolgreichſten in internationalen Verhandlungen gelöſt werden, wobei es völlig 
klar iſt, daß bei dieſen Problemen die politiſchen und die wirtſchaftlichen Auswirkungen 
wechſelſeitig bedingt ſind. Hier ſichert der Frieden den Erfolg der Wirtſchaft und die Wirt⸗ 
ſchaft den Erfolg des Friedens. 

Wien hat nunmehr eine Miſſion zu erfüllen, die zu Höchſtleiſtungen verpflichtet. An 
der geſchichtlichen Völkerſtraße, die donauaufwärts von Oſten nach Weſten zieht, und am 
Schnittpunkt der Nord⸗Südlinie gelegen, hat dieſe altehrwürdige Stadt heute mehr denn 
je die Bedeutung eines zentralen Handelsplatzes für Mitteleuropa und den Südoſtraum. 
Die im Bau befindlichen Kanalprojekte RheinMain — Donau und Oder Donau 
werden den alten Handelswegen für den Großverkehr geeignete neue und vor allem billige 
Waſſerſtraßen hinzufügen. In einigen Jahren wird Wien ſeiner wirtſchaftlichen Bedeutung 
und ſeiner zentralen geographiſchen Lage entſprechende Umſchlagsmöglichkeiten und den 
größten Binnenhafen Europas beſitzen. 

Was Friedrich Liſt, der Freund dieſer Stadt, vor hundert Jahren ſeheriſch erkannte, wird 
damit Wirklichkeit. Im zweiten Buch feines ‚nationalen Syſtems“ ſagt Liſt einmal: ‚Manu- 
fakturen, Handel und Schiffahrt gehen einer Zukunft entgegen, welche die Gegenwart ſo 
weit überragen wird, als die Gegenwart die Vergangenheit überragt, nur muß man den 
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Mut haben, an eine große Zukunft zu glauben, und in dieſem Glauben vorwärtsſchreiten.“ 
In dieſem Glauben hat Deutſchland im Jahre 1933 ſeine darniederliegende Wirtſchaft 
wieder aufgebaut und in den darauf folgenden Jahren einen in der Geſchichte der Völker 
einzigartigen Aufſtieg erlebt. Wir haben auch in der Handelspolitik neue Wege 
beſchritten, neu allerdings nur hinſichtlich der Anwendung im zwiſchenſtaatlichen Verkehr, 
denn die Erkenntniſſe, nach denen unſer Außenhandel ausgerichtet wurde, entſprechen ur⸗ 
alten ſoliden Kaufmannsgrundſätzen. Trotzdem entrüſtete man ſich in den Ländern, in 
denen man dank eines großen kolonialen Beſitzes und infolge eines enormen Kapitalreich⸗ 
tums noch nach den hergebrachten außenhandelspolitiſchen Spielregeln arbeiten konnte, 
darüber, daß wir es überhaupt wagen konnten, als erſte zeitgemäße und zweckmäßige 
Löſungen für Überwindung unſerer Wirtſchaftsnöte zu finden. 

Das bilaterale Vertragsſyſtem Deutſchlands iſt auf den natür⸗ 


lichen Vorausſetzungen der gegenſeitigen Bedarfsdeckung und 
Bedarfsbefriedigung aufgebaut und orientiert ſich an den wirt⸗ 


ſchaftlichen Ergänzungs möglichkeiten der vertragſchlie ßenden 
Parteien. Die Vorteile ſind beiderſeitig. Das iſt das Geheimnis dieſes Erfolges, den 
wir vor allem bei der Ausgeſtaltung unſerer Wirtſchaftsbeziehungen zum Südoſten ver⸗ 
zeichnen können. 

Als nach dem Abſchluß des deutſch⸗rumäniſchen Handelsvertrages im März dieſes Jahres 
der Balkanhandel plötzlich auch für die engliſchen Intereſſen wieder aktuell wurde, erwähnte 
ein namhafter Vertreter dieſes Landes in einem Vortrag einmal, wie vorteilhaft es für die 
engliſchen Handelspartner ſei, ihre Ausfuhr in engliſchen Pfunden und nicht mit Aſpirin⸗ 
tabletten bezahlt zu bekommen. Ich weiß nun wirklich nicht, ob es immer möglich ſein wird, 
deutſche pharmazeutiſche Erzeugniſſe durch engliſche Pfunde zu erſetzen und damit Kopf⸗ 
ſchmerzen — hierfür verwendet man nämlich die Aſpirintabletten — zu vertreiben. Der 
Landwirt auf dem Balkan exportiert ſeinen Weizen aber beſtimmt nicht, nur um einen 
Pfundſcheck zu erhalten, zumal die Einlöſung heute u. U. ſchwierig und auch verluſtreich 
ſein dürfte, ſondern um ſich beiſpielsweiſe einen Pflug dafür zu kaufen. Dieſen Pflug 
liefert ihm Deutſchland, und der Bauer ſpart dabei noch Frachtkoſten und Trans⸗ 
portriſiko. Das iſt kurz geſagt der Sinn unſerer Handelsverträge, und es iſt wirklich nicht 
einzuſehen, inwiefern hierdurch die Intereſſen dritter Länder beeinträchtigt werden. 

Es bleibt jedem Lande unbenommen, ähnliche oder gleiche Vereinbarungen zu treffen, 
die ſicherlich in manchen Staaten zu einer freudig begrüßten Konſolidierung einer 
labilen Wirtſchaftslage beitragen würden. Statt deſſen überließ man den Weizenbauer auf 
dem Balkan dem Spiel des Zufalls oder des Weltmarktes, der den Weizenpreis nach allen 
möglichen Geſichtspunkten, aber nur nicht nach den Intereſſen des Balkans reguliert. Am 
einfachſten war es natürlich für die Gegner der deutſchen Handelspolitik, ſich erſt gar 
nicht mit den Wirtſchaftserzeugniſſen der Vertragsländer zu beſchweren, die man ja infolge 
des eigenen kolonialen Beſitzes ſowieſo nur hätte weiterverkaufen können, und gewährte 
ſtatt deſſen lieber hoch rentable Kapitalanleihen. Politiſch geſehen führen ſolche An⸗ 
leihen immer zu einer Beeinträchtigung der nationalen Selbſtändigkeit, wirtſchaftlich ge⸗ 
ſehen haben ſie die Schwierigkeiten niemals beſeitigt, ſondern höchſtens vertagt. 

Unſere Nachbarn im Oſten und Südoſten werden am eheſten ermeſſen können, welche 
Bedeutung die Landwirtſchaft und ihre Erzeugung im bölkiſchen und wirtſchaftlichen 
Leben der Staaten hat. Das Kernproblem der deutſchen Ernährungswirtſchaft liegt in dem 
knapp vorhandenen Nahrungsraum einerſeits und in der wachſenden Bevölkerung mit einem 
hohen Lebensſtandard andererſeits. Um die aus beſchränktem Bodenertrag und natürlichem 
Wachstum des Volkes ſich ergebenden Verſorgungsſpannungen zu mildern, haben wir eine 
intenſivere Bewirtſchaftung der landwirtſchaftlichen Nutzfläche angeſtrebt und erreicht. Die 
ſyſtematiſche Durchführung der unter dem Begriff Erzeugungsſchlacht bekannten Maß⸗ 
nahmen hatte im weiteren Verlauf eine Stabiliſierung unſeres Einfuhr ⸗ 
bedarfs zur Folge, ſo daß wir unſeren ausländiſchen Lieferanten den Abſatz ihrer 
Erzeugniſſe in einer beſtimmten mengen⸗ und wertmäßigen Höhe ſogar vertraglich garan» 
tieren konnten. 

Einer Reihe von Agrarländern gelang es ſo, durch eine Anpaſſung des Erzeugungs⸗ 
umfanges an das im voraus beſtimmte Ausfuhrvolumen die Weltwirtſchaftskriſe, die auch 
im Südoſten ungeheure Erſchütterungen hervorgerufen hatte, zu überwinden und ſich von 
den Kriſenfolgen zu ſanieren. 
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Durch diefe Wirtſchaftsverträge mit dieſen Ländern werden wertvolle brachliegende Wirt⸗ 
ſchaftskräfte mobiliſiert. Verſtändnisbolle Zuſammenarbeit, Steigerung 
des Außenhandels durch Tauſch der beider ſeitigen Produktions⸗ 
über ſchüſſe, das war und iſt Deutſchlands. handels politiſche 
Parole. 

An dieſer Politik wird auch der Krieg nichts ändern, ganz im Gegenteil, denn gerade in 
Kriegszeiten wird ſich erweiſen, daß die vielfältigen wirtſchaftlichen Beziehungen und die 
Freundſchaftsbande, die uns mit dem Südoſten verbinden, auf natürlichen Vorausſetzungen 
beruhen und deswegen von Dauer ſind. Die deutſche Technik und die deutſche Induſtrie 
ſtellen nicht nur unſere eigene Verſorgung ſicher, ſie behalten auch nach wie vor ihre über⸗ 
ragende Bedeutung für den wirtſchaftlichen Fortſchritt in der Welt. 

Techniſcher Fortſchritt aber iſt ein Lebenselement des Außenhandels. Bilden Sie ſich 
nunmehr beim Rundgang durch die Meſſeräume ſelbſt ein Urteil über die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit und den Exportwillen der deutſchen Wirtſchaft! Unfere 
Gäſte aus dem Auslande werden ihre Aufmerkſamkeit wohl vor allem der techniſchen Schau 
widmen, in der Spitzenleiſtungen des deutſchen Maſchinen⸗ und Apparatebaues, der elektro⸗ 
techniſchen und chemiſchen Induſtrie und aller übrigen Induſtriegruppen ausgeſtellt ſind. 
Für die deutſchen Beſucher bietet ſich eine hervorragende Gelegenheit, in den ausländiſchen 
Pavillons ein Bild von dem Schaffen befreundeter Nationen zu empfangen, die genau ſo 
wie wir von dem aufrichtigen Willen erfüllt find, durch Austauſch ihrer Erzeugniſſe nicht 
nur dem eigenen Volke zu dienen, ſondern auch zur Wohlfahrt der übrigen beizutragen. 

Ich bin überzeugt, daß dieſe Demonſtration hier in Wien und unſere Beteiligung an den 
berſchiedenen Auslandsmeſſen, kürzlich in Theſſaloniki und ſoeben in Belgrad, den Welt⸗ 
handel und die Weltwirtſchaft mehr fördern als beiſpielsweiſe die Aufſtellung von 
[Ichwar gen Liſten, die nichts anderes als einen unfairen Anebe- 
Tun gsberſuch gegenüber dem neutralen Nuslande barftellen. Ein 
Verſuch allerdings, der feinen Zweck nicht erreichen wird und dem wir daher keine allzu 
große Bedeutung beizumeſſen brauchen. Denn auch dieſe Waffe wird ſtumpf werden und 
ſich ſchließlich gegen ihre Träger ſelbſt richten. Die deutſche Exportwirtſchaft wird trotz 
Krieg und Blockade ihre Auslandsbeziehungen aufrechterhalten und ſorgfältig pflegen. Der 
Verluſt überſeeiſcher Abſatzverbindungen wird zwar Umſtellungen und Umlagerungen nötig 
machen, jedoch keinesfalls unſere Energie lähmen können. Die zum Erſtaunen unſerer 
Feinde durch blitzartige militäriſche und diplomatiſche Aktionen in kürzeſter Zeit erzielte 
Befriedung des Oſtraumes ſchafft der Wirtſchaft unſeres Landes und aller übrigen an⸗ 
grenzenden Staaten die Möglichkeit zu einer ungeahnten Kräfteentfaltung. 

Arbeit lautet die Loſung des Führers, denn Arbeit iſt Reichtum! In dem durch natürliche 
und ſchickſalhafte Verbundenheit entſtandenen Großwirtſchaftsraum Mittel-, Oſt⸗ und Süd⸗ 
oſteuropas findet der deutſche Außenhandel ein ſtändig an Bedeutung wachſendes Be⸗ 
tätigungsfeld, das den hundertprozentigen Einſatz techniſchen Erfindergeiſtes, kaufmänniſchen 
Wagemutes und deutſcher Qualitätsarbeit lohnt. Die ausländiſchen Gäſte aber mögen von 
dieſer Veranſtaltung mit der Überzeugung nach ihrer Heimat zurückkehren, daß Deutſch⸗ 
lands Wirtſchaft trotz Krieg und trotz Blockade bereit und in der Lage iſt, wie bisher an 
0 1 Nerioupang und damit am friedlichen Aufbau ihrer Länder mitzuwirken. 
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